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as Deutsche Jugendinstitut e.V. (DJI) ist ein zentrales sozialwissenschaftliches
orschungsinstitut auf Bundesebene mit den Abteilungen „Kinder und Kinderbe-

reuung“, „Jugend und Jugendhilfe“, „Familie und Familienpolitik“, „Geschlechter-
orschung und Frauenpolitik“ und „Social Monitoring“ sowie dem Forschungs-
chwerpunkt „Übergänge in Arbeit“. Es führt sowohl eigene Forschungsvorhaben
ls auch Auftragsforschungsprojekte durch. Die Finanzierung erfolgt überwie-
end aus Mitteln des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
end und im Rahmen von Projektförderung aus Mitteln des Bundesministeriums
ür Bildung und Forschung. Weitere Zuwendungen erhält das DJI von den Bun-
esländern und Institutionen der Wissenschaftsförderung. 

as Projekt „Interkulturelles Netzwerk der Jugendsozialarbeit im Sozialraum“ in
er Abteilung „Jugend und Jugendhilfe“ des DJI wurde vom Bundesministerium
ür Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) gefördert (Laufzeit April
000 bis April 2003). In diesem Projekt, das die wissenschaftliche Begleitung und
rogrammevaluation des Bundesmodellprogramms „Interkulturelles Netzwerk der
ugendsozialarbeit im Sozialraum“ beinhaltete, arbeiteten Karin Haubrich (April
000 bis August 2001), Dr. Gritt Klinkhammer (Oktober 2001 bis Mai 2002), An-
rea M. Obermaier (Juli 2002 bis März 2003) sowie Andreas Vossler (Juli 2000
is April 2003).  
ie vorliegende Veröffentlichung „Netze knüpfen – Integration fördern. Evaluati-
nsstudie zum Bundesmodellprogramm ‚Interkulturelles Netzwerk der Jugendso-
ialarbeit im Sozialraum‘“ ist der Abschlussbericht der wissenschaftlichen Beglei-
ung zum Bundesmodellprogramm. 
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I EINLEITUNG 
 
Die vorliegende Veröffentlichung �Netze knüpfen � Integration fördern. Eva-
luationsstudie zum Bundesmodellprogramm �Interkulturelles Netzwerk der Ju-
gendsozialarbeit im Sozialraum�� gibt einen Überblick über die Ergebnisse der 
wissenschaftlichen Begleitung des Bundesmodellprogrammes �Interkulturelles 
Netzwerk der Jugendsozialarbeit im Sozialraum�.  

Kapitel I skizziert einführend den rechtlichen und fachlichen Kontext des 
Modellprogrammes, um darauf aufbauend den Programmrahmen und die Pro-
grammschwerpunkte, die Anlage der Evaluationsstudie sowie die Umsetzung 
des Evaluationsansatzes im Programmverlauf zu beschreiben.  

Kapitel II beschreibt die Ergebnisse und Erkenntnisse bei der Umsetzung 
des Modellprogramms durch die Modellprojekte. Dazu werden getrennt für die 
beiden Programmschwerpunkte (II.1 und II.2) zunächst die leitenden Evalua-
tionsfragestellungen aufgespannt. Anschließend wird über die Ausgangssitua-
tionen und Rahmenbedingungen der Projektarbeit, die daraus entwickelten 
grundlegenden Projektstrategien sowie die damit erzielten Ergebnisse berichtet.  

Kapitel III fasst die wesentlichen Erkenntnisse und Ergebnisse aus dem 
Bundesmodellprogramm entlang zentraler Auswertungsfragen zusammen. Ab-
geschlossen wird die Evaluationsstudie mit einem Leitfaden für die Praxis, der 
die Implikationen aus den Programmergebnissen für die Weiterentwicklung 
von Jugendgemeinschaftswerken zu �Jugendmigrationsdiensten� integriert. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 10 

1 Rechtlicher und fachlicher Programmkon-
text 

 

1.1 Rechtsgrundlagen – Ausländergesetz und 
KJHG 

 
Zahlreiche Akteure der Jugend- und Migrationssozialarbeit erwarteten im ver-
gangenen Jahr 2002 die verfassungsmäßige Verabschiedung des deutschen 
Zuwanderungsgesetzes, das auch die politischen, rechtlichen und sozialen 
Rahmenbedingungen für die Migrationssozialarbeit in der Kinder- und Jugend-
hilfe nachhaltig verändern wird. Die Erwartung dieser Veränderungen hatte in 
den letzten Monaten Folgen für die Jugend- und Migrationssozialarbeit, deren 
Handlungsspielräume zwangsläufig in der Ungewissheit zwischen den alten 
und neuen rechtlichen Rahmenbedingungen verhaftet blieben.  

Im Rahmen des Bundesmodellprogrammes �Interkulturelles Netzwerk der 
Jugendsozialarbeit im Sozialraum�, dessen Umsetzung in den Jahren 2000 bis 
2002 in die Hoch-Zeit der kommenden rechtlichen Veränderungen fiel, zeigte 
sich vereinzelt, dass in Erwartung des Zuwanderungsgesetzes Neukonzeptio-
nen kommunaler Integrationspolitik, verbindliche Zusammenarbeiten kom-
munaler Stellen mit den Modellprojekten oder die Bewilligung von beantragten 
Projekten teilweise aufgeschoben wurden. Die Modellprojekte des Bundesmo-
dellprogrammes hatten die Aufgabe, modellhaft Einrichtungen der Jugendsozi-
alarbeit als zentrale Ansprechpartner/innen für alle jungen Menschen mit 
Migrationshintergrund weiterzuentwickeln und durch Vernetzung und Ein-
flussnahme auf kommunale Planungsprozesse die regionale Angebotsstruktur 
für alle zugewanderten Jugendlichen zu verbessern (vgl. I.2. �Programmrah-
men und -schwerpunkte�). 

Derzeit ist der gesetzliche Rahmen für die Sozialarbeit mit jugendlichen 
Migrant/innen unter anderem wesentlich durch das Kinder- und Jugendhilfe-
gesetz (KJHG) und das Ausländergesetz (AuslG) geregelt. Entsprechend §1 
und §6 KJHG stehen die Kinder- und Jugendhilfeleistungen grundsätzlich allen 
Kindern und Jugendlichen in Deutschland unabhängig von ihrer Herkunft zur 
Verfügung, wenn sie rechtmäßig oder aufgrund einer ausländerrechtlichen 
Duldung ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben. 

Zu den rechtlichen Rahmenbedingung der Migrationssozialarbeit mit Ju-
gendlichen seien an dieser Stelle kurz relevante Aspekte des bisherigen Auslän-
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dergesetzes (1991) und des geplanten Zuwanderungsgesetzes (Verabschie-
dungszeitpunkt derzeit noch unklar) skizziert. 

 
Textkasten I.1.1: Bisheriges Ausländergesetz und geplantes Zuwanderungs- bzw. Aufenthaltsgesetz 
 
Bisheriges Ausländergesetz und geplantes Zuwanderungs- bzw. Aufent-

haltsgesetz 
 
Das seit dem 1. Januar 1991 gültige Ausländergesetz (AuslG) der Bundesrepublik 
Deutschland regelt den Zuzug bzw. die Ausreise und die Integration der auf 
Dauer in Deutschland lebenden Migrant/innen. Das Gesetz differenziert in ein 
spezielles und in ein allgemeines Ausländerrecht. Im speziellen Ausländerrecht 
werden Aufenthalte von EU-Bürger/innen (auch Asylrecht), von Menschen 
mit Diplomatenstatus und von Angestellten internationaler Organisationen ge-
regelt. Das allgemeine Ausländerrecht, welches das Ausländergesetz, eine ent-
sprechende Durchführungsverordnung und verschiedene Ländererlasse um-
fasst, beinhaltet die Bestimmungen über fünf verschiedene Aufenthaltsgeneh-
migungen. Zusätzlich gibt es zwei Aufenthaltstitel, die zeitlich und räumlich be-
grenzte Duldung (z.B. Kriegsflüchtlinge) und eine vorläufige Aufenthaltsgestat-
tung (Asylbewerber/innen), entsprechend dem Asylverfahrensgesetz (Asyl-
VerfG; vgl. Teuber 2002, S.93ff). 
 
Das geplante Zuwanderungsgesetz beinhaltet das Aufenthaltsgesetz (AufenthG) und 
das Gesetz über die allgemeine Freizügigkeit von Unionsbürger/innen (FreizügG/EU). 
Migrant/innen aus EU-Staaten, �Unionsbürger/innen�, erhalten im FreizügG 
volle Bürger/innenrechte im Sinne unbeschränkter Rechte auf Einreise, Auf-
enthalt und Erwerbstätigkeit. Das Aufenthaltsgesetz würde künftig den Auf-
enthalt, die Erwerbstätigkeit und Integration aller Ausländer/innen, die nicht 
aus EU-Staaten stammen, beschränkend regeln. Das neue Recht würde zumin-
dest die Systematik vereinfachen und insgesamt nur noch zwischen drei Auf-
enthaltstiteln unterscheiden: das Visum, die Aufenthaltserlaubnis (befristeter 
Aufenthaltstitel) und die Niederlassungserlaubnis (unbefristeter Aufenthaltstitel 
nach unter anderem mindestens fünfjähriger Aufenthaltserlaubnis; §4 Auf-
enthG). All diejenigen Migrant/innen, die eine befristete Aufenthaltserlaubnis 
erhalten haben und sich nicht in deutscher Sprache verständigen können, 
müssten entsprechend des geplanten Zuwanderungsgesetzes künftig einen In-
tegrationskurs für Ausländer/innen absolvieren (§§43,44,45 AufenthG). Der 
Nachweis eines erfolgreich abgeschlossenen Integrationskurses würde zusätz-
lich wesentlicher Bestandteil für eine spätere Beantragung einer unbefristeten 
Niederlassungserlaubnis (vgl. Teuber 2002, S.93ff). 
 
 
Doch auch wenn das geplante Zuwanderungsgesetz das bisherige Auslän-

dergesetz ablösen wird, wird sich die Jugendsozialarbeit rechtlich nicht unein-
geschränkt auf alle jugendlichen Migrant/innen beziehen können. Es werden 
bestimmte rechtlichen Unsicherheiten bestehen bleiben. Dies betrifft die soge-
nannte „Ermessensausweisung“ und die Sozialarbeit mit (Kinder-)Flüchtlingen. 

Als Grund für eine „Ermessensausweisung“ (§55 AufenthG) von Ausländer/in-
nen gilt entsprechend dem Entwurf zum neuen Aufenthaltsgesetz (wie schon 
im bisherigen Ausländergesetz) unter anderem der Bezug von �Hilfe zur Er-
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ziehung außerhalb der eigenen Familie oder Hilfe für junge Volljährige nach 
dem Achten Buch Sozialgesetzbuch (erhält); das gilt nicht für einen Minder-
jährigen, dessen Eltern oder dessen allein personensorgeberechtigter Elternteil 
sich rechtmäßig im Bundesgebiet aufhalten� (§45 Abs. 1 und §46 Nr. 7 AuslG; 
vgl. Teuber 2002, S.93ff). Zusätzlich sind bisher nach dem Ausländergesetz 
(§76 Abs. 1, 2 und 5) öffentliche Stellen wie z.B. Sozial- und Jugendämter ver-
pflichtet, die Ausländerbehörde über Zuwanderer/innen ohne erforderliche 
Aufenthaltsgenehmigung oder Duldung zu informieren. Dies schränken aber 
die Paragraphen 64 und 65 des KJHG insofern ein, als dass es der Jugendhilfe 
obliegt, von einer Datenübergabe abzusehen, wenn dies dem Erfolg der Ju-
gendhilfeleistung zuwiderläuft. 

Zwischen dem Ausländergesetz bzw. Aufenhaltsgesetz und dem Kinder- 
und Jugendhilfegesetz (KJHG) besteht also hinsichtlich der Betreuung jugend-
licher Migrant/innen ein �grundsätzlicher Zielkonflikt� (Teuber 2002). Wäh-
rend das KJHG in §1 Abs. 1 Kinder- und Jugendhilfeleistungen grundsätzlich 
allen Kindern und Jugendlichen in Deutschland unabhängig von ihrer Herkunft 
zur Verfügung stellt, schränkt dies mit Bezug auf das Ausländergesetz (§§45 
und 46) gleichzeitig der §6 KJHG wieder ein. Entsprechend §6 KJHG können 
Ausländer/innen Leistungen nach dem KJHG nur beanspruchen, �wenn sie 
rechtmäßig oder aufgrund einer ausländerrechtlichen Duldung ihren gewöhnli-
chen Aufenthalt im Inland haben� (vgl. auch Rosner/Laubach 2002, S.19). Aus 
diesem Zielkonflikt ergibt sich nach Einschätzung der Sachverständigenkom-
mission des elften Kinder- und Jugendberichtes �eine geradezu absurde 
Konstellation (...), dass jungen Menschen ausländischer Staatsangehörigkeit, die 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland haben, zwar ein Anspruch auf 
Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe zusteht, dass die Geltendmachung 
dieses Anspruchs aber gleichzeitig mit ausländerrechtlichen Konsequenzen 
geahndet werden kann� (Elfter Kinder- und Jugendbericht 2002, S.211). Nach 
Meinung der Kommission müsste der Ausweisungstatbestand aus dem AuslG 
entfernt werden, um der integrationspolitischen Absicht des Kinder- und Ju-
gendhilferechts gerecht werden zu können. Damit könnte auch eine Signalwir-
kung gegenüber den Zugewanderten erzielt werden, da anzunehmen ist, dass 
von der Regelung eine �abschreckende Wirkung� ausgeht und �Hilfsangebote 
selbst dann nicht in Anspruch genommen werden, wenn dies rechtmäßig und 
folgenlos für den Aufenthaltsstatus geschehen könnte� (Rosner/Laubach 2002, 
S.20). Abgesehen davon kann diese Regelung auch zu einer rechtlichen Verun-
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sicherung der Akteure in der Jugendsozialarbeit führen. Diese müssen oder 
können aufgrund der widersprüchlichen Rechtslage unter Umständen Leistun-
gen verweigern. Es ist davon auszugehen, dass diese Gesetzeslage von KJHG 
und AuslG bzw. AufenthG weiterhin Auswirkungen auf die Jugendsozialarbeit 
mit Migrant/innen haben wird. Sie kann auf die angestrebte Öffnung der Fach- 
und Regeldienste und somit auf Integrationsbestrebungen allgemein behin-
dernd wirken.  

In einer ähnlichen rechtlichen Unsicherheit befindet sich die Kinder- und 
Jugendhilfe in Bezug auf (Kinder-)Flüchtlinge, jugendliche Asylsuchende ohne 
Anerkennung oder sogenannte �illegale� Kinder und Jugendliche ohne recht-
mäßigem Aufenthaltstitel. 

Kinderflüchtlinge unter sechzehn Jahren, die aus einem �sicheren Dritt-
staat� einreisen oder nicht über gültige Ausweispapiere verfügen, müssen sich 
kinderrechtswidrig einem verkürzten �Flughafenverfahren� unterziehen bevor 
sie Zugang zur Jugendhilfe erhalten. Zusätzlich gelten jugendliche Flüchtlinge 
ab 16 Jahren in der deutschen Asylgesetzgebung als volljährig. Leistungen der 
Jugendhilfe sind für sie nicht vorgesehen. Die deutsche Asylgesetzgebung ent-
spricht damit bisher weder dem Haager Minderjährigenschutzabkommen noch 
der UN-Kinderrechtskonvention (vgl. Teuber 2002, S.101ff). 

Aus dieser Rechtslage folgt für die Kinder- und Jugendhilfe im Allgemeinen 
und die Jugendsozialarbeit im Speziellen, dass �Träger der Kinder- und Ju-
gendhilfe, die unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen aus sozialen Erwä-
gungen oder unter Berufung auf Verträge und Vereinbarungen � etwa die Gen-
fer Flüchtlingskonvention oder die UN-Konvention über die Rechte des Kin-
des � gleichwohl Hilfe zukommen lassen, in Gefahr stehen, sich am Rande der 
Legalität zu bewegen�. Davon ausgenommen ist hier �lediglich die Inobhut-
nahme als vorläufige Krisenintervention� (Elfter Kinder- und Jugendbericht 
2002, S.211). 

In Bezug auf junge Flüchtlinge sollten laut dem Positionspapier zur Situa-
tion junger Flüchtlinge (2001) der Bundesarbeitsgemeinschaft BAG JAW �die 
einschränkenden aufenthaltsrechtlichen Regelungen und damit auch die för-
derrechtlichen Rahmenbedingungen angepasst bzw. verändert werden�, um 
auch diese jungen Menschen �bis zum 27. Lebensjahr auf ihrem Weg zu einem 
unabhängigen und selbstverantwortlichem Erwachsenenleben und zu voller 
gesellschaftlicher Teilhabe (...) unterstützen� zu können (S.15f). 
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Die skizzierten rechtlichen Unsicherheiten dürften mit verantwortlich dafür 
sein, dass zugewanderte Kinder und Jugendliche, so weit überhaupt statistisch 
erfasst, in vielen Bereichen der Kinder- und Jugendhilfe (besonders bei der 
Inanspruchnahme von ambulanten, Familien unterstützenden, die ursprüngli-
che Lebenswelt erhaltenden Leistungen) unterdurchschnittlich repräsentiert 
sind (vgl. Elfter Kinder- und Jugendbericht 2002, S.212).  

Obgleich die Gültigkeit des im März 2002 vom Bundesrat in einem um-
strittenen Abstimmungsverfahren verabschiedeten Zuwanderungsgesetzes im 
Dezember 2002 vor dem Bundesverfassungsgericht für nichtig erklärt wurde, 
enthält der derzeitige Entwurf des Gesetzes dennoch Aspekte, die auf Grund 
ihrer Dringlichkeit und Relevanz für die Jugend- und Migrationssozialarbeit 
nicht aufgeschoben werden können und nun auf anderem Wege bearbeitet 
werden müssen. Bezüglich der �Förderung der Integration� (Kapitel 3, 
§§43,44,45 AufenthG) wird das Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend (BMFSFJ) deshalb beispielweise bis zum Inkrafttreten ei-
nes neuen Zuwanderungsgesetzes durch die Weiterführung von Sprachförder-
maßnahmen (Garantiefonds) eine kontinuierliche Unterstützung für junge 
Spätaussiedler/innen (vgl. dazu auch Bundesvertriebenengesetz BVFG 1953 

(neugefasst 1993, zuletzt geändert 2001) §9 Abs.1), Asylberechtigte und Kon-

tingentflüchtlinge sicherstellen. Damit sollen Lücken in der Förderung des 
Spracherwerbs und der sozialpädagogischen Begleitung, die wichtige Bestand-
teile des Integrationsprozesses in weiterführende Schulen, Ausbildungs- und 
Arbeitsplätze sind, vermieden werden (Pressemitteilung des BMFSFJ vom 
09.01.2003). 

 

1.2 Neue fachliche Anforderungen an die Sozial-
arbeit mit jugendlichen Migrant/innen 

 
Laut sechstem Familienbericht �bleibt, bei Zuwandernden aus dem Ausland 
auch nach der Einbürgerung, Migration ein Prozess, der das Denken und Han-
deln der Gewanderten und ihrer Nachkommen bestimmt (...)� (zitiert im Elf-
ten Kinder- und Jugendbericht 2002, S.204). Deshalb kann die Kinder- und 
Jugendhilfe nicht länger davon ausgehen, �dass ein dauerhaftes Leben an einem 
Ort der Normalfall im Leben der Heranwachsenden ist und Mobilität die Aus-
nahme� (Elfter Kinder- und Jugendbericht 2002, S.204).  
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Wenn Migration als �Normalfall im Leben der Heranwachsenden� aner-
kannt wird, zieht dies fachliche Konsequenzen für die Kinder- und Jugendhilfe 
nach sich. Denn mit der damit einhergehenden Sichtweise, pluralisierter Le-
bensweisen als Normalfall zu verstehen, wird die Tradition der gruppenbezo-
genen �Defizitperspektive� allmählich aufgegeben. Diese defizitorientierte Per-
spektive, die sich vereinheitlichend auf alle Migrant/innen oder auf einzelne 
Ethnien oder Nationenzugehörigkeiten als Gruppe im defizitären �Ausnahme-
zustand� (unselbständig und hilflos) bezog, hatte in den letzten vierzig Jahre 
der �Ausländerarbeit� dominierte. Sie wird nunmehr schrittweise von einer 
stärker fallbezogenen �Bedarfs- und Ressourcenperspektive� abgelöst.  

Die Ambivalenz beider Perspektiven gilt es auch im Handlungsfeld der Ju-
gendsozialarbeit mit Migrant/innen auszuloten. Denn einerseits sollten spezifi-
sche Bedürfnisse hilfesuchender Zugewanderter berücksichtigt und anderer-
seits keine segregierenden Wirkungen befördert werden (vgl. Elfter Kinder- 
und Jugendbericht 2002, S.217). Grundsätzlich werden der Kinder- und Ju-
gendhilfe ressourcenentfaltende Handlungsansätze empfohlen, die jugendliche 
Migrant/innen fördern, Strategien der Lebensgestaltung zu entwickeln (Rosner 
/Laubach 2002, S.23).  

Der beschriebene Perspektivenwechsel vermag möglicherweise auf Dauer 
dazu beizutragen, die Zugangsbarrieren von Migrant/innen zu Einrichtungen 
und Angeboten der Jugendsozialarbeit zu überwinden. Denn mit Gaitanides 
(2003, S.41) kann ein Hauptgrund �für die unterdurchschnittliche und weniger 
erfolgreiche Partizipation von Migrantenfamilien an den Angeboten der Ju-
gendhilfe� in der bisherigen �unzureichenden Berücksichtigung der besonde-
ren sozialen, sozialpsychologischen, rechtlichen und kulturellen Voraussetzun-
gen der Zielgruppe� gesehen werden. 

Entsprechend der Stellungnahme der Bundesregierung zum elften Kinder- 
und Jugendbericht, die diesen Perspektivenwechsel unterstützt, sollen insbe-
sondere die Chancengleichheit und die Entwicklungspotentiale von zugewan-
derten Kindern und Jugendlichen stärker gefördert und deshalb eine Neuori-
entierung der Integrationspolitik, die ebenso für jugendliche Aussiedler/innen 
gelten soll, vollzogen werden. Die Regierung will sich dabei im Rahmen des 
Zuwanderungsgesetzes gezielt für ein neues System der Sprachförderung für 
alle Zuwander/innen mit einer dauerhaften Aufenthaltsperspektive einsetzen. 
Hinsichtlich der Aus- und Weiterbildung von jungen Migrant/innen sollen 
lokale und regionale Netzwerke gefördert, genutzt und besser auf den Bedarf 
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der unterschiedlichen Zielgruppen ausgerichtet werden. Dabei soll nicht von 
den Defiziten, sondern von den vorhandenen Stärken der Jugendlichen ausge-
gangen werden. Für eine optimale Förderung der migrierten Jugendlichen soll 
die sozialpädagogische Integrationsberatung und -betreuung (insbesondere 
außerschulische Maßnahmen) vorangebracht werden. Hier wird eine stärkere 
interkulturelle Öffnung der bestehenden Leistungen für Kinder und Jugendli-
che gefordert. Die Kooperation zwischen Schule und außerschulischen Maß-
nahmen sei dabei besonders zu fördern (Stellungnahme der Bundesregierung 
zum Elften Kinder- und Jugendbericht 2002, S.20ff). 

 In diesem Sinne ergibt sich für die Sozialarbeit mit jugendlichen Mig-
rant/innen ein verändertes Aufgabenspektrum. Um die Integration von Ju-
gendlichen mit Migrationshintergrund in weiterführende Schulen, Ausbildungs- 
und Arbeitsplätze verbessert durchführen können, wird die Jugendsozialarbeit 
verstärkt sozialräumliche Managementaufgaben für die Vernetzung integrati-
onsrelevanter Dienste übernehmen müssen. Dies bedeutet eine Intensivierung 
der bisherigen Gemeinwesenarbeit, da die Integration von jugendlichen 
Migrant/innen mit Hilfebedarf zu einer Querschnittsaufgabe wird, welche ne-
ben den freien Jugendhilfeträgern auch die kommunalen und sozialräumlichen 
Strukturen und Institutionen in besonderem Maße fordert. 

Dabei sollten beispielsweise zusätzlich geöffnete Angebote, verschieden Be-
teiligungsformen von Migrant/innen und die Weiterqualifizierung des Perso-
nals in der Kinder- und Jugendhilfe im Hinblick auf geöffnete Angebote mit 
jugendlichen Migrant/innen (vgl. auch Empfehlungen der Kommission des 
Elften Kinder- und Jugendberichtes 2002, S.214ff) vorangebracht werden. 

Die Qualifikationsanforderung �Interkulturelle Kompetenz� (vgl. Textkas-
ten I.1.2) der Mitarbeiter/innen ist laut Gaitanides (2003, S.42) ein wichtiger 
Baustein für die interkulturelle Öffnung sozialer Dienste und Institutionen. Die 
Reform müsse scheitern, würde dieser Qualifikationsanforderung nicht hohe 
Priorität in der Organisationsentwicklung, in welche die Leitungsebene einbe-
zogen ist, eingeräumt. Darüber hinaus kann interkulturelle Kompetenz am 
besten in interkulturell besetzten Teams entwickelt werden. Entscheidend da-
bei ist: �Interkulturelle Teamentwicklung muss methodisch betrieben werden 
und setzt auch ein strukturelles Machtgleichgewicht durch paritätische Beset-
zung und die Förderung der Aufstiegschancen für Mitarbeiter/innen mit 
Migrationshintergrund voraus� (Gaitanides 2003, S.45).  
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Textkasten I.1.2: Qualifikationsanforderung „Interkulturelle Kompetenz“ 
 

Qualifikationsanforderung „Interkulturelle Kompetenz“ 
 
Bezüglich der beruflichen Qualifikationsanforderung „Interkulturelle Kompetenz“ 
für die Soziale Arbeit mit Migrant/innen lassen sich nach Franz Hamburger 
(2002) die Wissens- und Erfahrungsebene und die Ebene personaler Kompe-
tenzen unterscheiden. Judith Dauscher (2001) greift dafür eine andere Systema-
tik auf und differenziert instrumentelle und kommunikative Kompetenzen 
(S.47). 
Die Ebene migrationsspezifischen Wissens (instrumentelle Kompetenzen) kann 
beispielsweise das Wissen um Migrationsgründe, daraus erwachsende Belastun-
gen und/oder Bewältigungsstrategien, daraus erwachsende spezifische Ressour-
cen aber auch Stigmatisierungsmechanismen, Kenntnisse über Theoriediskussi-
onen zu Kultur, Ethnizität, Nationalität usw. umfassen. Interkulturelle bzw. 
transkulturelle Erfahrungen aus eigenen Migrationsbiografien, längeren Aus-
landsaufenthalten oder familiären Kontexten können eine zusätzliche Offenheit 
befördern. Dauscher (2001, S.47) erwähnt hier zusätzlich die Kenntnisse der 
Kultur des Aufnahmelandes, die sich unter anderem auf strukturelle Fragen be-
ziehen wie �z.B. Kenntnisse der rechtlichen Rahmenbedingungen, Verhältnis 
von Staat und Kirche, Trennung von öffentlicher und privater Sphäre etc.�.  
Personale Kompetenzen (kommunikative Kompetenzen) in der Arbeit mit 
Migrant/innen sind im Grunde klientelunabhängige Basiskompetenzen wie die 
Fähigkeit differenziert wahrzunehmen, die Fähigkeit zur Selbstreflexion, kom-
munikative Kompetenzen, Ambiguitätstoleranz (kognitiv), Ambivalenztoleranz 
(affektiv) und andere (vgl. Hamburger 2002, S.40ff; vgl. Dauscher 2001, S.46).  
Forschungsergebnisse zeigen, dass ein gemeinsamer Migrationshintergrund 
(unabhängig vom konkreten Herkunftsland) von Jugendlichen und Sozialar-
beiter/innen ein besonderes Vertrauensverhältnis schaffen kann, das die Zu-
sammenarbeit erleichtert (Haubrich/Frank 2002, S. 173). Ein gemeinsamer kul-
tureller/ethnischer und sprachlicher Hintergrund förderte die Zusammenarbeit 
zwischen Mitarbeiter/innen der Modellprojekte und Vertreter/innen von Mig-
rant/innenorganisationen (vgl. Kap. II.1.8.3).  
 

 
Im Sinne der in diesem Einleitungskapitel skizzierten neuen fachlichen und 

politischen Anforderungen wird das BMFSFJ unter anderem die fallbezogene 
�sozialpädagogische Begleitung (...) unabhängig vom Inkrafttreten eines neuen 
Zuwanderungsgesetzes wie geplant im Jahr 2003 durch die Umstrukturierung 
und den Ausbau der Jugendgemeinschaftswerke (JGW) zu modernen Jugend-
migrationsdiensten weiterhin gewährleisten und verbessern� (Pressemitteilung 
des BMFSFJ vom 09.01.2003). 

Dazu wurde im Vorfeld mit der Änderung der Richtlinien für den Kinder- 
und Jugendplan des Bundes zum 01.01.2001 (BMFSFJ 2001c) vor zwei Jahren 
eine neue rechtliche Grundlage für die Jugendgemeinschaftswerke geschaffen, 
welche die Zielgruppenöffnung von ihrer bisherigen Zielgruppe der jugendli-
chen Aussiedler/innen auf alle Jugendlichen mit Migrationshintergrund legiti-
miert (Mies-van Engelshoven 2001). 
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Die Weiterentwicklung der Jugendgemeinschaftswerke zu Jugendmigrati-
onsdiensten, die wesentlich durch die Merkmale Zielgruppenöffnung, verstärk-
te Gemeinwesenarbeit und Übernahme von Netzwerkmanagement charakteris-
iert ist, sollte im Rahmen des Bundesmodellprogrammes �Interkulturelles 
Netzwerk der Jugendsozialarbeit� beispielhaft erprobt werden. 
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2 Programmrahmen und -schwerpunkte 
 
Im Folgenden wird das Programmkonzept des Bundesmodellprogrammes 
�Interkulturelles Netzwerk der Jugendsozialarbeit im Sozialraum� vorgestellt. 
Davon ausgehend lassen sich dann konkrete Handlungsziele zur Umsetzung 
des Programmkonzepts durch die Modellprojekte definieren. 
 

2.1 Das Programmkonzept des Bundesmodell-
programms 

 
Im Rahmen des Modellprogramms sollten Einrichtungen der Jugendsozialar-
beit, überwiegend Jugendgemeinschaftswerke, zu zentralen Ansprechpart-
ner/innen für alle zugewanderten Jugendlichen weiterentwickelt und durch 
Vernetzung und Einflussnahme auf kommunale Planungsprozesse eine Ver-
besserung der regionalen Angebotsstruktur für junge Migrant/innen erreicht 
werden. Die übergeordnete Zielrichtung war es dabei, zugewanderten jungen 
Menschen eine gleichberechtigte Teilhabe am sozialen und gesellschaftlichen 
Leben im Gemeinwesen zu ermöglichen.       

Das Programmkonzept umfasst damit zwei Programmschwerpunkte, die 
miteinander verknüpft sind: 

 
a) Öffnung und Weiterentwicklung der Einrichtungen der Jugendso-

zialarbeit    
Im Sinne des ersten Programmschwerpunktes sollten insbesondere Jugendge-
meinschaftswerke ihre Angebote für alle jugendliche Migrant/innen � sowohl 
für junge Aussiedler/innen als auch für alle nicht-deutschen Jugendlichen, die 
auf entsprechende Integrationshilfen angewiesen sind � öffnen und sich damit 
zu einer Migrationsfachstelle im jeweiligen Sozialraum weiterentwickeln. 

Damit griff das Modellprogramm die immer noch aktuelle Forderung der 
Migrationssozialarbeit auf, Sprachkurse sowie Beratungs- und Betreuungsan-
gebote für Migrant/innen nicht mehr nach dem Herkunftsland der Zugewan-
derten und ihrem Aufenthaltsstatus zu trennen, sondern am tatsächlichen Be-
darf zu orientieren (vgl. z.B. Positionspapier der Bundesarbeitsgemeinschaft 
Jugendsozialarbeit (BAG JAW) 2001). Neu war dabei, dass in diesen Prozess 
der Öffnung von Angeboten auch die Jugendgemeinschaftswerke mit einbe-
zogen wurden. Damit nahm das Modellprogramm, das im Februar 2000 star-
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tete, die Änderung der Richtlinien im Rahmen des Kinder- und Jugendplanes 
vorweg, nach denen seit 01.01.2001 die Angebote für Aussiedlerjugendliche 
allen Zugewanderten zugute kommen können (BMFSFJ 2001c). Die Öffnung 
sollte zunächst modellhaft bei jenen Jugendgemeinschaftswerken erfolgen, die 
an den Modellprojektstandorten derselben Trägergruppe wie die Modellpro-
jekte angehörten und mit diesen eng zusammenarbeiten sollten. Damit waren 
die betroffenen Jugendgemeinschaftswerke integrale Bestandteile des Modell-
programms.  

Die während der Modellphase gewonnenen Erkenntnisse sollten in die lau-
fende und zukünftige Arbeit der Jugendgemeinschaftswerke einfließen. Über-
dies wurde erwartet, dass die Ergebnisse aus dem Modellprogramm hinsicht-
lich der Zusammenführung der Beratung und Betreuung aller jugendlichen 
Migrant/innen wichtige Informationen für die Entwicklung eines neuen Ge-
samtintegrationskonzeptes auf bundespolitischer Ebene liefern.          

 
b) Etablierung und Förderung interkultureller Netzwerke/Netzwerk-

management 
Der zweite Programmschwerpunkt stellt den Prozess der Einrichtungsöffnung 
in einen für den gesamten Sozialraum angestrebten Prozess der Etablierung 
eines interkulturellen Netzwerkes der Jugendsozialarbeit. Nach dem zugrunde-
liegenden Programmkonzept geht es dabei aber �...nicht um neue Projekte für 
junge Ausländerinnen und Ausländer, sondern um die Einbeziehung dieser 
jungen Menschen in die bestehenden Strukturen vor Ort� (BMFSFJ 1999a, S. 
2). Ziel des Programms ist somit vorrangig die interkulturelle Öffnung der im 
jeweiligen Projektgebiet bestehenden Einrichtungen und sozialen Dienste, de-
ren Kooperation und Koordination dazu im Sinne einer Sozialraumorientie-
rung (vgl. Klawe 2000) verbessert werden soll.     

Hintergrund für die Formulierung der Programmziele zur �Netzwerkarbeit� 
waren die Erfahrungen aus dem vorangegangenen Bundesmodellprogramm 
�Mobile Jugendsozialarbeit für junge Menschen ausländischer Herkunft� 
(Haubrich/Frank 2000). Dort hatte sich gezeigt, dass die Vernetzungsarbeit der 
Modellprojekte zur Förderung der beruflichen Integration in erster Linie in der 
Einzelfallhilfe erfolgreich war. Dauerhaftere und verbindliche Kooperations-
formen � im Sinne eines funktionierenden Netzwerkes � konnten dagegen nur 
trägerintern (mit der Jugendberufshilfe beim gleichen Träger) und mit Schulen 
aufgebaut werden. 
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Die Aufgabe der Modellprojekte im nachfolgenden Modellprogramm war 
es daher, die im Sozialraum vorhandenen Ressourcen zu mobilisieren, beste-
hende Angebote zu vernetzen und ihre Öffnung für die Zielgruppen junger 
Migrant/innen zu fördern. Sie sollten sich hierzu in die bestehenden Struktu-
ren vor Ort integrieren bzw. bei Bedarf neue Vernetzungsstrukturen entwi-
ckeln. Die Netzwerkarbeit sollte zugleich durch Bestands- und Bedarfsanalysen 
unter interkulturellen Gesichtspunkten und darüber identifizierte Versor-
gungslücken auf eine systematische Grundlage gestellt werden, auf der be-
darfsgerechte Konzepte und Maßnahmen entwickelt und in kommunale Pla-
nungsprozesse eingebracht werden können.  

Zudem war eine enge Kooperation der Modellprojekte mit dem Stadtteil- 
bzw. Quartiersmanagement vorgesehen, um die Anliegen von Migrant/innen 
auch in diesem Kontext deutlich zu machen. Bei der Auswahl der Modell-
standorte wurde daher darauf Wert gelegt, Überschneidungen mit den Gebie-
ten aus dem Bund-Länder-Programm �Stadtteile mit besonderen Erneuerungsbedarf – 
Die Soziale Stadt� des BMVBW (Bundesministerium für Verkehr, Bau- und 
Wohnungswesen) zu realisieren. 

 
Das Bund-Länder-Programm �Soziale Stadt� und die Programmplattform 

�Entwicklung und Chancen junger Menschen in sozialen Brennpunkten� (E&C) des 
BMFSFJ, in die das Modellprogramm als Programmteil integriert war, sind 
insbesondere auf Bundesebene aufeinander bezogen. 

Im Zentrum des Programms E&C stehen benachteiligte Kinder und Ju-
gendliche in sozialen Brennpunkten und strukturschwachen ländlichen Regio-
nen. Ziel dieses Programms ist es, zum einen �über die im Rahmen des Kin-
der- und Jugendplans des Bundes geförderte Infrastruktur der Kinder- und 
Jugendhilfe Ressourcen und Maßnahmen für diese Sozialräume zu mobilisie-
ren, die Arbeit im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe in diesen Sozialräumen 
qualifizieren und weiterentwickeln helfen sowie den Blick in der Kinder- und 
Jugendhilfe stärker als bisher auf die Probleme und Schwierigkeiten junger 
Menschen in diesen Sozialräumen zu richten. Zum anderen sollen neue Maß-
nahmen entwickelt und erprobt werden, die die soziale, berufliche und gesell-
schaftliche Integration junger Menschen aus diesen Sozialräumen fördern� 
(BMFSFJ 1999b, S.3).          

Von allen Programmteilen (z.B. �Freiwilliges Soziales Trainingsjahr� (FSTJ), 
�KuQ � Kompetenz und Qualifikation für junge Menschen in sozialen Brenn-
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punkten�) kommt das Bundesmodellprogramm �Interkulturelles Netzwerk der 
Jugendsozialarbeit im Sozialraum� den Kerngedanken des E&C-Programms 
am nächsten. Prinzipien wie die Entwicklung sozialräumlicher Vernetzungs-
strukturen, die Beteiligung der Bevölkerung oder das Einbringen der Belange 
von Jugendlichen in das Stadtteilmanagement finden sich hier bezogen auf die 
Gruppe der Migrant/innen wieder, deren Bevölkerungsanteil in sozialen 
Brennpunkten besonders hoch ist.  

Gefördert wurden im Rahmen dieses Modellprogramms vom BMFSFJ 11 
Modellprojekte in ost- und westdeutschen Bundesländern, sowohl in städti-
schen als auch in ländlichen Regionen. Hinzu kam ein assoziiertes Projekt, das 
vom Bundesministerium des Innern über das Bundesverwaltungsamt gefördert 
wurde und in seinen Zielsetzungen viele Überschneidungen mit dem Modell-
programm aufweist. Die Auswahl der Modellprojekte erfolgte auf der Basis 
einer bundesweiten Ausschreibung an die Trägergruppen der Jugendsozialar-
beit, die im Rahmen des Eingliederungsprogrammes bundesweit tätig sind. 

Das Modellprogramm, das im Februar 2000 begann und im Dezember 2002 
endete, hatte insgesamt eine Laufzeit von knapp drei Jahren. 

Das Deutsche Jugendinstitut (DJI) begleitete dieses Modellprogramm über 
die Programmlaufzeit durch eine formative und offene Programmevaluation. 
Das Evaluationskonzept, die verwendeten Erhebungs- und Auswertungsver-
fahren sowie die Umsetzung des Evaluationsansatzes werden in Kapitel I.3 
ausführlich vorgestellt.  

 

2.2 Die implizite Handlungstheorie des Modell-
programms 

 
Das Programmkonzept kann im Folgenden etwas anschaulicher anhand eines 
graphischen Modells seiner impliziten Handlungstheorie vorgestellt werden. 
Bei diesem �Logischen Modell� handelt es sich zugleich um ein heuristisches 
Instrument, das in der wissenschaftlichen Begleitung des Modellprogramms 
eingesetzt wurde, um vergleichend zu klären, welche grundlegenden Strukturen 
und Strategien den Programm- und jeweiligen Projektkonzeptionen innewoh-
nen (�clarificative evaluation�, vgl. Kapitel I.3). Über den Einsatz dieses In-
strumentes konnte zudem ein gemeinsam Programmverständnis der Pro-
grammbeteiligten (z.B. bei Arbeits- und Gesamtmodelltagungen) gefördert 
werden.  
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Logische Modelle werden vor allem in den USA seit über zwanzig Jahren in 
der Evaluation von Programmen eingesetzt, um die dem jeweiligen Programm 
zugrundeliegende Handlungstheorie bzw. implizite Programmlogik zu kom-
munizieren (vgl. McLaughlin/Jordan 1999). Sie basieren generell auf der An-
nahme, dass mit einem Programm über aufeinander abgestimmte Aktivitäten 
auf der Grundlage ausgewiesener Ressourcen bestimmte Ziele angestrebt wer-
den. Die meist grafische Darstellung der impliziten Handlungstheorie im Rah-
men eines Logischen Modells konzentriert sich dabei auf die zentralen Aktivi-
tätsziele und beschreibt angestrebte Zustände, nicht die dazu notwendigen 
Prozesse. Die Verknüpfungen zwischen diesen Aktivitäts- oder Handlungszie-
len bilden deren logische Zusammenhänge ab und beschreiben keine zeitliche 
Abfolge. Die Zielerreichung auf einer Folgestufe setzt dabei jeweils die Zieler-
reichung auf der vorangehenden Stufe voraus (vgl. Beywl/Schepp-Winter 
2000).  

Die Verknüpfungen spiegeln nur die wichtigsten Zusammenhänge wider, 
um eine gewisse Übersichtlichkeit zu gewährleisten. In der Realität gibt es na-
türlich oftmals wechselseitige Bezüge oder zirkuläre Zusammenhänge, die aber 
nicht entsprechend abgebildet werden. 

Mit dem logischen Modell für das Programmkonzept (Abbildung I.2.1) wird 
ein weit gefasster konzeptioneller Rahmen abgesteckt, in den sich die sehr he-
terogenen Umsetzungen durch die Modellprojekte vor Ort einordnen lassen. 
Das Programmkonzept sollte heterogene Umsetzungen ermöglichen, da es in 
dem Modellprogramm um die Erprobung unterschiedlicher innovativer und 
den Bedingungen vor Ort entsprechender Strategien ging.  

Das Logische Modell der Handlungsziele ist von unten nach oben zu lesen. 
Je weiter man sich im Logischen Modell nach oben bewegt, desto mehr ent-
fernt man sich von den Handlungszielen, auf welche die Projektmitarbei-
ter/innen durch ihre Aktivitäten einen unmittelbaren Einfluss hatten. Das 
oberste Handlungsziel der sozialen und beruflichen Integration junger Mig-
rant/innen stellt ein gesellschaftspolitisches Ziel dar, zu dem die Projektarbeit 
von vorneherein nur einen sehr kleinen Beitrag leisten konnte. Der Rahmen 
des logischen Modells könnte enger oder auch weiter gefasst werden. So 
könnte im Anschluss an das oberste Handlungsziel in Abbildung I.2.1 bei-
spielsweise noch die Sicherung des sozialen Friedens als übergeordnete Ziel-
setzung angeführt werden. Die Darstellung des Logischen Modells endet hier 
jedoch mit der sozialen und beruflichen Integration junger Migrant/innen, da 
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dies auch die Zielsetzungen der Jugendsozialarbeit nach §13 des Kinder- und 
Jugendhilfegesetzes (KJHG) sind.              

 
Abbildung I.2.1: Logisches Modell des Programmkonzepts 
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Der linke Strang des Logischen Modells spiegelt die Handlungsziele des 
Programmschwerpunkts �Öffnung und Weiterentwicklung der Jugendgemeinschafts-
werke� wider. Gemäß des Programmkonzepts sollten sich die Einrichtungen � 
als Partner/in im interkulturellen Netzwerk der Jugendsozialarbeit � für alle 
Zielgruppen zugewanderter Jugendlicher öffnen. Dazu war ein erstes Hand-
lungsziel, dass das Jugendgemeinschaftswerk mit dem Modellprojekt eng ko-
operiert und auf der Basis dieser Kooperation Konzepte und Maßnahmen 
konzipiert und eingeleitet werden, um das Jugendgemeinschaftswerk als einen 
zentralen Ansprechpartner für junge Migrant/innen weiterzuentwickeln. 

Im mittleren und rechten Strang sind die Handlungsziele des Programm-
schwerpunktes �Etablierung und Förderung interkultureller Netzwerke/Netzwerkma-
nagement“ abgebildet. Hier war es das erste Ziel, dass die Modellprojekte be-
kannt, akzeptiert und in die bestehenden Vernetzungsstrukturen integriert sind. 
Bei Bedarf sollten neue Vernetzungsstrukturen entwickelt werden. Über die 
Vernetzungsarbeit sollte sich als nächster Schritt im Sozialraum ein �funktio-
nierendes� interkulturelles Netzwerk entwickeln, das durch verschiedene Akti-
vitäten zu einer Verbesserung der regionalen Angebotsstruktur beiträgt. Die 
Vernetzungsarbeit sollte zudem durch die Erhebung der vorhandenen Ange-
bote und der Unterstützungsbedarfe der Jugendlichen auf ein systematische 
Grundlage gestellt werden (rechter Strang). Auf der Grundlage der dabei iden-
tifizieren Versorgungslücken sollten � auch unter Beteiligung der jugendlichen 
Migrant/innen selbst � Konzepte und Maßnahmen entwickelt werden, die auf 
eine bedarfsgerechtere Angebotsstruktur abzielen. Weitere Handlungsziele 
bestanden darin, dass die Ergebnisse auch in die Planungsprozessen auf Stadt-
teilebene (Stadtteilmanagement) und kommunaler Ebene (Jugendhilfeplanung, 
kommunales Integrationskonzept) Berücksichtigung finden. 

Zwischen den drei Strängen gibt es natürlich vielfältige Querverbindungen 
und Verknüpfungen, die aber in den einzelnen Projektkonzeptionen sehr un-
terschiedliche realisiert wurden, weshalb sie sich nicht im Logischen Modell auf 
Programmebene wiederfinden 

Das Logische Modell der impliziten Handlungstheorie des Modellpro-
gramms wurde von der wissenschaftlichen Begleitung auf der Grundlage des 
Programmkonzepts sowie der Ergebnisse der Projektbesuche und Fachgesprä-
che mit Programmbeteiligten in der ersten Explorationsphase erstellt (zu den 
Entwicklungsschritten zur Formulierung eines Logischen Modells siehe Mc-
Laughlin/Jordan 1999).  
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Mit Hilfe dieses heuristischen Instruments ließen sich die sehr heterogenen 
Aktivitäten und Ansätze der Modellprojekte systematisieren und in die Logik 
und Handlungstheorie des Gesamtprogramms einordnen. Damit konnte der 
Evaluationsfokus auf die Projektstrategien gerichtet werden, die vor Ort einge-
setzt wurden, um die im Logischen Modell enthaltenen Handlungsziele zu den 
beiden Programmschwerpunkten zu erreichen. 

Die Evaluationsfragestellung für die beiden Programmschwerpunkte 
�Etablierung und Förderung interkultureller Netzwerke/Netzwerkmanage-
ment� und �Öffnung und Weiterentwicklung der Jugendgemeinschaftswerke�    
werden zu Beginn der jeweiligen Ergebniskapitel (Kapitel II.1 und II.2) entlang 
der betreffenden Stränge im Logischen Modell des Programmkonzeptes be-
schrieben und grafisch illustriert.       
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3 Anlage der Evaluationsstudie 
 

3.1 Aufgaben der wissenschaftlichen Programm-
begleitung 

 
Aus dem Modellcharakter des Programms und den gesetzlich definierten Zu-
ständigkeiten des Bundes ergibt sich, dass das Modellprogramm �Interkultu-
relles Netzwerk der Jungendsozialarbeit im Sozialraum� als konzeptioneller 
Rahmen für zwölf exemplarische Erprobungsprojekte verstanden werden 
kann, in denen stellvertretend für die Praxis neue Arbeitsformen entwickelt, 
unter neuen Rahmenbedingungen erprobt und entsprechende Erfahrungen 
gesammelt werden sollen. Dabei war von vorneherein davon auszugehen, dass 
die einzelnen Modellprojekte nicht jede Dimension des gemeinsamen Rahmens 
gleichermaßen bearbeiten würden. Vielmehr war zu erwarten, dass die Pro-
grammumsetzungen vor Ort von einer großen Heterogenität gekennzeichnet 
sein werden. So deutete sich bereits in den Projektanträgen an, dass an den 
verschiedenen Standorten � entsprechend der regionalen Kontextbedingungen 
und Voraussetzungen beim Projektträger bzw. bei den Projektmitarbei-
ter/innen � unterschiedliche konzeptionelle Arbeitsschwerpunkte gesetzt und 
divergierende Projektstrategien erprobt werden würden.       

Angesichts dieser Ausgangssituation hatte die als Programmevaluation an-
gelegte wissenschaftliche Begleitung verschiedene Aufgaben und Anforderungen 
zu erfüllen: 

Zum einen zeigen die Erfahrungen aus ähnlich gelagerten Programmen 
(z.B. Haubrich/Frank 2000), dass die notwendigen Voraussetzungen für eine 
projektübergreifende Begleitung und Bewertung des Gesamtprogramms zu 
Beginn der Programmlaufzeit erst geschaffen werden müssen. Da die Kon-
zeptualisierungen der Einzelprojekte in aller Regel zwar in Bezug auf das Rah-
menkonzept des Programms, aber ohne gegenseitige Abstimmung und Veror-
tung im Gesamtprogramm erfolgen, musste davon ausgegangen werden, dass 
die Bezugnahme auf das Gesamtprogramm zunächst wenig ausgeprägt und 
handlungsrelevant ist. Eine allen Beteiligten gemeinsame Programmperspektive 
musste daher erst entwickelt, das Programm als solches im Zusammenwirken 
der unterschiedlichen Programmbeteiligten und im Wechselspiel zwischen 
Programmkonzept und lokalen Programmimplementationen empirisch �herge-
stellt� werden. Über gemeinsame Definitionsprozesse war zu bestimmen, wel-
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che Projektaktivitäten in welcher Weise welche Dimensionen des Programms 
erfüllen (vgl. Haubrich 2001b). 

Der Programmevaluation kam hier in der ersten Phase der Programmlauf-
zeit im Sinne einer �clarificative evaluation� (vgl. Owen/Rogers 1999) die Aufgabe 
zu, durch Klärung der Programm- und Projektkonzeptionen eine stärkere Be-
zugnahme der teils sehr heterogenen Modellprojekt auf den Programmrahmen 
zu ermöglichen. Dabei wurden offene Fragen und konfligierende Auffassun-
gen der Programmbeteiligten zum Programmrahmen thematisiert und disku-
tiert. Teilweise wurden hierbei auch Klärungen und Konkretisierungen der 
Programmgrundlagen und Nachjustierungen der Konzeptionen notwendig.  

Diese Evaluationsaufgabe umfasste damit auch die Klärung der internen 
Strukturen und Strategien � der �policies� � des Programmes. Typische Leit-
fragen hierfür sind: �Welches sind die beabsichtigten Ergebnisse des Pro-
grammes und wie ist das Programm gestaltet, um sie zu erreichen? Welche 
Ideen bzw. welche Konzepte liegen dem Programm zugrunde? Welche Pro-
grammelemente und -strukturen müssen gegebenenfalls modifiziert werden, 
um die Möglichkeiten des Programmes auszuschöpfen bzw. um die beabsich-
tigten Ergebnisse zu erhalten?� (Owen/Rogers 1999, S. 43).  

Im weiteren Programmverlauf wurden dann die Fragestellungen für die wis-
senschaftliche Programmbegleitung leitend, die im Rahmen einer �interactive 
evaluation� zur Überprüfung dienen, wie das Programm und seine Komponen-
ten »funktionieren«. Charakteristische Beispiele hierfür sind: �Wie werden die 
Programmziele erreicht? Erfüllen die Zwischenschritte ihre Funktion? Sind sie 
passend zu den Programmzielen? Wie können Zwischenschritte verändert 
werden, um das Programm wirkungsvoller zu machen?� (vgl. Owen/Rogers 
1999, S. 45).  

Die wissenschaftliche Programmbegleitung stand dabei vor der Aufgabe, 
der Heterogenität der Projektarbeit Rechnung zu tragen und gleichzeitig die 
erprobten Strategien und erreichten Veränderungen auf der Ebene des Ge-
samtprogramms auszuwerten. In diesem Sinne mussten die Erfahrungen aus 
den einzelnen Praxisprojekten projektübergreifend gebündelt und als Ergeb-
nisse des Gesamtprogrammes zusammengeführt werden.  

Das verwendete Evaluationskonzept (vgl. I.3.2) sollte so beschaffen sein, 
dass die Auswertungsergebnisse sowohl formativ als auch summativ nutzbar 
gemacht werden können. 
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Während der Programmlaufzeit sollten die gewonnenen Erkenntnisse aus 
den vergleichenden Analysen der unterschiedlichen Programmimplementatio-
nen an die Programmbeteiligten zurückgemeldet werden. Durch die kontinu-
ierlichen Rückmeldungen zu Erfolgen und Misserfolgen sowie deren Ursachen 
konnte gewährleistet werden, dass die Projekte aus diesen Erfahrungen lernen 
und ihre Arbeit noch im Programmverlauf verbessern konnten (formativer Eva-
luationsaspekt).  

Mit der Aufgabe, einen abschließenden Bericht zur bilanzierenden Pro-
grammbewertung zu verfassen, sollte die wissenschaftliche Programmbeglei-
tung zugleich eine summative Evaluationskomponente aufweisen. Die damit zu 
erstellende zusammenfassende fachliche Bilanz auf Programmebene sollte un-
ter dem Aspekt der Übertragbarkeit wichtige Informationen für zukünftigen 
Projekte und Ansätze im gleichen fachlichen Feld bieten.     

Eine weitere Anforderung an die wissenschaftliche Programmbegleitung 
erwuchs aus dem Anspruch des gewählten offenen, responsiven Evaluationsansatzes 
(vgl. Beywl 1984; 1988). Die endgültige Festlegung der konkreten Fragestellun-
gen sowie die dafür geeigneten Erhebungsinstrumente (wie Expert/innenin-
terviews, Fragebogen, Gruppendiskussionen, Dokumentenanalyse, offene In-
terviews mit Teilnehmer/innen) sollte erst nach Abstimmung mit den Pro-
grammbeteiligten und der Einigung auf wechselseitige Verpflichtungen im 
Rahmen eines Kontraktes erfolgen. Eine offene, responsive Evaluation ver-
folgt nicht einen vorab festgelegten Untersuchungsplan. Die Evaluationsthe-
men und -kriterien werden vielmehr �Schritt für Schritt, in fließender Kom-
munikation zwischen Evaluator/innen und anderen Beteiligten konzipiert� 
(Beywl 1991, S.272). Damit können die Anliegen und Interessen der am eva-
luierten Programm beteiligten Gruppen systematisch in die Steuerung und    
Durchführung der Programmevaluation einbezogen werden.  

Neben der Programmevaluation umfassten die Aufgaben der wissenschaft-
lichen Begleitung auch eine � angesichts der begrenzten Ressourcen be-
schränkte � Form der programmbezogenen Projektbegleitung. Dazu gehörte die fach-
liche Unterstützung der Projektarbeit durch die Organisation des Erfahrungs-
austausches zwischen den Projekten und der allgemeinen Fachdiskussion im 
Rahmen regelmäßiger Arbeits- und Gesamtmodelltagungen (zweimal jährlich). 
Zur Unterstützung des programminternen fachlichen Austausches wurde auf 
der Internetseite der wissenschaftlichen Programmbegleitung zudem ein Dis-
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kussionsforum eingerichtet, das nur für Projektmitarbeiter/innen zugänglich 
war.  

 

3.2 Das Konzept der Cluster-Evaluation 
 
Mit dem Konzept der Cluster-Evaluation konnte in der Evaluation des Modell-
programms auf eine forschungsleitende Heuristik zurückgegriffen werden, die 
den beschriebenen Anforderungen genügt und trotz der großen Heterogenität 
der Einzelprojekte eine Programmevaluation ermöglicht. Dieser noch relativ 
junge Evaluationsansatz (vgl. Patton 1997) wurde in den USA in Initiativen der 
W.K. Kellogg Foundation zur Förderung längerfristig angelegter sozialer Re-
formprozesse auf kommunaler Ebene entwickelt.  

In Deutschland wurde die Cluster-Evaluation erstmals von Karin Haubrich 
und Kerstin Frank (2000) im Rahmen des DJI-Projekts �Integration junger 
Ausländerinnen und Ausländer� eingesetzt. Dabei konnte sie sich als Verfah-
ren zur Programmevaluation von Bundesmodellprogrammen im Bereich der 
Kinder- und Jugendhilfe bewähren (vgl. Frank/Haubrich 1998; Haubrich 
2001a). 

Cluster-Evaluation ist eine Form der Programmevaluation, die für Pro-
gramme entwickelt wurde, die zwar einen gemeinsamen Auftrag haben, deren 
einzelne Projekte jedoch relativ unabhängig und unterschiedlich in ihren Stra-
tegien und Kontexten sind (vgl. Sanders 1997). Durch die vergleichende Ana-
lyse einzelner Projekte sollen grundlegende Muster � wie ähnliche Problemla-
gen, auftauchende Fragestellungen, Hindernisse und Chancen für erfolgreiche 
Strategien � herausgearbeitet werden, um aus diesen Erfahrungen für eine 
Weiterentwicklung des Arbeitsfeldes lernen zu können (Frank/Haubrich 
1998). 

Der Begriff des �Cluster� bezieht sich dabei darauf, dass sich die einzelnen 
Projektimplementationen entsprechend ihrer Zielsetzung, ihrer Strategie oder 
entsprechend der von ihnen einbezogenen Zielgruppen gruppieren lassen bzw. 
über diese drei Kriterien entsprechende Gruppen (�Cluster�) definiert werden 
können (vgl. Worthen/Schmitz 1997, S.303).     

In den verschiedenen Programmevaluationen, die mit dem Ansatz der 
Cluster-Evaluation gearbeitet haben, wurde das Konzept unterschiedlich um-
gesetzt. Über alle Umsetzungsformen hinweg lassen sich jedoch vier zentrale 
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Charakteristika einer Cluster-Evaluation differenzieren (Kellogg Foundation, 
zit. nach Worthen/Schmitz 1997, S. 303, und Haubrich 2001b): 

 
Textkasten I.3.1: Schlüsselmerkmale der Cluster-Evaluation 
 
1. Cluster-Evaluation untersucht eine Gruppe von Projekten, um durch ver-

gleichende Betrachtung gemeinsame Themen und Zusammenhänge auf 
Programmebene zu identifizieren. Dabei wird das Programm und seine 
Wirkungen insgesamt analysiert, zu einzelnen Projekten werden keine Be-
wertungen vorgenommen. 

 
2. Eine Programmevaluation nach dem Ansatz der Cluster-Evaluation ver-

sucht nicht nur zu verstehen, was in diesen Projekten passiert, sondern 
auch, warum dies passiert. Zu diesem Zweck werden in der Regel keine ex-
perimentellen bzw. quasi-experimentellen Überprüfungen kausaler Bezie-
hungen durchgeführt. Es wird vielmehr versucht, die kontextbezogenen 
Bedingungen, unter denen die Strategien erprobt wurden und in denen sie 
erfolgreich oder weniger erfolgreich waren, sensibel zu rekonstruieren. Die 
daraus ableitbaren �logischen� Schlussfolgerungen werden unter Verwen-
dung unterschiedlicher Datenquellen aus verschiedenen Beteiligtenper-
spektiven auf ihre Plausibilität hin kontrolliert. Die gewonnenen Erkennt-
nisse werden darüber hinaus den Programmbeteiligten kontinuierlich rück-
gemeldet, um sie damit einer kommunikativen Validierung zugänglich zu 
machen.       

 
3. Cluster-Evaluationen sind partizipatorisch und �collaborative� angelegt. Sie 

vollziehen sich in Kooperationen (durch Netzwerktagungen, regelmäßige 
telefonische und schriftliche Kommunikation), die es allen Beteiligten � 
Projekten, Trägern, Auftraggeber/innen und Evaluation � ermöglichen, am 
Evaluationsprozess teilzunehmen, so dass die Ergebnisse für alle nutzbar 
sind. Damit können die unterschiedlichen Nutzungsinteressen der Evalua-
tionsergebnisse bereits im Planungsprozess und in der Evaluationsdurch-
führung � z.B. bei der Einigung auf �Outcomes� und entsprechende Indi-
katoren, der Auswahl von Erhebungsinstrumenten und Dokumentations-
formen � berücksichtigt werden. 

 
4. Die Beziehung zwischen den Projekten und der Evaluation ist vertraulich. 

Informationen werden nur veröffentlicht, sofern sie programmrelevant 
sind, niemals aber bezogen auf ein einzelnes Projekt. Durch die damit ga-
rantierte Anonymisierung der Einzelprojekte wird gewährleistet, dass die 
Projektmitarbeiter/innen gegenüber der Evaluation offen über die Realität 
ihrer Arbeit berichten können, über Probleme und Frustrationen ebenso 
wie über Erfolge. So kann der Nutzen der Evaluationsergebnisse gesteigert 
werden. 

 

 
In der Cluster-Evaluation werden die Projekte als unterschiedliche Imple-

mentationen einer Programmidee analysiert. Das Erhebungs- und Auswer-
tungsverfahren erfolgt in Form reflexiver Schleifen. Die Erhebungen an den 
Projektstandorten werden zu Fallstudien integriert und im Hinblick auf die 
Evaluationsfragestellungen ausgewertet. Auf der Grundlage der Verdichtung 
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des Materials zu Themenblöcken, der Suche nach Gemeinsamkeiten und Un-
terschieden in den Erfahrungen der Projekte unter der Berücksichtigung der 
jeweiligen Rahmenbedingungen entstehen programmbezogene Hypothesen. 
Die so gewonnenen Ergebnisse werden unter Einbezug aller relevanten zu-
gänglichen Datenquellen reflektiert sowie in Rückkopplungsschleifen mit den 
Projekten überprüft. Über weitere Erhebungen, Auswertungen und Ergebnis-
rückkopplungen werden Hypothesen weiterentwickelt, neue generiert und 
fehlende Informationen ergänzt. 

Cluster-Evaluationen sind daher per se als ein kontinuierlicher Prozess an-
gelegt. Die zu Beginn des Modellprogramms erarbeitete inhaltliche Ausgestal-
tung des Programms wird durch regelmäßige Projektbesuche, Datenerhebun-
gen, Materialdokumentationen, Auswertungen, Verdichtungen, Rückmeldun-
gen an die Projekte und Auswertungen der Rückmeldungen, Gesamtmodellta-
gungen und deren Auswertung sowie Nachjustierungen durch alle Beteiligten 
kontinuierlich fortgeschrieben. Gegenüber einem linearen Konzept mit ver-
gleichsweise abgrenzbaren und aufeinanderfolgenden Phasen ergibt sich daraus 
ein Verlauf des Arbeitsprozesses, den man sich am ehesten in Form einer Spi-
rale vorstellen kann. Cluster-Evaluationen bleiben dabei offen für Veränderun-
gen und Entwicklungen in der Projektarbeit, die sich im Programmverlauf er-
geben können und an welche die Evaluationfragestellungen und -instrumente 
unter Einbezug der Programmbeteiligten angepasst werden müssen.     

Grundsätzlich liefert der Ansatz der Cluster-Evaluation mit den skizzierten 
Eigenschaften eine tragfähige methodische Basis für die Aufgabe einer wissen-
schaftlichen Begeleitung, ein Programm als Ganzes zu evaluieren, obwohl die 
geförderten Modellprojekte jeweils kontextspezifische Konzepte und Strate-
gien entwickeln sollen. Für die einzelnen Projekte und das Programm als Gan-
zes kann eine Evaluation nach diesem Ansatz � durch die Rückkopplungen im 
Programmverlauf und den Einbezug aller Beteiligten � formative Funktionen 
erfüllen. Auf Programmebene wird zusätzlich eine summative Gesamtbilanz 
ermöglicht (vgl. Worthen/Schmitz 1997, S.306).     

Die partizipative und offene Grundausrichtung der Cluster-Evaluation 
stellte zudem eine zentrale Vorraussetzung dafür dar, die Programmevaluation 
so planen und durchführen zu können, dass damit fachlichen Qualitätskrite-
rien, wie sie in Deutschland mit den �Standards für Evaluation� der �Deut-
schen Gesellschaft für Evaluation� (DeGEval 2002) definiert wurden, weitge-
hend entsprochen wird. 
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3.3 Die verwendeten Erhebungs- und Auswer-
tungsverfahren 

 
Im vorangegangenen Abschnitt wurde das Erhebungs- und Auswertungsver-
fahren im Rahmen einer Cluster-Evaluation skizziert, das in reflexiven Schlei-
fen und unter Einbezug aller verfügbaren, relevanten Datenquellen erfolgt. Im 
Folgenden wird beschrieben, welche Informationen von welchen Programm-
beteiligten mit welchen Erhebungs- und Auswertungsverfahren in die Pro-
grammevaluation einflossen.     

 
3.3.1 Expert/innengespräche im Rahmen der Projektbesuche und 

Arbeitstagungen 
 
Alle zwölf Modellprojekte wurden zu drei Zeitpunkten im Programmverlauf � 
in einjährigem Abstand einmal pro Programmjahr � von der wissenschaftlichen 
Begleitung vor Ort besucht. Im Rahmen dieser ein- bis zweitägigen Projektbe-
suche wurden jeweils mehrstündige, leitfadengestützte Expert/inneninterviews 
mit dem Projektmitarbeiter/innen, mit regionalen Trägervertreter/innen (Ab-
teilungsleitung bzw. Geschäftsführung des Projektträgers) und mit Mitarbei-
ter/innen der kooperierenden Jugendgemeinschaftswerke (an neun Standorten) 
durchgeführt. Die jeweiligen Interviewleitfäden waren inhaltlich an den zent-
ralen Fragestellungen der wissenschaftlichen Begleitung zu den beiden Pro-
grammschwerpunkten �Etablierung und Förderung interkultureller Netzwer-
ke� (vgl. hierzu II.1.1) und �Öffnung und Weiterentwicklung der Jugendge-
meinschaftswerke� (vgl. hierzu II.2.1) sowie am aktuellen Stand der Projektar-
beit ausgerichtet. 

Die vor Ort durchgeführten Interviews wurden von der wissenschaftlichen 
Begleitung mitgeschnitten und anschließend schriftlich zusammengefasst. Auf 
der Grundlage der daraus resultierenden Protokolle der Projektbesuche, die in 
der Regel den Interviewpartner/innen rückgekoppelt und von diesen ergänzt 
bzw. korrigiert wurden, ließen sich die Projektstrategien und -schwerpunkte 
systematisieren und den Dimensionen des Modellprogramms zuordnen. Die 
daraus gewonnenen Arbeitshypothesen konnten durch die Sichtung einschlägi-
ger Projektmaterialien (z.B. Jahresberichte, Flyer) und telefonische Nachfragen 
bei den Projekten ergänzt und modifiziert werden.     
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Die Gespräche bei den Projektbesuchen hatten darüber hinaus die Funk-
tion, zu Beginn der Evaluation Erwartungen an die wissenschaftliche Beglei-
tung und ihre Aufgaben � auch im Unterschied zu einer wissenschaftlichen, 
praxisberatenden Begleitung � zu klären sowie ein Vertrauensverhältnis herzu-
stellen. Mit dem offenen, responsiven Evaluationsansatz konnten die Projekt-
besuche auch zur Klärung des Programmrahmens und der wesentlichen Frage-
stellungen und Zielsetzungen der Programmevaluation genutzt werden. 

Aufgrund der beschränkten zeitlichen und personellen Ressourcen war es 
im Rahmen der Projektbesuche nicht möglich, die Perspektive der Akteure aus 
dem Projektgebiet und der jugendlichen Migrant/innen � der Zielgruppen der 
Projektarbeit � mit zu erheben.  

Die Arbeits- und Gesamtmodelltagungen konnten jeweils dazu genutzt 
werden, die bis dahin gewonnenen Erkenntnisse an die Beteiligten rückzukop-
peln und kommunikativ zu validieren. Zudem wurden die auf den Tagungen 
gesammelten Informationen (z.B. Zwischenberichte der Projekte, Diskussio-
nen zu programmrelevanten Themen im Plenum) sowie Ergebnisse aus Ar-
beitsgruppen der Projektmitarbeiter/innen, die durch die wissenschaftliche 
Begleitung vorbereitet bzw. moderiert wurden, in die nachfolgenden Auswer-
tungsschleifen einbezogen.     

 

3.3.2 Telefonische Interviews mit Kooperationspartner/innen und 
Bundestutor/innen 

 
Um eine �Außensicht� zur Beurteilung programmrelevanter Fragestellungen 
zu gewinnen, wurden im letzten Programmjahr relevante Kooperationspart-
ner/innen der Modellprojekte bzw. �Schlüsselpersonen� in den jeweiligen Pro-
jektgebieten einmalig über leitfadengestützte Telefoninterviews befragt. 

Bei der Auswahl der Interviewpartner/innen, die in Absprache mit den 
Modellprojekten erfolgte, wurde Wert darauf gelegt, für jeden Standort eine/n 
Vertreter/in einer kommunalen Stelle bzw. einer Behörde (z.B. Leiter/in des 
Sozial- und Jugendamtes) sowie einen Akteur eines freien Trägers (z.B. Mit-
arbeiter/in in der Migrationssozialberatung) in die Erhebung einzubeziehen. 
Über dieses Auswahlverfahren konnten in der Regel zwei Personen pro Stand-
ort zur Projektarbeit und ihren Auswirkungen im jeweiligen Sozialraum befragt 
werden. Insgesamt wurden von der wissenschaflichen Begleitung 22 telefoni-
sche Interviews im zeitlichen Umfang von 30 bis 60 Minuten durchgeführt.     
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Die Auswertung der Befragung von Kooperationspartner/innen erbrachte 
zusätzliche relevante Informationen � beispielsweise zur jeweiligen Ausgangs-
situation der Projektarbeit vor Ort, zu den Prozessen bei der Projektimple-
mentierung und zur Einbettung der Jugendgemeinschaftswerke in die regiona-
len Strukturen der Migrationssozialarbeit. Die entsprechenden Daten flossen in 
die Gesamtbewertung der Projektstrategien und ihrer Auswirkungen ein und 
stellten diese auf eine breitere Basis. Die Einschätzungen der Kooperations-
partner/innen erlaubten zudem gezielte Nachfragen bei den Projekten. 

Im zweiten Programmjahr führte die wissenschaftliche eine einmalige tele-
fonische Befragung der zuständigen �Bundestutor/innen� der beteiligten bun-
deszentralen Trägerverbände durch. Dabei ging es darum, Hintergrundinfor-
mationen dazu zu erhalten, welche Ziele und Interessen aus Trägersicht mit 
dem Modellprogramm verbunden sind, wie die Bundestutor/innen die bishe-
rige Programmentwicklung beurteilen und wie sie ihre Rolle für die Pro-
grammumsetzung vor Ort einordnen.  

 

3.3.3 Standardisierte Erhebungsinstrumente zu zentralen Themen 
der Projektarbeit 

 
Bei nur einem Projektbesuch pro Jahr hatte die wissenschaftlichen Begleitung 
naturgemäß nur begrenzte Möglichkeiten, relevante Informationen vor Ort 
einzuholen. Um zusätzliche Daten zu gewinnen, wurden in Ergänzung zu den 
Expert/innengesprächen bei den Projektbesuchen und zur telefonischen Be-
fragung von Kooperationspartner/innen standardisierte Fragebögen eingesetzt. 

Als Vorarbeit hierzu entwickelte die wissenschaftliche Begleitung ein �Port-
folio�, das insgesamt neun Erhebungsinstrumente (Fragebögen) zu vier pro-
grammrelevanten Arbeitsbereichen der Modellprojekte umfasste:  

 
Textkasten I.3.2: Standardisierte Erhebungsinstrumente zu programmrelevanten Arbeitsbereichen 
 
1. „Öffnung der Jugendgemeinschaftswerke“ 
Mit dem �Fragebogen zum JGW� konnten die Akteure im Sozialraum bzw. die 
Kooperationspartner/innen der Modellprojekte danach befragt werden, wie 
bekannt das Jugendgemeinschaftswerk und seine Angebote sind und welche 
Kooperationskontakte bestehen. 
Zusätzlich dazu wurde als �Service� für interessierte Jugendgemeinschaftswerke 
mit dem �Baustein zur Befragung der Jugendlichen zum JGW� eine Instrument zur 
Befragung von jugendlichen Nutzer/innen der JGW-Angebote konzipiert. Die-
ser Fragebogen wurde allerdings nicht auf Programmebene, sondern nur pro-
jektspezifisch zur Selbstevaluation der Jugendgemeinschaftswerke eingesetzt 
und von der wissenschaftlichen Begleitung ausgewertet.    
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2. „Bestandserhebungen der Einrichtungen“ 
Zum im Programmkonzept skizzierten Arbeitsbereich der Bestands- und Be-
darfserhebung wurden insgesamt drei Fragebögen für drei verschiedene For-
men der Bestandserhebung durch die Modellprojekte (Sozialatlas, Ratge-
ber/Broschüre, Veranstaltungskalender) entwickelt. Damit ließ sich jeweils die 
Einschätzung des Bekanntheitsgrades, Nutzens und Gebrauchswertes der Be-
standserhebung aus der Sicht von Kooperationspartner/innen erheben. Im 
Einzelnen handelt es sich um den �Fragebogen zum Sozialatlas�, den �Fragebogen 
zum Ratgeber/Broschüre� und den �Fragebogen zum Veranstaltungskalender�.  
 
3. „Einrichtung eines Arbeitskreises“ 
Zur Beurteilung der Arbeit in Gremien, die von den Modellprojekten selbst 
initiiert wurden, stand jeweils ein Fragebogen zur Einschätzung aus Sicht der 
Projektmitarbeiter/innen (�Fragebogen zur Beurteilung eines selbstinitiierten Arbeits-
kreises�) und ein Instrument zur Befragung von Gremienteilnehmer/innen 
(�Fragen an die AK-Teilnehmer/innen�) zur Verfügung. 
 
4. „Mitarbeit in bestehenden Gremien“ 
Auch für die Einschätzungen zur Projektarbeit in bereits bestehenden Gremien 
lagen jeweils Fragebögen für die Projektmitarbeiter/innen selbst (�Fragebogen zur 
Beurteilung der Mitarbeit in bestehenden Arbeitskreisen�) und für Arbeitskreisteilneh-
mer/innen (�Fragen an Teilnehmer/innen des AK�) vor. 
 

 
Die von der wissenschaftlichen Begleitung erstellten Fragebogenentwürfe 

wurden auf einer Arbeitstagung der Modellprojekte vorgestellt bzw. diskutiert 
und im Hinblick auf die Einwände und Anregungen der Projektmitarbei-
ter/innen modifiziert. Anschließend wurde mit jedem Projekt einzeln verein-
bart, welche der neun zur Verfügung stehenden Fragebögen angesichts der 
projektspezifischen Kontextbedingungen und Arbeitsschwerpunkte zum Ein-
satz kommen (in der Regel nicht mehr als vier Fragebögen pro Standort) und 
welcher Personenkreis jeweils damit befragt werden sollte.  

Der Einsatz der Fragebögen konnte nur in enger Kooperation mit den 
Projektmitarbeiter/innen, die vor Ort die Befragungen durchführten und für 
die damit ein zusätzlicher Arbeitsaufwand verbunden war, realisiert werden. Da 
auf Projektseite zudem teilweise Bedenken laut wurden, die Netzwerkpart-
ner/innen könnten durch die Fragebogenerhebungen irritiert und sensible Ko-
operationsbeziehungen könnten zusätzlich belastet werden, erwies es sich als 
unerlässlich, die Projektmitarbeiter/innen bereits in die Planung und Entwick-
lung der Fragebögen mit einzubeziehen. Motivationsfördernd wirkte darüber 
hinaus, dass die Befragungsergebnisse � neben ihrem Nutzen für die Pro-
grammevaluation � im Sinne einer Selbstevaluation direkt zur Reflektion und 
Weiterentwicklung der Projektarbeit genutzt werden konnten, da die wissen-
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schaftliche Begleitung für die einzelnen Projekte auf Wunsch auch projekt-
spezifische Auswertungen erstellte. 

Mit allen zwölf Modellprojekten konnte ein projektspezifischer Erhebungs-
plan vereinbart werden, indem festgelegt wurde, welche Erhebungsinstrumente 
vor Ort jeweils eingesetzt werden. Der projektspezifische Erhebungsplan war 
zugleich Bestandteil eines weiter gefassten, schriftlichen �Konsenspapieres�, das 
jeweils zwischen den Evaluator/innen, den Projektmitarbeiter/innen sowie 
ihren Trägern vor Ort vereinbart wurde. Mit diesem Schriftstück, in dem die 
gegenseitigen Verpflichtungen der Unterzeichner/innen im Rahmen der Pro-
grammevaluation festgehalten sind, konnten die Beiträge der Kooperations-
partner/innen zur Evaluation des Modellprogramms für alle Beteiligten trans-
parent gemacht werden. Die im Konsenspapier dokumentierten gegenseitigen 
Leistungsvereinbarungen wirkten ferner im Sinne einer größeren Verbindlich-
keit zwischen den Programmbeteiligten und erleichterte so die Kooperation. 

Im Konsenspapier konnten zudem sowohl der Einbezug der Einrichtungs-
leiter/innen bzw. Geschäftsführer/innen als auch der Mitarbeiter/innen der 
kooperierenden Jugendgemeinschaftswerke an den Projektstandorten in den 
Prozess der wissenschaftlichen Begleitung (z.B. bei den Projektbesuchen) �of-
fiziell� geregelt werden.  

Mit dem Abschluss dieser formalen Vereinbarung, mit der im Rahmen die-
ses Modellprogramms gute Erfahrungen gesammelt werden konnten, wurde 
einem �Fairnessstandart� (F1) in den �Standards für Evaluation� der DeGEval 
(2002) entsprochen. Demnach sollen die Pflichten der Vertragsparteien einer 
Evaluation (Projektmitarbeiter/innen, Evaluator/innen, Auftraggeber/innen 
usw.) �schriftlich festgehalten werden, damit die Parteien verpflichtet sind, alle 
Bedingungen dieser Vereinbarung zu erfüllen oder aber diese neu auszuhan-
deln� (S. 9).    

 

3.3.4 Die Vernetzungslandkarte zur Dokumentation der Netzwerkar-
beit 

 
Zur Dokumentation der Netzwerkarbeit der Modellprojekte wurde unter ande-
rem auf das Verfahren der �egozentrischen Vernetzungslandkarten� (Straus 2002) 
zurückgegriffen. Dieses Instrument war bereits in der wissenschaftlichen Be-
gleitung des Bundesmodellprogramms �Mobile Jugendsozialarbeit für junge 
Menschen ausländischer Herkunft� durch das DJI (Haubrich/Frank 2000) 
eingesetzt worden, diente dort jedoch vor allem zur Unterstützung der Netz-
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werkarbeit der Projekte (Visualisierung und Reflektion von Vernetzungsstruk-
turen) und weniger zu deren Evaluation. 

Für die wissenschaftliche Begleitung des Programmes �Interkulturelles 
Netzwerk der Jugendsozialarbeit im Sozialraum�, bei dem die Netzwerkarbeit 
von zentralerer Bedeutung war, sollten Vernetzungslandkarten zur Dokumen-
tation der Netzwerkstrukturen systematisch eingesetzt und von der wissen-
schaftlichen Begleitung ausgewertet werden. 

Textkasten I.3.3 gibt zunächst einen Überblick über das methodische Vorgehen 
zur Erstellung einer �egozentrischen Vernetzungslandkarte� und ihre grund-
sätzlichen Anwendungsmöglichkeiten. 

 
Textkasten I.3.3: Methodisches Vorgehen und Anwendungsmöglichkeiten von Vernetzungslandkarten  
 
1. Methodisches Vorgehen 
Das Grundschema einer Vernetzungslandkarte besteht aus drei unter-
schiedlich großen Ringen (siehe nebenstehende Abbildung). Da es sich 
um eine �egozentrische� Karte handelt, wird das Projekt selbst in den 
Mittelpunkt gesetzt. Anschließend werden die relevanten Kooperations-
partner/innen des Projektes in die Grafik eingezeichnet. Je häufiger der 
Kontakt ist, desto näher zum Mittelpunkt wird die/der jeweilige Koope-
rationspartner/in platziert (Quantitativer Beziehungsaspekt). Innerhalb der 
Grafik können zudem inhaltlich definierte Sektoren gebildet werden 
(z.B. freie Träger, kommunale Stellen usw.). Die Qualität der jeweiligen 
Kooperationsbeziehung kann mit Symbolen (+ oder -) oder �Schulno-
ten� bezeichnet werden. Mit einem Pfeil �> kann deutlich gemacht wer-
den, dass dieser Kontakt noch intensiviert werden soll.  
Die Inhalte der Kooperationen mit Personen oder Institutionen werden 
auf einer gesonderten Liste festgehalten.        
 
2. Anwendungsmöglichkeiten 
Die ausgefüllte Vernetzungslandkarte liefert zunächst eine visualisierte 
Darstellung der Kooperationsbeziehungen des Projektes. Einflussmög-
lichkeiten und Ressourcen durch Kooperationen zu anderen Einrichtun-
gen bzw. Personen können darüber sichtbar gemacht werden. Projekt-
intern ermöglicht die Vernetzungslandkarte die Reflektion und Diskus-
sion der bisherigen Vernetzungsarbeit sowie die Planung der zukünftigen 
Kooperationsbemühungen und Vernetzungsaktivitäten.  
Über die wiederholte Erstellung einer Vernetzungslandkarte in zeitli-
chem Abstand lassen sich Veränderungen der Kooperationsbeziehungen 
des Projektes im Zeitverlauf dokumentieren. Die anschauliche Aufbe-
reitung der Netzwerkarbeit in Form einer Vernetzungslandkarte lässt 
sich zugleich für die Außendarstellung und Öffentlichkeitsarbeit einset-
zen. Einige Modellprojekte präsentierten beispielsweise ihre Vernet-
zungslandkarten in ihren Jahresberichten oder bei Veranstaltungen zur 
Projektvorstellung. 
 

 

Egozenzentrische
Vernetzungslandkarte 
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Auf der ersten Arbeitstagung der Modellprojekte im Juni 2000 wurde die 
Vernetzungslandkarte von der wissenschaftlichen Begleitung als ein Arbeitsin-
strument zur Dokumentation und Evaluation von Vernetzungsarbeit vorge-
stellt. Dabei konnte vereinbart werden, dass die Projektmitarbeiter/innen im 
Programmverlauf zwei Vernetzungslandkarten für ihre Modellprojekte erstel-
len: eine erste Vernetzungslandkarte zur Ausgangssituation im ersten Pro-
grammjahr und eine zweite Karte zur Situation im letzten Jahr der Projektar-
beit. Die graphische Darstellung der Vernetzungsarbeit sollte sich dabei auf die 
Kooperationspartner/innen beschränken, die für den Arbeitsschwerpunkt 
�Vernetzung im Sozialraum zur Verbesserung der regionalen Angebotsstruktur 
für junge Migrant/innen� relevant sind.  

Da die Analyse der ersten Vernetzungslandkarten zeigte, dass die Modell-
projekte sowohl bezüglich der Beziehungsqualität als auch im Hinblick auf die 
Häufigkeit der Kooperationskontakte unterschiedliche Kriterien zur Einord-
nung der Kooperationspartner/innen in die Vernetzungslandkarte zugrundege-
legt hatten, wurden mit den Projektmitarbeiter/innen vor der Anfertigung der 
zweiten Karten einheitliche Erstellungskriterien erarbeitet.  

Demnach sollten Kooperationen mit schriftlichem, telefonischem und per-
sönlichem Kontakt, die im Zeitraum April 2001 bis März 2002 stattfanden, in 
die Grafik aufgenommen werden. Kooperationen mit mindestens einem Kon-
takt pro Woche sollten im inneren Ring, die mit mindestens monatlichem 
Kontakt in den mittleren und die Einzelkontakte (bzw. sporadisch einmal in 
zwei Monaten) sollten in den äußeren Ring positioniert werden. Bezüglich der 
Art der Kooperationspartner/innen waren die drei Sektoren �Arbeits-
kreise/Fachgremien�, �Kommunale Ebene� (z.B. Ämter, Behörden, öffentli-
che Träger) und �freie Träger/Vereine� (einzelne Einrichtungen) zu bilden. 
Zur Qualität des Kontaktes sollten jeweils die beiden Dimensionen �Bezie-
hungsqualität� (z.B. emotionale Übereinstimmung, Konflikte) und �Wirkung� 
(z.B. gemeinsames Vorgehen, gegenseitige Unterstützung) nach dem her-
kömmlichen Schulnotensystem (Note 1 bis 6) getrennt voneinander bewertet 
werden. Inhaltliche Merkmale, an denen sich die Bewertungen dieser Dimensi-
onen orientieren sollten, konnten auf einer Arbeitstagung mit den Projekten 
gemeinsam definiert werden.        

Die qualitative und vergleichende Auswertung beider Vernetzungslandkar-
ten floss in die Fallstudien zu den einzelnen Modellprojekten ein. Ein quantita-
tiver Vergleich zwischen den Projekten war dagegen nur mit den Daten aus 
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den zweiten Vernetzungslandkarten, die nach vereinheitlichten Kriterien er-
stellt worden waren, möglich (Ergebnisse hierzu in Kapitel II.1.3.2).       

 

3.3.5 Logische Modelle zur Systematisierung und Bewertung der 
Programmaktivitäten 

 
Um die notwendige Programmperspektive für eine Programmevaluation zu 

ermöglichen, mussten die aus den unterschiedlichen Quellen gewonnenen In-
formationen zu den heterogenen Projektaktivitäten von der wissenschaftlichen 
Begleitung systematisiert und in die Logik und Handlungstheorie des Gesamt-
programms eingeordnet werden. Gleichzeitig war es für die Evaluation des 
Programms notwendig, Ziele und Erfolgskriterien herauszuarbeiten, anhand 
derer eine Überprüfung und Bewertung der eingesetzten Projektstrategien vor-
genommen werden konnte. 

Als heuristische Instrumente, die der wissenschaftlichen Begleitung diese 
Evaluationsschritte möglich machen sollten, wurde für beide Programm-
schwerpunkte (und damit auch Evaluationsschwerpunkte) jeweils ein eigenes 
�Logisches Modell� entwickelt. Sie unterscheiden sich dadurch von dem in Kapi-
tel I.2.2 vorgestellten Logischen Modell zur impliziten Handlungstheorie des 
Modellprogramms (vgl. Abbildung I.2.1), dass sie nicht nur die aufeinander 
aufbauenden Handlungsziele auf Programmebene beinhalten, sondern auch 
verdeutlichen, welche Projektaktivitäten und Produkte zu bestimmten pro-
grammrelevante Ergebnisse führen. Zudem können mit diesen heuristischen 
Instrumenten Ziele und Zielerreichungskriterien auf verschiedenen Ebenen 
systematisch definiert und spezifiziert werden. Dazu wurden die angestrebten 
Veränderungen in eine hierarchische Ordnung gebracht und gegebenenfalls 
durch Indikatoren operationalisiert. 

Beide Modelle ergaben sich induktiv aus den Erhebungen an den Standor-
ten der Modellprojekte. Sie wurden gemäß des offenen Evaluationsansatzes auf 
den Arbeits- bzw. Gesamtmodelltagungen mit den Programmbeteiligten dis-
kutiert und gegebenenfalls modifiziert. 

Für den Programmschwerpunkt �Etablierung und Förderung interkultureller 
Netzwerke/Netzwerkarbeit� wurde auf die sogenannte �chain of events� (vgl. 
Patton 1997, S. 233 ff) als Logisches Modell zurückgegriffen. 

Die �chain of events� (deutsch: Ereigniskette) basiert auf der Grundan-
nahme, dass ein Modellprogramm über ausgewiesene Ressourcen (�Input�) 
und aufeinander abgestimmte Aktivitäten bzw. Produkte (�Outputs�) be-
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stimmte Ziele und Veränderungen (�Outcomes�) anstrebt. Die �chain of 
events� stellt die implizite Theorie des Modellprogrammes dadurch dar, dass 
sie logische Verknüpfungen und Zusammenhänge des Programmdesigns ab-
bildet. Logische Ereignisketten können für das Gesamtprogramm, einzelne 
Teilbereiche oder auch für jede einzelne Programmaktivität entwickelt werden.    

Der Aufbau der Ereigniskette gliedert sich entsprechend der impliziten Pro-
grammlogik in verschiedene Bereiche, die von unten nach oben gelesen wer-
den (vgl. Abbildung I.3.1). Dabei sollen keine eindeutigen Kausalbeziehungen 
zwischen den verschiedenen Bereichen konstruiert, sondern lediglich plausible, 
der Programmlogik entsprechende Zusammenhänge veranschaulicht werden 
(vgl. Frank/Haubrich 1998). 

Unter �Input� sind die Projektressourcen zu verstehen, die zur Umsetzung 
der Programmziele eingesetzt werden (z.B. Personal, Kompetenzen, Räume, 
Finanzmittel). Als �Output� lassen sich die Aktivitäten oder Produkte konzep-
tualisieren, die mit den Projektressourcen realisiert werden. Die �Zielgruppe� 
bezeichnet den Personenkreis, der an den Projektaktivitäten beteiligt wird und 
auf die Outputs reagiert (z.B. über Zufriedenheit, Einschätzung der Nützlich-
keit).  

 
Abbildung I.3.1: Aufbau der „Chain of events“ 

 
 
 

 
 
 

 
 

 
 
 

 
 

 
 
 

 
 
Die mit dem Programm angestrebten Veränderungen bei der Zielgruppe 

(�Outcomes�) werden auf drei hierarchisch aufeinander aufbauenden Ebenen be-
schrieben. Veränderungen auf der obersten Ebene (Outcome III) besitzen die 

Input: Projektressourcen 

Output: Aktivitäten und Produkte 

Zielgruppe: Beteiligung und Reaktion 

Outcome I: Wissen, Einstellungen, Fertigkeiten

Outcome II: Verhalten /Handeln 

Outcome III: Strukturänderung 
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höchste Wertigkeit. Sie setzen Veränderungen auf den unteren Ebenen voraus. 
Die drei Outcomebenen beziehen sich auf Veränderungen von Wissen, Ein-
stellungen, Fertigkeiten (Outcomeebene I), von Verhalten und Handeln (Outcomee-
bene II) und auf Effekte, die Veränderungen der Strukturen nach sich ziehen 
(Outcomeebene III).  

Die in dieser Weise konzipierte �chain of events� für den Auswertungs-
schwerpunkt �Netzwerkarbeit� wird am Anfang des entsprechenden Ergeb-
niskapitels (II.1.2) im Detail vorgestellt.    

Für den Programmschwerpunkt �Öffnung und Weiterentwicklung der Jugendge-
meinschaftswerke� wurde eine Veränderungsmatrix zur JGW-Entwicklung als 
Logisches Modell bzw. systematisierendes Auswertungsinstrument entwickelt. 
Diese Matrix, die auch die möglichen Beiträge der Modellprojekte zur JGW-
Entwicklung umfasst, wird zu Beginn des Ergebniskapitels zu diesem Pro-
grammschwerpunkt (Kapitel II.2.2) inhaltlich eingeführt.    
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3.4 Die Umsetzung des Evaluationsansatzes im 
Programmverlauf 

 

3.4.1 Umsetzung der Programmevaluation 
 
Im ersten Programmjahr lag ein Schwerpunkt in der wissenschaftliche Beglei-
tung des Modellprogramms darin, im Sinne einer �clarificative evaluation� (vgl. 
I.3.1) auf eine konzeptionelle Klärung sowohl auf Programm- als auch auf 
Projektebene hinzuwirken. Dazu erfolgte im Rahmen der ersten Welle der leit-
fadengestützten Interviews mit den Projektmitarbeiter/innen und auf den Ar-
beitstagungen eine systematische Einordnung der unterschiedlichen Projekt-
konzeptionen in den Programmrahmen.  

Als unterstützende Methode hierfür wurden die impliziten Handlungstheo-
rien der Programmkonzeption und der einzelnen Projektkonzeptionen mit 
dem heuristischen Instrument des �Logischen Modells�, dass unter I.2.2 vorge-
stellt wurde, analysiert und miteinander verglichen. Entsprechend der Rück-
meldungen einiger Projektmitarbeiter/innen waren die damit verbundenen 
Klärungsprozesse hilfreich für die weitere Ausrichtung der Projektarbeit und 
führten teilweise zu Veränderungen in den Projektkonzeptionen und Arbeits-
schwerpunkten. 

In dieser ersten Phase konnte die wissenschaftliche Begleitung zudem dazu 
beitragen, die Bedeutung des Programmziels der Öffnung der Jugendgemein-
schaftswerke für die Projektarbeit zu klären sowie die Verknüpfung der beiden 
Programmschwerpunkte zu konkretisieren. Darüber hinaus förderte der Ein-
bezug aller Programmbeteiligten (bei den Projektbesuchen und Tagungen) und 
Ergebnisrückmeldungen im Rahmen der Gesamtmodelltagungen das gemein-
same Programmverständnis zur Rolle der Jugendgemeinschaftswerke im Mo-
dellprogramm.  

Die aus der Auswertung der leitfadengestützten Expert/inneninterviews 
und aus den Dokumentenanalysen gewonnenen Daten ermöglichten eine erste 
Systematisierung der Projektstrategien und -schwerpunkte hinsichtlich der we-
sentlichen Programmdimensionen. Auf dieser Grundlage konnten erste 
Hypothesen zu programmrelevanten Zusammenhängen generiert werden.  

Die Erhebungen an den Standorten zeigten, dass das Vertrauen der Pro-
jektmitarbeiter/innen in die wissenschaftliche Begleitung vorhanden war, da 
die Projekte bereit waren, sehr offen über ihre jeweiligen Erfolge und Schwie-
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rigkeiten zu berichten. Damit war eine zentrale Voraussetzung für die Güte 
und Nutzbarkeit der Ergebnisse der Evaluation erfüllt. 

Im weiteren Verlauf der wissenschaftlichen Begleitung wurde überprüft, wie 
die angestrebten Ziele von den Projekten erreicht werden können und welche 
Zwischenschritte dazu notwendig sind. Auf der Grundlage der erhobenen 
Daten wurden die unter I.3.2.5 vorgestellten Schemata zur Systematisierung 
der Projektstrategien und -schwerpunkte hinsichtlich der zentralen Programm-
dimensionen erarbeitet. Sie erleichterten die Generierung von Hypothesen 
darüber, welche Rahmenbedingungen vor Ort den Einsatz welcher Strategien 
mit welchem Erfolg bedingen.  

Mit den Projektbesuchen im zweiten und dritten Programmjahr konnten 
weitere Informationen und Ergebnisse gesammelt und über Auswertungs- und 
Rückkopplungsschleifen dazu verwendet werden, die bestehenden Arbeits-
hypothesen zu ergänzen bzw. zu modifizieren. Der Abgleich aller verfügbaren 
Daten aus den unterschiedlichen Quellen (vgl. I.3.3) ermöglichte es, Informati-
onslücken zu schließen und � trotz der begrenzten Kapazitäten der wissen-
schaftlichen Begleitung � zu möglichst fundierten und reflektierten Einschät-
zungen zu gelangen.   

Im Vorfeld der Abschlusstagung wurde unter Berücksichtigung der Ge-
samtergebnisse aller Auswertungsschritte und Rückkopplungsschleifen ein 
vorläufiger Abschlussbericht erarbeitet, der die zentralen Programmergebnisse 
in verdichteter Form integrierte.  

Auf der Abschlusstagung, die am 06.11.02 in Berlin stattfand und von der 
wissenschaftlichen Begleitung organisiert und durchgeführt wurde, konnten die 
zentralen Erkenntnisse aus dem Modellprogramm vorgestellt und mit allen 
Programmbeteiligten diskutiert werden. Den Modellprojekten wurde zugleich 
mit einer thematisch gebündelten �Projektmesse� die Möglichkeit gegeben, 
sich zu präsentieren und aus ihrer Projektarbeit zu berichten. Die Rückmel-
dungen und Diskussionsbeiträge auf der Veranstaltung wurden von der wis-
senschaftlichen Begleitung zur letzten Überprüfung und Ergänzung der Eva-
luationsergebnisse genutzt und flossen in die Erstellung des vorliegenden Ab-
schlussberichtes mit ein.  

Die Einbettung des Bundesmodellprogrammes �Interkulturelles Netzwerk 
der Jugendsozialarbeit im Sozialraum� in die E&C-Programmplattform konnte 
durch ein E&C-Fachforum zum Thema �Integration junger Zuwanderer und 
Zuwanderinnen in E&C-Gebieten�, das an die Abschlusstagung gekoppelt war 
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und von der wissenschaftlichen Begleitung mitkonzipiert wurde, zum Aus-
druck gebracht werden. Das Fachforum bot zudem die Gelegenheit, die Er-
kenntnisse und Ergebnisse aus dem Modellprogramm einer breiteren Fachöf-
fentlichkeit vorzustellen. 

 

3.4.2 Umsetzung der programmbezogenen Projektbegleitung 
 
Die wissenschaftliche Begleitung war in diesem Programm � anders als in an-
deren Modellprogrammen � nicht nur mit der Programmevaluation betraut, 
sondern auch für die Planung, Organisation und Durchführung der Arbeits- 
und Gesamtmodelltagungen sowie für die Anregungen des Informations- und 
Erfahrungsaustausches zwischen den Modellprojekten verantwortlich. 

Damit bot sich einerseits im Sinne des partizipatorisch ausgerichteten An-
satzes der Cluster-Evaluation die Möglichkeit, die Tagungen so zu gestalten, 
dass zentrale Evaluationsinstrumente und Bewertungskriterien (vgl. �chain of 
events�) mit den Projektmitarbeiter/innen zusammen erarbeitet und abge-
stimmt werden konnten. Andererseits wurden durch die organisatorischen und 
koordinierenden Aufgaben der wissenschaftlichen Begleitung jedoch Personal-
ressourcen gebunden, die damit nicht für Evaluationsaufgaben zur Verfügung 
standen. Als Folge der begrenzten Kapazitäten der wissenschaftlichen Pro-
grammbeteiligung musste beispielsweise in der Anlage der Evaluationsstudie 
ganz auf die Befragung der Zielgruppe der jugendlichen Migrant/innen zur 
Programmumsetzung verzichtet werden.    

Die Projektmitarbeiter/innen schätzen an den Arbeitstagungen nach eige-
nen Angaben insbesondere den Erfahrungsaustausch unter den Modellprojek-
ten und die darüber erhaltenen Informationen und Impulse für die eigene 
Projektarbeit. Sie konnten auf den Tagungen zudem von den Fachdiskussio-
nen, die unter anderem von zwei Impulsreferaten externer Fachreferenten zu 
den Themen �Kooperation statt Konkurrenz � die Chancen von Stadtteilar-
beitskreisen für die Entwicklung und Vernetzung sozialer Arbeit� und �Inter-
kulturelle Öffnung sozialer Einrichtungen � Erfahrungen aus der Praxis� ange-
regt wurden, profitieren. 

Das Diskussionsforum auf der Internetseite der wissenschaftlichen Beglei-
tung, das für die Projektmitarbeiter/innen zur Unterstützung des programm-
internen fachlichen Austausches im ersten Programmjahr eingerichtet worden 
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war, wurde nur in den ersten Wochen sporadisch und eher im Sinne einer Be-
reitstellung relevanter Informationen als für inhaltliche Diskussionen genutzt.  

Die Vorraussetzung dafür, dass über das neue Medium virtueller Diskussi-
onsforen längerfristig kommuniziert wird, ist offensichtlich eine kontinuierli-
che und umfangreiche Betreuung der virtuellen Diskussionsräume und der ein-
zelnen Nutzer/innen (vgl. BAG EJSA 2002). Die entsprechende Betreuungs- 
und Motivationsarbeit konnte jedoch von der wissenschaftlichen Begleitung in-
folge der begrenzten Kapazitäten auf Dauer nicht geleistet werden.  
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II PROGRAMMUMSETZUNG 
 

1 Programmschwerpunkt „Etablierung und 
Förderung interkultureller Netzwerke/Netz-
werkmanagement“ 

 

1.1 Fragestellung und Auswertungsschwerpunkte 
 
Die zentrale Aufgabenstellung der Modellprojekte, die im Bundesmodellpro-
gramm �Interkulturelles Netzwerk der Jugendsozialarbeit� mit dem Pro-
grammschwerpunkt �Etablierung und Förderung interkultureller Netzwerke� 
intendiert war, lag darin, über Netzwerkarbeit und Ausübung einer sozialraum-
bezogenen Managementfunktion zur besseren Abstimmung von Integrations-
hilfen bzw. zur Schaffung neuer, passgenauer Maßnahmen sowie zur Öffnung 
der Fach- und Regeldienste beizutragen.  

Die konkreten Handlungsziele, die sich aus diesem ersten Programmschwer-
punkt für die Projektarbeit ableiten lassen, sind im mittleren und rechten 
Strang des Logischen Modells abgebildet und in Abbildung II.1.1 fett gedruckt.  

Die Modellprojekte sollten dem ersten Handlungsziel entsprechend in den 
jeweiligen Sozialräumen bekannt sein und von den relevanten Akteuren akzep-
tiert werden. Dazu war vorgesehen, dass sich die Projekte in die bestehenden 
lokalen Strukturen integrieren. Bei Bedarf sollten neue Netzwerkstrukturen 
aufgebaut und gesteuert werden. Über die Netzwerkarbeit in bestehenden oder 
neu initiierten Strukturen sollte sich im nächsten Schritt ein �funktionierendes� 
interkulturelles Netzwerk entwickeln, das von der Jugendsozialarbeit ausgeht, 
aber auch weitere für die Arbeit mit Migrant/innen relevante Kooperations-
partner/innen umfasst. Aus der Netzwerkarbeit heraus sollte dann auf ver-
schiedenen Wegen (Öffnung bzw. Abstimmung bestehender Angebote, neue 
Maßnahmen) zur Verbesserung der regionalen Angebotsstruktur beigetragen 
werden.  

Im rechten Strang des Logischen Models spiegelt sich die Programmvor-
gabe wider, die Netzwerkarbeit auf eine systematische Grundlage zu stellen. 
Die Projekte sollten dafür zur Ermittlung von Versorgungslücken Bestands- 
und Bedarfsanalysen durchführen, die auch die Befragung und Beteiligung von 
(jugendlichen) Migrant/innen beinhalten konnten. Auf der Grundlage der er-
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mittelten Ergebnisse sollten dann � evtl. ebenfalls unter Beteiligung der Ziel-
gruppe � bedarfsgerechte Konzepte und Maßnahmen entwickelt und in kom-
munale Planungsprozesse sowie in das lokale Stadtteilmanagement eingebracht 
werden.  
 
Abbildung II.1.1: Logisches Modell des Programmkonzepts: mittlerer und rechter Strang „Netzwerkarbeit“ 

 

Migrant/innen sind 
sozial und beruflich integriert 

Migrant/innen nutzen die Angebote 

Bedarfsgerechte Angebotsstruktur: 
Öffnung, Abstimmung, neue Angebote 

Maßnahmen 
eingeleitet 

Funktionierendes 
interkulturelles 

Netzwerk der JSA 

Berücksichtigung in 
kommunalen 

Planungsprozessen 

Berücksichtigung im 
Stadtteilmanagement 

Konzepte zur 
Öffnung 

JGW kooperiert mit 
dem Modellprojekt

1-2 Mitarbeiter/innen im Modellprojekt (MP) 
Ausgangssituation 

MP ist in bestehende 
Strukturen integriert 

Neue Vernetzungs-
strukturen 

Konzepte/Maß-
nahmen (Beteiligung) 

Versorgungslücken 
bekannt 

Bestands- und 
Bedarfsanalyse/ 

Beteiligung 

1.3

1.5

1.7 

1.6 

zusf. 1.9 

1.4/1.8 



 49 

Die als Programmevaluation (vgl. I.3) angelegte wissenschaftlichen Beglei-
tung konzentrierte sich darauf, wie die Projekte bei unterschiedlichen Aus-
gangs- und Rahmenbedingungen vor Ort die im Programmkonzept skizzierten 
Handlungsziele umsetzten. Zentrale Fragestellung war dabei, welche Konzepte 
und Strategien zur Netzwerkarbeit (mittlerer Strang) auf der Grundlage von 
Bestands- und Bedarfsanalysen (rechter Strang) mit welchem Erfolg bzw. unter 
welchen Schwierigkeiten erprobt wurden. Dagegen wurden standortspezifische 
Projektaktivitäten, die nicht im Zusammenhang mit der Umsetzung der 
Handlungsziele standen, nicht weiter analysiert. 

Die Ergebnisse und Erkenntnisse zu den Auswertungsschwerpunkten, die 
sich aus der Fragestellung ergaben, werden in diesem Kapitel entlang der 
Handlungsziele des Logischen Modells beschrieben. Dabei kennzeichnen die 
Ziffern in Abbildung II.1.1, welches Unterkapitel sich thematisch mit den Er-
gebnissen zur Umsetzung welches Handlungszieles beschäftigt. 
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1.2 „Chain of events“ als Bewertungsgrundlage 
zur Netzwerkarbeit 

 
Um die Projektaktivitäten zum Programmschwerpunkt �Etablierung und För-
derung interkultureller Netzwerke/Netzwerkmanagement� evaluieren zu kön-
nen, war es notwendig, Ziele und Indikatoren herauszuarbeiten, anhand derer 
eine Überprüfung und Bewertung der eingesetzten Strategien vorgenommen 
werden kann. 

Wie in Kapitel I.3 bereits ausgeführt, griff die wissenschaftliche Begleitung 
zur Erarbeitung entsprechender Bewertungskriterien auf das Konzept der 
�chain of events� (Ereigniskette) zurück. Mit diesem heuristischen Instrument 
können die Programmaktivitäten und die darüber angestrebten Zielsetzungen 
systematisiert werden. Der �chain of events� liegt die Annahme zugrunde, dass 
ein Modellprogramm über ausgewiesene Ressourcen (�Input�) und aufeinan-
der abgestimmte Aktivitäten bzw. Produkte (�Outputs�) bestimmte Ziele und 
Veränderungen (�Outcomes�) angestrebt. Logische �Ereignisketten� können 
für das Gesamtprogramm oder auch für einzelne Teilbereiche bzw. Pro-
grammschwerpunkte entwickelt werden.  

Bei der von der wissenschaftlichen Begleitung erarbeiteten �chain of 
events� für den Programmschwerpunkt �Netzwerkarbeit� ging es weniger um 
die Systematisierung der Programmaktivitäten � dies konnte bereits mit dem 
Logischen Modell des Programmkonzepts geleistet werden � als vielmehr um 
die differenzierte Definition der anzustrebenden �Outcomes� und ihrer Indi-
katoren.  

Im Folgenden wird die �chain of events� für den Programmschwerpunkt 
�Netzwerkarbeit� vorgestellt. Damit wird die Bewertungsgrundlage offen ge-
legt, an der sich die Evaluation der Projektressourcen, der Aktivitäten der Pro-
jektmitarbeiter/innen und der resultierenden Ergebnisse und Veränderungen 
bezüglich des Programmschwerpunkt �Etablierung und Förderung interkultu-
reller Netzwerke/Netzwerkmanagement� in den anschließenden Unterkapiteln 
orientiert. 

Die in der folgenden Darstellung aufgeführten Ebenen der �chain of 
events� wurden in Kapitel I.3.3.5 methodisch hergeleitet. Eine vollständige 
Übersicht über die �chain of events� und die darin definierten Inputs, Outputs 
und Outcomes der Projektarbeit in Tabellenform findet sich im Anhang. 
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1.2.1 Inputebene 
 
Bezüglich des Projektinputs kann zwischen Personalressourcen (�Input I�) und 
�sonstigen Ressourcen� (�Input II�) unterschieden werden. Zu den Personal-
ressourcen, die im Rahmen des Modellprogrammes zur Umsetzung der Pro-
grammziele eingebracht wurden, zählen die Projektmitarbeiter/innen mit ih-
rem Expert/innenwissen und ihren persönlichen Kompetenzen, Projektprakti-
kant/innen und über Projektmittel finanzierte Honorarkräfte, ehrenamtliche 
Mitarbeiter/innen sowie die Personenressourcen, mit denen die Projekte vor 
Ort fachlich unterstützt wurden (wissenschaftliche Begleitung, Supervision). 

Unter �sonstige Ressourcen� fallen die Büro- und Sachmittelausstattung der 
Projekte, die Finanzmittel, die sie zur Verfügung hatten sowie die Räume, die 
durch Projektressourcen angemietet werden konnten.  

 

1.2.2 Outputebene 
 
Auf der Outputebene sind die Aktivitäten und Produkte aufgeführt, die von 
den Modellprojekten mit den beschriebenen Ressourcen zur Umsetzung der 
Programmziele realisiert wurden. Dabei kann generell zwischen den Projekt-
outputs, die direkt aus der Projektarbeit bzw. auf der Basis bilateraler Koope-
rationen entstanden, und den Produkten und Aktivitäten, die aus der Gremien-
arbeit hervorgingen, unterschieden werden.  

Auf dieser Ebene lassen sich beispielsweise Outputs der Projekte im Rah-
men der Bestands- und Bedarfsanalysen wie Infobroschüren und Stadtteilpos-
ter, aber genauso die Einrichtung eines Arbeitskreises im Kontext der Gre-
mienarbeit aufschlüsseln. Einen zusammenfassenden, wenn auch nicht völlig 
vollständigen Überblick über die zum Programmschwerpunkt �Vernetzungs-
arbeit� erbrachten Projektaktivitäten und -produkte liefert Tabelle II.1.4 in 
Kapitel II.1.9.  

 

1.2.3 Ebene der beteiligten Zielgruppen 
 
Als Zielgruppen, die vor dem Hintergrund des Programmkonzepts an den 
Projektaktivitäten beteiligt und mit den Outputs erreicht werden sollten, kön-
nen � je nach Handlungsziel im Logischen Modell � zwei Personengruppen 
differenziert werden.  
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Bezogen auf die Zielsetzung, durch die Projektaktivitäten die regionale An-
gebotsstruktur zu verbessern, können alle angebotsgestaltenden Akteure bei 
freien Trägern bzw. Einrichtungen, Ämtern und Behörden und in Gremien 
sowie ehrenamtlich tätige Bürger/innen als Zielgruppe definiert werden. 

Da mit der Angebotsverbesserung letztlich erreicht werden sollte, dass ju-
gendliche Migrant/innen (als Zielgruppe der Jugendsozialarbeit zwischen 12 
und 27 Jahren) zur Förderung ihrer sozialen und beruflichen Integration diese 
verbesserten Angebote auch nutzen (übergeordnetes Handlungsziel im Logi-
schen Modell), können die Migrant/innen selbst als Zielgruppe für die überge-
ordneten Programmziele verstanden werden. Allerdings hatten die Projekte mit 
ihrer konzeptionellen Ausrichtung kaum einen unmittelbaren Einfluss auf diese 
Handlungszielebene. Analog dazu wurden im Rahmen der wissenschaftlichen 
Begleitung auch keine direkten Erhebungen dazu durchgeführt, welche Out-
comes bei der Zielgruppe �jugendliche Migrant/innen� erreicht wurden.  

 

1.2.4 Outcomeebene 
 
Als �Outcomes� werden in der �chain of events� die Veränderungen bzw. 
Effekte bezeichnet, die mit den Aktivitäten und Produkten der Projekte 
(�Output�) angestrebt wurden. Dabei wurden angesichts der Komplexität der 
Zusammenhänge keine eindeutigen Kausalbeziehungen konstruiert, sondern 
plausible Annahmen darüber, wie bestimmte Aktivitäten zu bestimmten Ereig-
nissen führen. Auf dieser Basis konnten dann leichter Indikatoren definiert 
werden, die der Evaluation begründete Aussagen darüber ermöglichten, inwie-
weit beobachte Effekte mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit den Projektakti-
vitäten zugeordnet werden können.  

Bezüglich der angestrebten Auswirkungen wird bei den �Outcomes� in be-
sonderer Weise auf die Veränderungen von Einstellungen, Wissen, Fertigkeiten 
und Verhalten bei den erreichten Zielgruppen Bezug genommen. Die ver-
schiedenen �Outcomes� werden auf drei hierarchisch aufeinander aufbauen-
den Ebenen beschrieben. Dabei besitzen Veränderungen auf der obersten 
Ebene (�Outcomeebene III�) die höchste Wertigkeit. Sie setzen Veränderungen 
auf den darunter liegenden Ebenen voraus (vgl. I.3.3.5). 

Die unterste Outcomeebene (Outcomeebene I) mit angestrebten Veränderun-
gen in den Bereichen Wissen, Fertigkeiten und Einstellungen wird für den 
Programmschwerpunkt �Netzwerkarbeit� in Tabelle II.1.1 wiedergegeben. In 
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der rechten Spalte finden sich die Indikatoren, die auf das Erreichen der in der 
linken Spalte aufgelisteten Outcomes schließen lassen. 

Auf dieser Outcomeebene wird zwischen den Veränderungen bei der Ziel-
gruppe der Akteure und den Auswirkungen der Projektarbeit auf die (jugendli-
chen) Migrant/innen unterschieden.  

 
Tabelle II.1.1: Outcomeebene I für den Programmschwerpunkt „Netzwerkarbeit“ 
 

Outcomeebene I 
(Wissen/Einstellungen/Fertigkeiten) 

Outcomes bei Akteuren Indikatoren für die Outcomes I 

• Wissen über das Modellprojekt und seine Ziele, 
Kenntnis anderer Einrichtungen und ihrer Ange-
bote, Erkennen der positiven Effekte von Vernet-
zung  

• Kenntnisse über das JGW und seine Angebote 

• Wahrnehmung von eigenen Wissensdefiziten be-
züglich Migrant/innen 

• Interesse an interkulturellen Themen/Sensibilisie-
rung 

• Wahrnehmung der Zielgruppe MigrantInnen, 
veränderte Einstellungen gegenüber dieser Ziel-
gruppe 

• Wissen um Probleme und Bedarfe der Zielgruppe, 
Wahrnehmung von Versorgungslücken 

• Kenntnis der sozialen und rechtlichen Situation 
junger Migrant/innen 

► Kommunikation und Kommunikationsbe-
reitschaft bezüglich migrationsspezifischer 
Themen (Interesse und Neugier) 

► Anfragen an JGW als Kooperationspart-
ner/innen für die Einrichtungen vor Ort; An-
gaben im „Fragebogen zum JGW“ (vgl. I.3.3.3) 

► Anfragen der Akteure vor Ort bei den Mo-
dellprojekten (z.B. nach Fortbildungen, ge-
meinsamer Veranstaltung) 

► Indikatoren, die sich in den Ergebnissen der 
Befragung der Kooperationspartner/innen der 
Projekte zu Wissenserwerb und Angebotsab-
stimmung zeigen 

► Vermittlung von Klient/innen (z.B. an das 
JGW) 

Outcomes bei Migrant/innen Indikatoren für die Outcomes I 

• Wissen über das Modellprojekt und seine Ziele  

• Kenntnis anderer Einrichtungen und ihrer Ange-
bote 

• Wissen über Partizipationsmöglichkeiten  

• Interesse an Nutzung der Angebote 

► Verstärkte Beteiligung und Angebotsnachfrage 
von Seiten der Migrant/innen 

 

 
Outcomeebene II beinhaltet die mit den Projektaktivitäten angestrebten Verän-

derungen im Verhalten und Handeln der Akteure bzw. Kooperationspart-
ner/innen der Projekte. In der Übersicht in Tabelle II.1.2 werden die Outco-
mes und die dazugehörigen Indikatoren � entsprechend der Sektorenbildung in 
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den Vernetzungslandkarten der Projekte (vgl. I.3.3.4) � danach unterteilt, in 
welchen Bereichen die Akteure von den Projektaktivitäten erreicht wurden. 
Dementsprechend sind auch die Indikatoren nach den Bereichen �Ämter und 
Kommunen�, �Freie Einrichtungen und Träger� und �Gremien� ausdifferen-
ziert.  

 
Tabelle II.1.2: Outcomeebene II für den Programmschwerpunkt „Netzwerkarbeit“ 

 

Outcomeebene II 
(Verhalten/Handeln) 

Outcomes im Bereich Ämter/Kommunen Indikatoren für die Outcomes II 

• Interkulturelle Öffnung 

• Kontakt zum Modellprojekt oder zu Migrant/innenver-
treter/innen bei interkulturellen Fragestellungen 

• Finanzierung neuer Maßnahmen und Angebote 

• (Gemeinsame) Veranstaltungen/Schirmherrschaft in 
Bezug auf die Thematik 

• Teilnahme kommunaler Mitarbeiter/innen an interkultu-
rellen Fortbildungen/Bildung interner AGs zum Thema 

• Beteiligung an Gremien zur interkulturellen Thematik 

► Stellen Informationen zur Verfügung 
bzw. verbreiten sie, kooperieren mit 
Migrant/innenorganisationen bzw. -bei-
räten, bieten mehrsprachige Broschüren 
für ihre Angebote an; Öffentlichkeitsar-
beit richtet sich gezielt an Mig-
rant/innen 

► Kommunal finanzierte Angebote bzw. 
interkulturelle Kontaktbüros/Netzwerke 

 

Outcomes im Bereich freie Träger/Einrichtungen Indikatoren für die Outcomes II 

• Interkulturelle Öffnung 

• Teilnahme der Mitarbeiter/innen an interkulturellen 
Fortbildungen 

• Gemeinsame Veranstaltungen, gemeinsame Initiativen 
und Anträge 

• Abstimmung der Angebote, Informationsaustausch unter 
den Einrichtungen 

• Vorhalten eigener, neuer Angebote für die Zielgruppe 

• Ehrenamtliche Aktivitäten von Bürger/innen 

► Verändertes Klientel, mehrsprachige 
Broschüren, interkulturelles Personal, 
veränderte Öffentlichkeitsarbeit, Struk-
turveränderungen (s.o.) 

► Trägerübergreifende Angebotsübersich-
ten, zeitliche bzw. räumliche Verlegung 
von Angeboten, Vernetzungslandkarten, 
Fragebogenergebnisse 

 

Outcomes bei Gremienteilnehmer/innen Indikatoren für die Outcomes II 

• Thematisierung migrationsspezifischer Themen 

• Verbindlichkeit der Arbeitsstruktur 

► Protokolle, Tagungsordnung, Selbst-
verpflichtungsvereinbarungen, Fragebo-
genergebnisse (vgl. I.3.3.3) 
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Die nachhaltigsten und weitreichendsten Veränderungen stellen die Verän-
derungen auf der obersten Outcomeebene (Outcomeebene III) dar. Hier sind die 
Veränderungen aufgeführt, die sich durch langfristige Einstellungs- und Ver-
haltensänderungen bei Akteuren im strukturellen Bereich ergeben. Daher re-
sultieren die Outcomes der Outcomeebene III notwendigerweise aus den Out-
comes der Projektarbeit, die in den vorangehenden Outcomeebenen (I und II) 
aufgeführt sind. Als Beispiel für eine strukturelle Veränderung auf der Outco-
meebene III kann die dauerhafte Implementierung eines neuen Gremiums mit 
verbindlichem Charakter genannt werden.  

 
Tabelle II.1.3: Outcomeebene III für den Programmschwerpunkt „Netzwerkarbeit“ 

 

Outcomeebene III 
(nachhaltige Einstellungs- und Verhaltensänderungen, die zu Strukturveränderungen führen) 

Outcomes Indikatoren für die Outcomes III 

• Strukturelle Implementierung interkultureller 
Themen in der Jugendhilfeplanung 

• Implementierung eines neuen Gremi-
ums/Arbeitskreises mit verbindlichem Charakter

• Abbau von �Doppelstrukturen�, strukturell 
festgelegte Nutzung gemeinsamer Ressourcen 

• Etablierung einer Fachstelle/Beratungsstelle für 
jugendliche Migrant/innen 

• Einführung von Integrationskonzepten (Kom-
mune, Einrichtungen, Träger) 

• Strukturelle Beteiligung von Migrant/innen an 
kommunalen und politischen Entscheidungen 

• Strukturveränderungen von Einrichtungen zur 
interkulturellen Ausrichtung bzw. Öffnung (als 
Querschnittsaufgabe) 

► Sitz interkultureller Vertreter/innen im Jugend-
hilfeausschuss, festes Budget, schriftlich fixierte 
kommunale Leitlinien 

► Offizieller Auftrag für Integrationskonzept, 
Grad der Selbstverpflichtung/Protokoll, Begut-
achterfunktion für Neuanträge 

► Eigens/neu gewählter Standort, Namensände-
rung, Organisationsstrukturanpassung 

► Einrichtung eines Ausländerbeirates, ständige 
Vertretung von jugendlichen Migrant/innen im 
Jugendparlament  

► Neues Konzept, Personal mit Migrationshinter-
grund, sprachliche Vielfalt an den Stellen, regel-
mäßige Schulungen zu interkulturellen Themen, 
veränderte Zuständigkeiten 

► Repräsentativer Migrant/innenanteil unter den 
Einrichtungsnutzer/innen 

 
In den folgenden Unterkapiteln wird entlang der im Logischen Modell ge-

nannten Handlungsziele immer wieder beschrieben, welche Veränderung auf 
den unterschiedlichen Outcomeebenen auf die jeweiligen Projektaktivitäten 
zurückgeführt werden können.  

Zum Abschluss des Kapitels wird dann unter II.1.9 nochmals systematisch 
zusammengefasst, welche Aktivitäten und Produkte die Projektmitarbei-
ter/innen im Rahmen des Modellprogrammes erbracht haben, welche Ziel-
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gruppen damit erreicht wurden und welche Auswirkungen auf den drei Out-
comeebenen mit der Projektarbeit in Verbindung gebracht werden können. 
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1.3 Ausgangssituation und Projektsstrategien zur 
Etablierung und Förderung interkultureller 
Netzwerke 

 
Die Programmkonzeption beschrieb als zentrale Aufgabenstellung, dass die 
Modellprojekte über Netzwerkarbeit und die Ausübung einer sozialraumbezo-
genen Managementfunktion zur besseren Abstimmung von Integrationshilfen 
sowie zur Öffnung der Fach- und Regeldienste beitragen sollten. 

Angesichts heterogener Rahmenbedingungen vor Ort erprobten die Mo-
dellprojekte zur Umsetzung dieser Programmziele unterschiedliche Strategien 
und konzeptionelle Ansätze. Im Rahmen der Cluster-Evaluation wurden die 
Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwischen den Projekten hinsichtlich der 
lokalen Ausgangsbedingungen und der darauf abgestimmten Strategien zur 
Netzwerkarbeit analysiert (zur Auswertungsmethode vgl. I.1.3). Dabei kristalli-
sierten sich vier grundsätzlich unterscheidbare Vorgehensweisen zur sozial-
räumlichen Vernetzung heraus, die zu idealtypischen Projekttypen verdichtet 
wurden (vgl. Haubrich/Vossler 2001; 2002) und in diesem Abschnitt vorge-
stellt werden.  

Mit jeweils einem Praxisbeispiel zur Entwicklung einer Sprachfördermaß-
nahme wird illustriert, wodurch sich die �typische� Strategie eines Projekttyps 
zur Etablierung und Förderung interkultureller Netzwerke charakterisieren 
lässt . 

 

1.3.1 Vier Projekttypen zur sozialräumlichen Vernetzung  
 
Bei den im folgenden beschriebenen vier Projekttypen handelt es sich um ide-
altypische Konstruktionen, die gewissermaßen aus der gemeinsame Schnitt-
menge inhaltlich ähnlicher Projekte gebildet wurden. Die einzelnen Projekte 
wurden im Hinblick auf regionalen Ausgangsbedingungen und Voraussetzungen im 
eigenen Träger sowie bezüglich der zentralen Elemente ihres Vorgehens bzw. ihrer 
grundlegende Ausrichtung einem der vier Typen zugeordnet. Projekte eines 
Typs können jedoch bezüglich der Ausgangssituation und im weiteren Projekt-
verlauf auch einzelne Merkmale bzw. Elemente des Vorgehens eines anderen 
Typs auf sich vereinen oder zwischen zwei Grundtypen angesiedelt sein 
(�Mischtypen�). In diesem Sinne sind die Projekttypen in gewissem Maße als 
durchlässig zu verstehen. 
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Projekttyp 1: Bestands- und Bedarfsanalysen als Basis für Netzwerk und 
Lobbyarbeit 
Die drei Modellprojekte des Projekttyps 1 stellten von Anfang an eine syste-
matische Analyse der vorhandenen Angebote für junge Migrant/innen als 
Grundlage für die weiter Vernetzungs- und Lobbyarbeit in den Mittelpunkt 
ihrer Arbeit. Hierzu führten sie leitfadengestützte Interviews mit den Akteuren 
im Sozialraum zu deren Angeboten und ihrer Einschätzung des Bedarfs der 
Migrant/innen durch. Zudem wurden auch die Jugendlichen selbst zu ihrer 
Lebenssituation, ihrem Freizeitverhalten, zu Problemen, Unterstützungsbedarf 
und Wünschen befragt. 

Die Ergebnisse dieser systematischen Bestandsanalysen flossen in die Er-
stellung von �Sozialatlanten� ein, deren Aufbau und Inhalt unter II.1.4 �Strate-
gien zur Bestands- und Bedarfserhebung� genauer beschrieben werden. Ein 
weiteres Projekt (�Mischtyp� mit Projekttyp 3) führte zwar auch eine systema-
tische Bestands- und Bedarfsanalyse durch. Da diese jedoch erst gegen Ende 
der Projektlaufzeit fertiggestellt wurde, scheint ihre Bedeutung weniger grund-
legend für die Projektaktivitäten während des Projektverlaufs gewesen zu sein.  

Die Projekte dieses Typs blieben jedoch nicht bei der Bestands- und Be-
darfsanalyse für ihr jeweiliges Projektgebiet stehen, sondern nutzten die daraus 
gewonnen Erkenntnisse als Grundlage für ihre weiteren Aktivitäten zur Netz-
werk- und Lobbyarbeit. So führten zwei Projekte Veranstaltungen zur Ergeb-
nispräsentation durch, die zur weiteren Vernetzung der Akteure bzw. zu Gre-
mienbildungen führten. Erkenntnisse zu Versorgungslücken wurden an allen 
drei Standorten in die bestehenden (Netzwerk-) Strukturen und bei kommu-
nalen Stellen eingebracht und stießen die Entwicklung passgenauer Maßnah-
men und Konzepte (Fortbildungs- und Informationsveranstaltungen, Sprach-
kurse) zusammen mit den jeweiligen Kooperationspartner/innen an. Ein um-
fassender und systematischer Überblick über die Verwendung der Erhebungs-
ergebnisse und ihre Auswirkungen findet sich unter II.1.4.4. 

Grundsätzlich war den Projektmitarbeiter/innen mit diesem Vorgehen und 
gemäß ihrer Projektkonzeption daran gelegen, ihr Projektprofil als �Netz-
werkmanager/innen� zu betonen. Sie sahen ihre Aufgabe weniger im Vorhal-
ten weiterer eigener Maßnahmen als vielmehr in der Weiterentwicklung der 
Vernetzungsstruktur. Darüber hinaus gab es aus ihrer Sicht in den jeweiligen 
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Stadtteilen einen besonderen Bedarf für differenzierte Angebots- und Bedarfs-
analysen. 

Voraussetzung für eine derart offensive Akzentuierung des Projektzieles 
�Netzwerkmanagement� war offensichtlich eine gute Verankerung des Pro-
jektträgers im jeweiligen Sozialraum. Das entsprechende Vorgehen lies sich 
zudem mit dem Selbstverständnis des Projektträgers vereinbaren. Auffällig ist 
darüber hinaus, dass gerade bei diesen Projekten der professionelle Hinter-
grund der Mitarbeiter/innen nicht allein in der sozialpädagogischen Arbeit mit 
Klient/innen lag, sondern auch andere Qualifikationen und Erfahrungen um-
fasste (wie die frühere Mitarbeit in einem praxisnahen Forschungsinstitut, eine 
Sozialmanagementausbildung oder die Leitung einer Einrichtung).  

Das vermittelte Projektprofil stieß gleichwohl an allen drei Standorten nicht 
selbstverständlich auf die Akzeptanz der anderen Akteuren im Sozialraum. Die 
Mitarbeiter/innen wurden mit der Frage konfrontiert, wieso denn weitere Ver-
netzung noch nötig sei, wo doch schon alle vernetzt seien. Nach eigenen Aus-
sagen konnten sie jedoch über persönliche Gespräche die nötige Unterstützung 
gewinnen. Zusätzlich wirkte das Angebot akzeptanzfördernd, Dienstleistungen 
übernehmen zu können, die für die Partner/innen im Sozialraum von Interesse 
sind. Dazu gehörten Aktivitäten wie Lobbyarbeit, Konzept- und Finanzie-
rungsberatung, Organisation von Arbeitskreisen, Fachtagungen, Workshops, 
Fortbildungen, aktive Mitwirkung an übergreifenden Stadtteilfesten und ande-
ren trägerübergreifenden Veranstaltungen. 

Mit dem folgenden Praxisbeispiel (vgl. Textkasten II.1.1) kann die grund-
sätzliche Strategie des Projekttyp 1 veranschaulicht werden. Dabei geht es um 
die Entwicklung einer Maßnahme zur Sprachförderung an einer Kindertages-
stätte, nachdem in diesem Bereich durch den Sozialatlas 
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Textkasten II.1.1: Praxisbeispiel zu Projekttyp 1: Bestands- und Bedarfsanalysen als Basis für Netz-
werkarbeit 

 
„Sprachförderung ist das A und O“ – frühzeitiger Spracherwerb schon in 

der Kita 
 

Die für den Sozialatlas von den Projektmitarbeiter/innen befragten Expert/in-
nen problematisierten an einem Standort insbesondere die erheblichen Defizite 
im Bereich der frühzeitigen Sprachförderung. Hier wurde besonderer Hand-
lungsbedarf gesehen, da viele Kinder aus Migrant/innenfamilien oft infolge 
mangelnder Deutschkenntnisse bereits im Grundschulbereich mit Schwierigkei-
ten konfrontiert werden, die sich negativ auf die weitere soziale und vor allem 
berufliche Integration der Betroffenen auswirken können.  
Über die geführten Gespräche erfuhren die Projektmitarbeiter/innen zudem 
von der problematischen Situation hinsichtlich der Sprachentwicklung der Kin-
der in einer Kindertagesstätte mit hohem Migrant/innenanteil.  
Als Reaktion auf die ermittelte Versorgungslücken und den akuten Bedarf der 
Kita engagierten sich die Projektmitarbeiter/innen in einer eigens zur Verbesse-
rung der Sprachförderung an der Kindertagesstätte gegründeten Arbeitsgruppe. 
Daran nahmen neben dem Modellprojekt die kommunale Fachberatung für 
Kindertagesstätten und ein Kernteam von interessierten Mitarbeiter/innen der 
betroffenen Kindertagesstätte teil. In den Arbeitsgruppensitzungen wurde der 
Frage nachgegangen, wie Sprachförderung im Elementarbereich umgesetzt 
werden kann. Als Resultat hieraus konnte eine externe Fachkraft gewonnen 
und finanziert werden, die in der Kindertageseinrichtung zweimal wöchentlich 
verschiedene didaktische Ansätze zur Sprachförderung mit Vorschulkindern 
erprobten. 
Zusätzlich flossen die dabei gewonnenen Erfahrungen in ein Konzept zur 
Sprachförderung in Kindertageseinrichtungen ein, das in der Arbeitsgruppe er-
arbeitet und in einem Bericht der Öffentlichkeit vorgestellt wurde.  
Das Modellprojekt hatte in der gemeinsamen Konzeptarbeitsgruppe eine bera-
tende Rolle. Die Ergebnissen der Bestands- und Bedarfsanalyse des Modell-
projektes dienten dem Arbeitskreis als Legitimationsgrundlage für die Initiie-
rung und kommunale Finanzierung der Sprachfördermaßnahme und für die 
Konzepterarbeitung. 
Die Projektmitarbeiter/innen engagierten sich zudem in der interkulturellen 
Fortbildung der Kita-Erzieher/innen. So wurde eine Exkursion für Erzie-
her/innen zum Berliner �Institut für kreative Sprachförderung� sowie zwei ein-
tägige Fachkongresse für dieselbe Zielgruppe zum Thema interkulturelles Vers-
tändnis in der Kinder- und Jugendsozialarbeit organisiert.  
  

 
Projekttyp 2: Neue Netzwerke zur Förderung der Integrationsarbeit 
Die drei Projekte des Projekttyps 2 legten den Schwerpunkt ihrer Vernet-
zungsarbeit darauf, alle Anbieter/innen für Integrationshilfen und andere für 
die Förderung der Integration relevante Akteure an einem Tisch zu versam-
meln, um vorhandene Angebote besser aufeinander abstimmen und Ange-
botslücken schließen zu können. Zu diesem Zweck initiierten und steuerten sie 
zentrale Netzwerke bzw. Arbeitskreise, an denen die aus Projektsicht integra-
tionsrelevanten Akteure (Ämter/Behörden, freie Träger, Firmen, Migrant/in-
nenvereine etc.) beteiligt waren.  
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Die Netzwerkbildung stellte die Ausgangsbasis dafür dar, den Informations-
fluss zwischen den Beteiligten zu erhöhen. Auf dieser organisatorischen Basis 
konnten in Kooperation mit anderen Akteuren Konzepte und Angebote ent-
wickelt werden, die auf eine Verbesserung der Angebotsstrukturen abzielten 
(z.B. Wegweiser durch die Ämter- und Behördenlandschaft für Neuzugewan-
derte, Handreichungen für Lehrer/innen mit Empfehlungen zur Aufnahme 
von zugewanderten Schüler/innen, Veranstaltungen zum gegenseitigen Ken-
nenlernen von Jugendlichen aus verschiedenen Herkunftsländern). Im Gegen-
satz zu den zuvor vorgestellten Projekten mit systematischer Bestands- und 
Bedarfsanalyse (Projekttyp 1) werden Erhebungen und Einschätzungen zu 
Versorgungslücken hier in enger Kooperation mit den Netzwerkpartner/innen 
durchgeführt.  

Eine detaillierte Beschreibung der Arbeitsweisen und Funktionen dieser 
übergreifenden Netzwerkstrukturen findet sich unter 1.5.1 �Initiierung und 
Steuerung neuer Netzwerke�. 

Charakteristisch für die Vorgehensweise dieses Projekttyps war, dass die 
betreffenden Projekte in den jeweiligen Sozialräumen keine funktionierenden 
Vernetzungsstrukturen der Integrationsarbeit vorfanden (darunter zwei Stand-
orte in ostdeutschen Bundesländern).  

Zudem waren weitere wesentliche Voraussetzungen für diese zentrale Rolle 
eines freien Trägers bei der Netzwerkinitiierung und -steuerung gegeben: Den 
jeweiligen Projektträgern wurde diese Funktion in der Trägerlandschaft zuge-
standen, weil er bzw. seine Mitarbeiter/innen im jeweiligen Sozialraum fachlich 
anerkannt und akzeptiert waren oder in keinem Konkurrenzverhältnis zu ande-
ren Akteuren standen. Die Modellprojekte waren darüber hinaus mit einen 
kommunalen Auftrag zur Netzwerkarbeit ausgestattet oder wurden von kom-
munaler Seite zumindest explizit darin unterstützt.  

Allerdings mussten sich besonders die Mitarbeiter/innen diese Projekttyps 
� nach deren eigenen Erfahrungen � in ihrer trägerneutralen und koordinie-
renden Funktion klar von den Eigeninteressen des eigenen Trägers als Par-
tner/in im Netzwerk abgrenzen, um Konkurrenzsituationen zwischen den Ko-
operationspartner/innen zu vermeiden und die Vernetzungsarbeit nicht zu 
gefährden. 

Das folgende Praxisbeispiel zur Planung einer Maßnahme, die Sprachförde-
rung mit der beruflichen Qualifizierung von Migrant/innen verbinden sollte, 
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verdeutlicht exemplarisch, wie bei diesem Projekttyp die Ressourcen der unter-
schiedlichen Akteure auf Netzwerkbasis gebündelt und genutzt wurden. 

 
Textkasten II.1.2: Praxisbeispiel zu Projekttyp 2: Neue Netzwerke zur Förderung der Integrationsarbeit  

 
„Vernetzt planen und vorgehen“ –  

Sprachförderung und berufliche Qualifizierung 
 
Ausgangspunkt der geplanten Maßnahme an einem ostdeutschen Standort wa-
ren die Diskussionen im Unter-Arbeitskreis �Wirtschaft und Arbeit� des vom 
Modellprojekt neu geschaffenen und moderierten Netzwerkes. Vertreten waren 
darin neben den Projektmitarbeiter/innen Repräsentant/innen des örtlichen 
Arbeitsamtes, der Industrie- und Handelskammer, der regionalen Wirtschafts-
förderung, der Volkshochschule, des Jugend- und Sozialamtes sowie der Land-
rat (der auch die Schirmherrschaft über die Netzwerkgespräche übernommen 
hatte). 
Die Teilnehmer/innen des Untergremiums tauschten sich zunächst über die 
Bedarfe und Versorgungslücken im Bereich der beruflichen und sozialen Integ-
ration von jugendlichen Migrant/innen aus. Dabei wurde deutlich, dass der be-
ruflichen Integration bzw. Anstellung bei einheimischen Firmen häufig man-
gelnde fachbezogene Deutschkenntnisse der Migrant/innen im Wege stehen. 
Nach einem halbjährigen Sprachkurs für nicht mehr schulpflichtige Jugendliche 
folgt häufig keine Beschäftigung oder weitere Sprachförderung. Die erlernten 
Sprachkenntnisse können deshalb nicht umgesetzt werden. Für diese Nahtstelle 
wurde vom Arbeitsamt ein Modell gesucht, das weitere Sprachförderung mit 
einer beruflichen Qualifizierung verbindet und von einem freien Träger erprobt 
werden sollte. Von gleicher Seite wurde zudem der Bedarf nach verlässlichen 
statistischen Angaben zu neu Zugewanderten angemeldet, um entsprechende 
Qualifizierungsmaßnahmen besser planen zu können. 
Über die �kurzen Wege� und persönlichen Kontakte im Arbeitskreis �Wirt-
schaft und Arbeit� wurde zweierlei möglich: Das Arbeitsamt erhielt zum einen 
über die Vermittlung des Landrates Zahlen des Sozialamtes zur Anzahl von 
Aussiedler/innen im Sozialhilfebezug, zur Alters- und Geschlechterstruktur 
dieser Gruppe usw. 
Zum anderen erarbeitete die Volkshochschule (als Träger der Sprachkurse für 
nicht mehr schulpflichtige Aussiedler/innen) ein Kurskonzept zur Sprachförde-
rung, in das Arbeitspraktika und die Vermittlung der im Arbeitsalltag benötig-
ten Fachsprache einbezogen wurden. Das VHS-Konzept wurde im Untergre-
mium �Wirtschaft und Arbeit� vorgestellt und unter den Teilnehmer/innen 
kontinuierlich diskutiert. Dadurch konnte insbesondere das Arbeitsamt als Fi-
nanzierungsstelle in die Planung und Realisierung der Maßnahme eingebunden 
werden. Darüber hinaus konnten die Erfahrungen aus anderen relevanten Be-
reichen � wie aus der Wirtschaftsförderung oder aus Berufsförderungswerken, 
in die Konzepterstellung einfließen.  
 

 
Projekttyp 3: Interkulturelle Fachstellen zur Förderung der Netzwerkar-
beit 
Die vier Projekte des Projektstyps 3, die allesamt in großstädtischen Sozialräu-
men angesiedelt waren, sahen sich zu Beginn ihrer Arbeit mit besonderen Le-
gitimationsproblemen konfrontiert: Die Projektmitarbeiter/innen fanden stark 
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etablierte Strukturen und Gremien vor, in denen alle relevanten Akteure vor 
Ort zusammengeschlossen waren. Diese taten sich daher schwer, sich mit ei-
nem zusätzlichen Vernetzungsgedanken anzufreunden. Auch wurde argumen-
tiert, ohnehin fehlende Einrichtungen für Jugendliche könne man nicht vernet-
zen (insbesondere bei der geringen migrationsspezifischen Einrichtungsdichte 
an einem Standort in den neuen Bundesländern).  

Vor diesem Hintergrund stellten die Akteure die Zielsetzung der Modell-
projekte, die regionalen Vernetzungsstrukturen zu stärken, zum Teil massiv in 
Frage und traten den Projektmitarbeiter/innen anfangs ablehnend gegenüber 
(Zitat einer Kooperationspartner/in: �Anfangs war das hier wie eine Front 
gegen die Projektmitarbeiter/innen�).  

Der Einstieg in die Projektarbeit wurde an drei dieser vier Standorte (ein 
�Mischtyp-Projekt� mit dem Typ 1: Sozialatlas hatte keinen trägerbedingten 
Legitimationsprobleme) zusätzlich dadurch erschwert, dass der Projektträger 
im Stadtteil nicht mit genügend eigenen Maßnahmen zur Sozialarbeit promi-
nent vertreten und etabliert war. Kommunale Stellen und andere Akteure vor 
Ort waren zudem nicht in die Standortwahl für die Modellprojekte eingebun-
den worden und hatten nur unzureichende Informationen über die Projekt-
implementierung und -zielsetzung.  

Angesichts dieser Kontextbedingungen verfolgten die Projekte gewisserma-
ßen eine �Doppelstrategie�, um zur Verbesserung der regionalen Angebots-
struktur beitragen zu können: 

Einerseits versuchten sich die Projekte mit ihren Zielsetzungen besonders 
zu Beginn der Projektarbeit als interkulturelle Fachstelle bekannt zu machen � 
in zwei Fällen wurden dazu interkulturellen Stadtteilbüros eingerichtet � und 
im jeweiligen Sozialraum für Akzeptanz zu werben. Die Projektmitarbei-
ter/innen griffen vordringliche Themen- und Aufgabenstellungen, die von den 
Akteuren vor Ort diskutiert wurden, auf und entwickelten in Kooperation mit 
anderen Einrichtungen bedarfsorientierte Konzepte und Maßnahmen. Im 
Sinne einer �Dienstleistungsorientierung� engagierten sie sich bei trägerüber-
greifenden Aktivitäten � z.B. Organisation und Durchführung von Stadtteil-
festen, Herausgabe von Stadtteilzeitungen � und stellten ihren �Gebrauchs-
wert� unter Beweis. Allerdings barg diese Strategie die Gefahr, von den Akteu-
ren vor Ort für deren Trägerinteressen instrumentalisiert und �benutzt� zu 
werden. 
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Andererseits versuchten die Projektmitarbeiter/innen eine zentrale Position 
innerhalb des interkulturellen Netzwerks der Einrichtungen und Träger einzu-
nehmen und im Sinne eines Netzwerkmanagements aktiv zu werden. Bei den 
beiden Projekten, die ein Stadtteilbüro als niedrigschwelliges Zentrum für in-
terkulturelle Informations- und Vernetzungsarbeit innerhalb der bereits beste-
henden sozialräumlichen Strukturen einrichteten, wurde dies auch räumlich 
manifest. 

Die Projektmitarbeiter/innen verschafften sich dafür im Vorfeld durch 
Kontakte zu den relevanten Akteuren im Sozialraum und die Teilnahme an 
bestehenden Arbeitskreisen (vgl. II.1.5.2 �Einbringen in bestehende Netzwerk-
strukturen�) einen Überblick über vorhandene Angebote und Handlungsbe-
darfe. Ergänzend hierzu wurden punktuelle Bestandserhebungen (z.B. zu 
Sprachkursangeboten) und Befragungen von Jugendlichen im Stadtteil durch-
geführt. Die Projekte verbreiteten diese übergreifenden Informationen zur 
bestehende Angebotsstruktur in Form von Broschüren, virtuellen Darstellun-
gen im Internet, Veranstaltungskalendern und Ratgebern zu kulturellen und so-
zialen Einrichtungen unter Fachkräften und Jugendlichen. Außerdem wurden 
die Räume der Stadtteilbüros anderen Trägern für deren neu initiierten oder 
bereits existierenden Veranstaltungen zu Verfügung gestellt. Damit konnte eine 
örtliche Angebotsbündelung für jugendlich Migrant/innen gefördert werden. 

Das Praxisbeispiel zum Betreuungsangebot von Schüler/innen aus �Inter-
nationalen Klassen� (vgl. Textkasten I.1.3) illustriert exemplarisch die Vorge-
hensweise der Projekte des Typs 3, vordringliche Bedarfe von Kooperations-
partner/innen aufzugreifen und dazu Maßnahmen zu entwickeln.  

 
Textkasten II.1.3: Praxisbeispiel zu Projekttyp 3: Interkulturelle Fachstellen zur Förderung der Netz-
werkarbeit  
 

„Internationale Förderklassen“ –  
Kooperation zwischen Jugendhilfe und Schule 

 
Der Unterricht in den speziell eingerichteten �Internationalen Förderklassen� 
dient vor allem dazu, Sprachdefizite bei zugewanderten Schüler/innen aus-
zugleichen und einen Übergang in Regelklassen zu ermöglichen. 
Die Projektmitarbeiter/innen wurden von einer Klassenlehrerin einer �Interna-
tionalen Förderklasse� an einer Hauptschule im Projektgebiet auf den zusätzli-
chen Förderungsbedarf einiger ihrer Schüler/innen (insbesondere bezüglich der 
Grundkompetenzen im Rechnen, Lesen, Schreiben) aufmerksam gemacht und 
um Unterstützung gebeten.  
Das Modellprojekt nahm daraufhin Kontakt mit dem zuständigen Schuldezer-
nenten auf, um für förderungsbedürftige Schüler/innen ein zusätzliches 
Betreuungs- und Förderangebot außerhalb der Schule in den Räumen des Mo-
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dellprojekts (Stadtteilbüro) zu initiieren. Zunächst war dazu die Kooperation 
mit drei Schulen geplant, wegen der begrenzten Kapazitäten des Projekts (Zeit- 
und Geldmangel) konnte dies jedoch nur mit einer Schule realisiert werden. 
Die von der Lehrerin ausgewählten Schüler/innen wurden zweimal wöchent-
lich nachmittags von Honorarkräften (vom Modellprojekt über seine Kontakte 
akquiriert und finanziert) im interkulturellen Stadtteilbüro betreut. Das Betreu-
ungsangebot dieser Schulergänzungskurse umfasste neben der Schulaufgaben-
betreuung eine gezielte Sprachförderung, Informationssuche im Internet sowie 
soziale Gruppenarbeit (Spieletreff, Freizeitangebote). Bei Bedarf wurden auch 
zusätzliche sozialpädagogische Hilfen (Beratung, Gespräche mit Eltern, Leh-
rer/innen und Ämtern) angeboten. Die Betreuung der jugendlichen 
Migrant/innen aus den �Internationalen Förderklassen� lies schnell deutlich 
werden, dass für eine effektive Integrationsförderung der Einbezug des Eltern-
hauses und des jeweiligen sozialen Umfeldes unerlässlich ist. So konnten über 
den Kontaktaufbau mit den Eltern die Leistungsbereitschaft der Schüler/innen 
unterstützt und weitergehende Integrationshilfen durch Kooperationspart-
ner/innen vermittelt werden. 
Der Kontakt zur Schule wurde von den jeweiligen Honorarkräften gestaltet, die 
auch Zutritt zu den Lehrer/innenkonferenzen hatten. Die Honorarkräfte wur-
den ihrerseits von den Projektmitarbeiter/innen koordiniert und fachlich be-
treut. 
Beide Seiten � sowohl die Schule als auch das Modellprojekt � zeigten sich mit 
der partnerschaftlich gestalteten Zusammenarbeit sehr zufrieden. Im Sinne ei-
ner besseren Abstimmung der Sprachförderung konnte erreicht werden, dass 
die Schule das im Betreuungsangebot verwendete Unterrichtsmaterial über-
nimmt. Von den Lehrer/innen der betreffenden Schüler/innen wurden verbes-
serte Leistungen rückgemeldet, die über die Hälfte der Schüler/innen den 
Übertritt in Regelklassen ermöglichten.  
Für die Zeit nach Projektende wird angestrebt, dass das JGW des betreffenden 
Trägers an dieser Stelle die Funktion des Modellprojekts übernimmt und schul-
ergänzende Betreuungsangebote für jugendliche Migrant/innen in Kooperation 
mit Schulen vorhält.  
 
 

Projekttyp 4: Förderung bestehender Strukturen als gleichberechtigte 
Partner/innen 
Über die Nutzung und Stärkung bereits bestehender Strukturen die Netzwerk- 
und Lobbyarbeit für jugendliche Migrant/innen zu fördern, war erklärtes Ziel 
der zwei Projekte des Projekttyps 4, die beide im ländlichen Sozialräumen an-
gesiedelt waren. 

Das Vorgehen der Projektmitarbeiter/innen war hier dadurch gekennzeich-
net, dass sie keine deutliche Profilierung im Sinne von �Netzwerkmana-
ger/innen� suchten, um im regionalen �Trägergleichgewicht� keine Irritationen 
bzw. Widerstände auszulösen. Es sollte deswegen bewusst keine offensive Ini-
tiierung neuer Arbeitskreise verfolgt werden. Nur in der Rolle als gleichbe-
rechtigte Partner/in war es einem dieser Modellprojekte möglich, zusammen 
mit schon bewährten Kooperationspartner/innen aus der gemeinsamen Arbeit 



 66 

heraus einen zusätzlichen Vernetzungsbedarf auf Landkreisebene zu identifi-
zieren und einen zusätzlichen neuen Arbeitskreis zu initiieren. Auf die Erstel-
lung eines Sozialatlasses, der für andere Projekte sehr grundlegend für die wei-
tere Projektarbeit war, konnten die Projekte dieses Typs verzichten, da alle für 
die Kooperation mit dem Modellprojekt relevanten Einrichtungen und Anbie-
ter/innen sowohl für die Mitarbeiter/innen als auch für die anderen Beteiligten 
bereits hinreichend bekannt waren.  

Die Mitarbeiter/innen waren vielmehr bestrebt, aufbauend auf die guten 
Kontakte ihres Trägers, der im jeweiligen Landkreis als qualifizierter Anbieter 
für Jugendsozialarbeit und Integrationshilfen etabliert war, weiterhin als gleich-
berechtigte/r Partner/innen und Anbieter/innen von Integrationshilfen auf-
zutreten. Gleichzeitig konnten sie in ihrer Funktion als Modellprojekt beson-
dere Dienstleistungen für alle Akteure anbieten. Die Projektmitarbeiter/innen 
erhoben beispielsweise punktuell Bedarfe durch Befragungen der Zielgruppe 
oder erstellten Migrationsrundbriefe mit aktuellen politischen Informationen 
und demographischen Daten zum Thema aus der Region. Nicht zuletzt stellten 
allein die zusätzlichen Personalstellen der Modellprojekte eine wertvolle Res-
source für den Sozialraum dar. Mit diesen für alle nützlichen Ressourcen konn-
te die interkulturelle Thematik weiter verankert und Lernprozesse bei allen re-
levanten Kooperationspartner/innen angeregt werden.  

Von den Projektmitarbeiter/innen wurden darüber hinaus trägerinterne 
Weiterentwicklungen angestoßen (z.B. abteilungsübergreifende Sitzungen und 
Zusammenarbeit, Fortbildungen der hauptamtlichen Mitarbeiter/innen des 
Trägers), interkulturelle Perspektiven in bestehende und neue Maßnahmen 
eingebracht und auf verschiedenen Steuerungs- und Planungsebenen Lobbyar-
beit für eine interkulturelle Öffnung von Fach- und Regeldiensten betrieben. 
Die Mitarbeiter/innen konnten zum Ende der Projektlaufzeit bei ihren jeweili-
gen Trägern eine deutliche inhaltliche und methodische Professionalisierung in 
Bezug auf die Migrationssozialarbeit feststellen. Konzepte und Angebote der 
Jugendsozialarbeit wurden von den Projektmitarbeiter/innen nicht nach Nati-
onalität oder Herkunft der Jugendlichen sondern abhängig vom jeweiligen 
Unterstützungsbedarf kooperativ befördert. Gleichzeitig war es ihnen dabei 
immer ein Anliegen, auch bei allgemeinen Themen (z.B. beim Thema Drogen-
prävention) migrationsspezifische Aspekte einzubringen.  

Dieses Vorgehen, bestehende Strukturen als gleichberechtigte/r Partner/in 
zu fördern, führt offensichtlich besonders im ländlichen Raum zu einer höhere 
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Akzeptanz der Projektziele und -arbeit von Seiten der Bevölkerung und der 
Kommune. Die migrierten Jugendlichen wurden durch diese Strategie nicht 
zum Sonderthema und es konnten bei allen relevanten Kooperationspart-
ner/innen sensibel Lernprozesse angeregt werden. Integration wurde nach 
Auskunft der Projektmitarbeiter/innen im Ergebnis von vielen Beteiligten im 
Sozialraum verstärkt als Querschnittsaufgabe begriffen. 

Die Kooperation zwischen Projektmitarbeiter/innen und einer Frauenbe-
auftragten bezüglich eines Sprach- und Integrationskurses zeigt nachfolgend 
beispielhaft die Strategie der Projekte aus dem Projekttyp 4, bestehende 
Strukturen als gleichberechtigte Partner/innen zu fördern und zur strukturellen 
Verankerung von Integration als Querschnittsaufgabe zu nutzen. 

 
Textkasten II.1.4: Praxisbeispiel zu Projekttyp 4: Förderung bestehender Strukturen als gleichberechtigte 
Partner/innen 

 
„Frauenbeauftragte auf Integrationskurs“ –  

Interkulturalität als Querschnittsaufgabe 
 
Im �Arbeitskreis Migrationsarbeit� an einem Modellstandort wurde konstatiert, 
dass es zwar die Möglichkeit gäbe, Sprach- und Integrationskurse für ausländi-
sche (junge) Frauen durchzuführen, es aber sehr schwierig sei, Frauen mit die-
sem Angebot zu erreichen. Unklar war deswegen, ob in Bezug auf Sprach- und 
Integrationskurse für Frauen überhaupt Bedarf bestünde. Die Mitarbeiter/in-
nen des Modellprojektes griffen diese Frage auf und leiteten sie an die insge-
samt sieben Frauenbeauftragten der Kommunen im Landkreis weiter. Gleich-
zeitig informierten sie die Frauenbeauftragten über die Möglichkeit, entspre-
chende Kurse durchzuführen, und boten dafür ihre Kooperation als Modell-
projekt an. Vier Frauenbeauftragte meldeten zurück, dass es sehr wohl Bedarf 
gäbe. Entsprechende Kurse wollten daraufhin zwei Frauenbeauftragte durch-
führen. Eine dritte plante, die Anregungen in einen frauenpolitischen Arbeits-
kreis zu tragen, so dass sie damit eine Multiplikator/innenrolle für dieses Anlie-
gen eingenommen hätte. Die Frauenbeauftragte des Arbeitsamtes sah sich zwar 
nicht in der Lage in ihrer Funktion eigene Kurse anzubieten, wollte jedoch die 
Notwendigkeit von Sprach- und Integrationskursen für Frauen in ihre künfti-
gen Planungen mit einbeziehen.  
Schließlich kam die Kooperation mit einer Frauenbeauftragten zustande. Zu-
sammen mit den Projektmitarbeiter/innen entwickelte diese ein Konzept für 
einen Sprach- und Integrationskurs für (junge) Frauen. Der Kurs (zehn Tref-
fen) wurde dann vom Träger des Modellprojektes, der die Honorarkraft und die 
Räumlichkeiten stellte, und einem Migrant/innenverein durchgeführt. Für die 
Teilnahme am Kurs hatte die Frauenbeauftragte zuvor junge Frauen und Müt-
ter mit Migrationshintergrund, zu denen sie in ihrer politischen Funktion Kon-
takt hatte, angesprochen.  
Aus der Sicht der Projektmitarbeiter/innen wäre es wünschenswert gewesen, 
den Kurs ganz in die Verantwortlichkeit der Frauenbeauftragten zu geben. Dies 
war offensichtlich aufgrund der begrenzten Ressourcen der Frauenbeauftragten 
jedoch nicht möglich.  
 



 68 

 

1.3.2 Auswertungsergebnisse der Vernetzungslandkarten zu den 
Projekttypen  

 
Die Methode der �egozentrischen Vernetzungslandkarten� wurde in Kapitel 
I.3.3.4 bereits ausführlich vorgestellt. Mit diesem Instrument wurde den Pro-
jekten eine visuelle Darstellung ihrer Kooperationsbeziehungen ermöglicht. 
Die Projektmitarbeiter/innen erstellten im Projektverlauf zwei Vernetzungs-
landkarten, in die sie alle Kooperationspartner/innen einzeichnen sollten, die 
für ihre Arbeit zur Verbesserung der Angebotsstruktur von Relevanz waren. 
Aufzunehmen waren alle Kooperationsbeziehungen mit schriftlichem, telefo-
nischen und persönlichen Kontakt (von Einzelkontakten bis hin zu wöchentli-
cher Kontakthäufigkeit). Das erste Mal wurden die Karten etwa ein halbes Jahr 
nach Projektbeginn (Sommer bzw. Herbst 2000) eingesetzt, das zweite Mal im 
letzten Programmjahr (im Frühjahr 2002).  

Da erst im Vorfeld des zweiten Einsatzes gemeinsam mit den Projektmitar-
beiter/innen einheitliche Kriterien für die Erstellung der Vernetzungslandkarte 
erarbeitet werden konnten (siehe II.3.3.4), ließen sich nur die Karten des letz-
ten Programmjahres quantitativ auswerten und vergleichend analysieren.  

Dazu konnten insbesondere die in den Karten enthalten Angaben zur An-
zahl der Kooperationspartner/innen in den drei Sektoren �Freie Träger�, 
�kommunale Stellen� und �Gremien�, zur Qualität und Wirksamkeit der je-
weiligen Kooperationsbeziehung (bewertet mit Schulnoten zwischen 1 und 6) 
und zur Häufigkeit der Kontakte ausgewertet werden.  

Die erhobenen Daten ermöglichten darüber hinaus die Überprüfung, inwie-
fern sich die unterschiedlichen Strategien der verschiedenen Projekte auch in 
den Kooperationsbeziehungen, die in den Vernetzungslandkarten dokumen-
tiert wurden, widerspiegeln. 

Insgesamt deuten die Evaluationsergebnisse darauf hin, dass sich die Pro-
jekte mit den beschriebenen, kontextangepassten Vorgehensweisen in ihren 
jeweiligen Sozialräumen etablieren und interkulturelle Vernetzungs- und Lob-
byarbeit betreiben konnten. Zusätzliche Hinweise für diese Einschätzung fin-
den sich auch in den Auswertungsergebnissen der Vernetzungslandkarten wi-
der, wonach die Modellprojekte im dritten Programmjahr im Durchschnitt mit 
44 Kooperationspartner/innen mehr oder weniger engen Kontakt hatten.  

Abbildung II.1.2 zeigt, aus welchen Bereichen die Kooperationspart-
ner/innen der Modellprojekte stammten. Angegeben ist hier der durchschnitt-
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liche prozentuale Anteil der Kooperationspartner/innen nach den Sektoren, 
Gremien, Freie Träger und kommunale Stellen. 

 
Abbildung II.1.2: Kooperationspartner/innen nach Sektoren 

 
Bei durchschnittlich der Hälfte der Kooperationspartner/innen handelte es 

sich um Einrichtungen freier Träger. 34% können kommunalen Stellen bzw. 
Ämtern zugeordnet werden und in 16% waren es Gremienkontakte.  

Durchschnittlich über die Hälfte der eingezeichneten Kooperationspart-
ner/innen (58%) auf der zweiten Vernetzungslandkarte waren auf der ersten 
Vernetzungslandkarte zu Projektbeginn ebenfalls schon aufgeführt worden. In 
diesen Fällen scheint es sich also um kontinuierliche Kooperationsbeziehungen 
über die Projektlaufzeit hinweg zu handeln. Im Mittel 42% der Kooperations-
partner/innen wurden dagegen im letzten Projektjahr neu in die Vernetzungs-
landkarte aufgenommen. Dieses Verhältnis zwischen �alten� und �neuen� Ko-
operationspartner/innen lässt die Interpretation zu, dass die Projekte nach der 
ersten Kontaktaufnahme und Etablierung im jeweiligen Sozialraum flexibel 
blieben und deshalb im weiteren Projektverlauf durchaus noch neue Akzent-
setzungen bzw. Schwerpunktverlagerungen (mit neuen Kooperationspart-
ner/innen) möglich waren. 

Bei den im Folgenden vorgestellten Analyseergebnissen zum Vergleich der 
Projekttypen gilt es zu berücksichtigen, dass die zugrundeliegende Datenbasis � 
zum Teil lagen pro Projekttyp nur zwei Vernetzungslandkarten (von zwei Pro-
jekten) zur Auswertung vor � nur tendenzielle Aussagen ermöglicht. 
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Zunächst wurde untersucht, ob sich die durchschnittlich prozentuale Ver-
teilung der Kooperationspartner/innen aus den unterschiedlichen Sektoren 
von Projekttyp zu Projekttyp unterscheidet (vgl. Abbildung II.1.3). 

 
Abbildung II.1.3: Kooperationspartner/innen nach Sektoren in Abhängigkeit vom Projekttyp  

 
Die Ergebnisse zeigen, dass hier vor allem Projekttyp 2 (�Neue Netzwerke 

zur Förderung der Integrationsarbeit�) ein von den anderen Projekttypen ab-
weichendes Verteilungsmuster aufweist, das im Einklang mit dem unter II.1.3.1 
skizzierten generellen Vorgehen der Projekte dieses Typs steht: Der bei diesem 
Projekttyp sehr niedrige Prozentsatz an Gremienkontakten (durchschnittlich 
6%) rührt vermutlich daher, dass an den entsprechenden Standorten wenig 
oder keine Gremien vorhanden waren, was die Projekte dazu veranlasste, selbst 
einen übergreifenden Arbeitskreis zur Integrationsförderung aufzubauen. 
Gleichzeitig verweist der bei diesem Projekttyp auffällig hohe Anteil von Ko-
operationspartner/innen aus dem Sektor �Kommune� (45%) darauf, dass die 
Projektaktivitäten von kommunaler Seite unterstützt und viele kommunale 
Stellen bzw. Ämter in die Netzwerkbildung einbezogen waren. 

Die Verteilungsmuster bei den anderen Projekttypen, die mit leichten Ab-
weichungen in etwa übereinstimmen, geben die Verhältnisse wider, die Abbil-
dung II.1.2 bereits zeigte: Rund die Hälfte der Kooperationspartner/innen wa-
ren jeweils freie Träger bzw. Einrichtungen. Am zweithäufigsten waren da-
hinter Kooperationskontakte zu kommunalen Stellen bzw. Ämtern. 
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Im nächsten Schritt konnte das Verhältnis von �alten� und �neuen� Ko-
operationspartner/innen bei den Projekten getrennt nach Projekttypen analy-
siert werden (�alte� waren auf der ersten Vernetzungslandkarte im ersten Pro-
jektjahr auch schon verzeichnet, �neue� nur auf der zweiten im letzten Pro-
jektjahr). Abbildung II.1.4 zeigt die entsprechenden Verhältnisse für jeden 
Projekttyp. 

 
Abbildung II.1.4: Alte und neue Kooperationspartner/innen in Abhängigkeit vom Projekttyp  

 
Besonders augenfällig ist hier der große durchschnittliche Anteil �alter� 

Kooperationspartner/innen bei den Projekten des Projekttyps 4 (�Förderung 
bestehender Strukturen als gleichberechtigte/r Partner/in�), indem sich wie-
derum die zentralen Charakteristika dieses Projekttyps widerspiegeln: Da die 
Projekte dieses Typs in ländlichen Sozialräumen angesiedelt waren und in vie-
len Fällen die bewährten und bekannten Kooperationskontakte ihrer gut etab-
lierten Träger/innen nutzen konnten, war die Mehrzahl der für die Projektar-
beit relevanten Akteure (77%) bereits zu Projektbeginn bekannt. 

Im Gegensatz dazu kristallisierten sich bei Projekten in großstädtischen 
Quartieren, die im ersten Projektjahr systematische Bestands- und Bedarfsana-
lysen durchführten (Projekttyp 1), die meisten Kooperationspartner/innen 
(60%) � vermutlich als Folge der Kontakte während der Analysen und der 
Strategien, die darauf folgten � erst im weiteren Projektverlauf heraus. 

Wie die Qualität und die Wirksamkeit der Kooperationsbeziehungen von 
den Projektmitarbeiter/innen in Abhängigkeit vom jeweiligen Projekttyp beur-
teilt wurde, zeigt Abbildung II.1.5. 
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Abbildung II.1.5: Beurteilung von Kooperationsbeziehung und -wirkung* in Abhängigkeit vom Projekttyp  

* Bewertung nach Schulnoten von 1 bis 6 (je kleiner der Wert, desto besser die Einschätzung)  
 
Die durchschnittliche Bewertung der Wirksamkeit der Kooperationen fällt 

bei allen Projekttypen schlechter als die Beurteilung der Beziehungsqualität aus. 
Offensichtlich werden die Kooperationsbeziehungen auch dann positiv beur-
teilt, wenn ihre wahrgenommene Effektivität hinter der erlebten Beziehungs-
qualität zurückbleibt.  

Statistisch bedeutsame Unterschiede zwischen den Projekttypen ergaben 
sich nur bezüglich der Wirksamkeitsurteile (univariate Varianzanalyse, F: 5,30; 
df: 3; p<.001), nicht aber bei den Qualitätseinschätzungen. Demnach erleben 
insbesondere die Projekte des Projekttyps 2 (�Neue Netzwerke zur Förderung 
der Integrationsarbeit�) eine durchschnittlich höhere Wirksamkeit ihrer Ko-
operationen als die anderen Projekte, was sich wiederum mit den Spezifika 
dieses Projekttyps erklären lässt: In den von den Projekte neu initiierten Netz-
werken war es möglich, die Ressourcen aller für die Integrationsförderung im 
jeweiligen Sozialraum relevanten Akteure zu bündeln und zur Angebotsverbes-
serung einzusetzen (vgl. II.1.5.1). Zudem wurden die Wirksamkeitsurteile der 
Projektmitarbeiter/innen an diesen Standorten vermutlich dadurch mitbe-
stimmt, dass sie die Struktur und Arbeitsweise in den Netzwerkgremien als 
vergleichsweise effektiv und unbürokratisch (�kurze Wege�, Synergieeffekte) 
erlebten. 

Die idealtypische Konstruktion der vier Projekttypen zur grundlegenden 
Ausrichtung der Netzwerkarbeit wird durch die vorgestellten Auswertungser-
gebnisse insgesamt bestätigt. Zentrale Unterschiede in den Vernetzungsland-
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karten der Projekte lassen sich in der beschriebenen Weise auf die regionalen 
Ausgangsbedingungen und die zentralen Elemente des Vorgehens, durch wel-
che die Projekttypen konstituiert werden, zurückführen.  
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1.4 Strategien zur Bestands- und Bedarfserhe-
bung/Ermittlung von Versorgungslücken 

 
Das Programmkonzept sah für die Anfangsphase des interkulturellen Stadt-
teilmanagements vor, dass die Mitarbeiter/innen der Modellprojekte die Ange-
botsstruktur vor Ort unter interkulturellen Gesichtspunkten analysieren und 
die diesbezügliche Versorgungslücken in der sozialen Infrastruktur des jewei-
ligen Stadtteils identifizieren (vgl. Logisches Modell). Die Einrichtungen und 
Maßnahmen der sozialen Arbeit sollten dazu in einem Sozialatlas erfasst und 
auf den �interkulturellen Prüfstand� gestellt werden.  

Zur Umsetzung dieses Programmziels suchten die Projektmitarbeiter/innen 
an den meisten Standorten zur ersten Orientierung im jeweiligen Sozialraum 
zunächst die Gespräche mit relevanten lokalen Fachleuten und Akteuren (freie 
Träger, Kommune) und nutzten die über Gremiensitzungen erhältlichen Infor-
mationen. Daran anschließend wählten sie jedoch unterschiedliche Wege, um 
sich auf dieser Informationsgrundlage einen Überblick über die vorhandenen 
Angebote und Bedarfe unter migrationsspezifischen Gesichtspunkten � und 
damit über die Ausgangslage für ihre Projektarbeit � zu verschaffen. Entspre-
chend variierte von Standort zu Standort hinsichtlich verschiedener Aspekte, 
ob und welche weiterführende Strategien zur Bestands- bzw. Bedarfsanalyse 
und ihrer Dokumentation durchgeführt wurden. 

 

1.4.1 Bestandsanalysen 
 
Ein Teil der Projekte (3) beschränkte sich bei der Bestandsanalyse auf eher 
unsystematische Auswertungen von Expert/innengesprächen mit den Akteu-
ren vor Ort bzw. auf die Sichtung vorhandener Materialien und Übersichten 
zur Angebotsstruktur. Der Verzicht auf systematische Bestandserhebungen 
und -analysen wurde hier damit begründet, dass bereits Angebotsübersichten 
vorlagen (z.B. von kommunaler Seite) oder insbesondere bei den Projekten in 
ländlichen Sozialräumen (Projekttyp 4) die Angebotsstruktur für die Projekt-
mitarbeiter/innen hinreichend bekannt und überschaubar war.  

Die anderen Projekte untersuchten die regionale Angebotsstruktur in unter-
schiedlich systematischer Weise und mit unterschiedlichen Schwerpunkten 
durch gezielten Erhebungen. Dabei umfassten einige dieser Bestandsanalysen 
alle sozialen Einrichtungen im gesamten Projektgebiet, während sich andere 
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auf bestimmte Angebotsarten (z.B. Deutschkurse oder Angebote der Jugend-
sozialarbeit bzw. Jugendberufshilfe) oder auf die Bereiche des Projektgebietes 
beschränkten, die für die Projektarbeit von besonderer Relevanz waren. Zwei 
Projekte trugen zu weiter gefassten Sozialraumanalysen unter der Regie von 
Quartiersmanager/innen bei, indem sie Interviewfragen zu interkulturellen 
Aspekten beisteuerten oder die Untersuchungen für spezielle sozialräumliche 
Teilgebiete übernahmen. 

Der jeweiligen Vorgehensweise liegen (vor allem) drei unterschiedliche Ziel-
setzungen, welche die Projekte entsprechend ihrer Ausgangskonzeption und 
den vorgefundenen Rahmenbedingungen (vgl. II.1.3) mit der Bestandsanalyse 
verbanden, zugrunde:  

 
a) Eigener Sozialatlas  
Zur systematischen Ermittlung von Versorgungslücken und zum daran aus-
gerichteten weiteren Vorgehen der Projekte wurden an den vier Standorten, die 
dem Projekttyp 1 zugeordnet werden können (vgl. II.1.3.1), umfassende Be-
stands- und Bedarfsanalysen mit Expert/innenbefragungen durchgeführt. Die 
Ergebnisse dieser Analysen wurden jeweils in Form eines �Sozialatlasses� (ge-
bundenes Heft bzw. Buch) veröffentlicht und im Sozialraum verbreitet. Neben 
einer Beschreibung der Rahmenbedingungen im Projektgebiet und einem 
�Serviceteil�, indem die Einrichtungen im Stadtteil mit Informationen zu ihren 
Angeboten, Öffnungszeiten, Adressen usw. systematisch aufgelistet wurden, 
umfassten die Sozialatlanten auch einen Analyseteil. Die Projekte berichteten 
darin über die Ergebnisse der Expert/innenbefragungen zu den spezifischen 
Bedarfen und Problemlagen im Projektgebiet und entwickelten daraus Schluss-
folgerungen und Anregungen für eine Verbesserung der Angebotsstruktur für 
jugendliche Migrant/innen.  

 
b) Angebotsübersichten für Migrant/innen 
Die vorrangige Intention, Migrant/innen über die Angebote zu informieren 
und Akteuren eine bessere Angebotsabstimmung zu ermöglichen, veranlasste 
sechs Projekte dazu, Bestandsübersichten zu unterschiedlichen Angebotsas-
pekten zu erstellen. Die hieraus resultierenden Produkte stellten Informationen 
und Tipps für Migrant/innen bzw. Jugendliche in einer Art �Behördenwegwei-
ser� � als Handbuch oder Stadtteilposter � zusammen oder lieferten Über-
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sichten zu einzelnen Angebotssegmenten (z.B. Faltblatt zu Deutschkursange-
boten oder monatlicher Veranstaltungskalender). 

 
c) Mitwirkung an Bestandserhebungen 
Die beiden Projekte, die sich an Bestandserhebungen von Kooperationspart-
ner/innen (Quartiersmanager/innen der �Sozialen Stadt�) beteiligten, verban-
den damit die zentrale Zielsetzung, neue Kooperationskontakte zu gewinnen 
bzw. bestehende zu intensivieren. 

 

1.4.2 Bedarfsanalysen  
 
Über die Hälfte der Projekte befragte auch die Jugendlichen selbst zu ihrem 
Freizeitverhalten, zur Nutzung der vorhandenen Angebote und zu ihren Wün-
schen und Bedarfen. Hierzu kooperierten drei Projekte mit Fachhochschulen, 
was vergleichsweise umfangreiche und methodisch anspruchsvolle qualitative 
Erhebungen (Gruppeninterviews) ermöglichte.  

Ein Projekt, dass in der ersten Hälfte der Projektlaufzeit einen ersten Sozi-
alatlas zur Beteiligung jugendlicher Migrant/innen an den Angeboten der Ju-
gendsozialarbeit und Jugendarbeit aus Expert/innensicht erstellt hatte, er-
gänzte diesen in einem darauf aufbauenden zweiten Sozialatlas durch die Ein-
schätzungen der Jugendlichen. 

Fünf weitere Projekte versuchten die Perspektive der Zielgruppe mit ande-
ren Methoden � wie Fragebogenerhebungen oder Videofilmen, die gemeinsam 
mit Jugendlichen gedreht wurden � einzubeziehen. 

Die Projekte, die keine eigene Jugendlichenbefragung durchführten, griffen 
in ihrer Einschätzung der Bedarfslagen auf die Erkenntnisse zurück, die sie aus 
direkten Kontakten mit der Zielgruppe oder Gesprächen mit anderen Akteu-
ren gewinnen konnten. Dabei handelt es ich insbesondere um Projekte, die 
selbst (bzw. deren Träger) oder mit Kooperationspartner/innen Angebote für 
zugewanderte Jugendliche vorhielten. 

Eine ausführlichere Darstellung und Bewertung der von den Projekten er-
probten Ansätze zur Ermittlung von Bedarfslagen durch die Befragung von 
jugendlichen Migrant/innen findet sich unter II.1.8 �Beteiligung jugendlicher 
Migrant/innen�. 
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1.4.3 Hintergründe für das Vorgehen zur Bestands- und Bedarfser-
hebung 

 
Wie lassen sich die skizzierten Unterschiede im Vorgehen der Projekte zur 
Umsetzung der Programmvorgabe �Bestands- und Bedarfsanalysen zur Er-
mittlung von Versorgungslücken unter interkulturellen Gesichtspunkten� er-
klären?  

Die Projekte, die vor dem Hintergrund bereits erhältlicher Aufstellungen 
bzw. überschaubarer Angebotsstrukturen  auf eigene Analysen verzichtet hat-
ten(vgl. II.1.4.1), sahen für ihre Projektarbeit keinen weiteren Bedarf für eine 
systematische Bestands- und Bedarfserhebung. Aus ihrer Sicht hätten die Akt-
eure vor Ort zudem wenig Verständnis dafür aufbringen können, wenn die 
Projekte ihre Ressourcen in eine aufwändige Erhebung investiert hätten, deren 
zusätzlicher Nutzen nach Einschätzung der Kooperationspartner/innen frag-
lich gewesen wäre.  

Dagegen betonten die Projekte des Projekttyp 1, die einen umfassenden 
und systematischen �Sozialatlas� erstellten, trotz anfänglicher Akzeptanzprob-
leme offensiv ihr Profil, nicht eine weitere Anbieter/in von Integrationshilfen 
zu sein, sondern einen Beitrag zur Weiterentwicklung der bestehenden Netz-
werkstrukturen (�Netzwerkmanagement�) leisten zu wollen. Die Vorausset-
zungen dafür, eine solch exponierte Stellung in der lokalen Trägerstruktur ein-
zunehmen, waren offensichtlich gut etablierte und fachlich anerkannte Pro-
jektträger bzw. -mitarbeiter/innen sowie eine Projektkonzeption, die in den 
Ergebnissen systematischer, sozialraumorientierter Erhebungen die Grundlage 
für weitere Projektaktivitäten sah (vgl. II.1.3.1). 

Bestandsübersichten mit primärer �Servicefunktion� wurden insbesondere 
dort durchgeführt, wo sich die Projekte damit �in den Dienst� der potentiellen 
Nutzer/innen (Akteure, Zielgruppe) stellen und so zur Angebotsverbesserung 
oder � insbesondere bei den Projekten, die sich anfänglich mit erheblichen 
Akzeptanzproblemen konfrontiert sahen (Projekttyp 3) � zur Projektetablie-
rung beitragen wollten. 

  

1.4.4 Die Verwendung der Erhebungsergebnisse und ihre Auswir-
kungen 

 
Bestands- und Bedarfserhebungen, die von den Projekten veröffentlicht wur-
den, stärkten in der Regel die �Fachstellenposition� der Modellprojekte und 
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ihre Akzeptanz durch die Akteure. Sie lieferten �greifbare, nützlich Ergeb-
nisse� zur Situation in den jeweiligen Projektgebieten, zogen häufig konkrete 
Anfragen bei den Modellprojekten nach sich und trugen zum Teil dazu bei, das 
Projektprofil nach außen zu schärfen bzw. das Projekt im Sozialraum bekannt 
zu machen. Anfängliche Akzeptanzprobleme bei den Akteuren vor Ort ver-
schwanden nach dem Empfinden der Projektmitarbeiter/innen mit dem Er-
scheinen des Sozialatlas. Darüber hinaus hatten die Erhebungen oft eine ko-
operationsfördernde �Türöffnerfunktion� für die Projekte, da sie sich damit 
bei den Akteuren bekannt machen und die darüber gewonnenen Kooperati-
onskontakte weiter nutzen konnten.  

Je nach Erhebungsstrategie und damit verbundener Zielsetzung (vgl. II.1.4) 
flossen die Ergebnisse der Erhebungen in unterschiedlicher Weise in die wei-
tere Vernetzungs- und Lobbyarbeit der Modellprojekte ein.  

Für die Ergebnisse der systematischen Bestands- und Bedarfsanalysen (So-
zialatlas, Jugendlichbefragung), lassen sich Verwendungen und daraus resul-
tierende Auswirkungen auf drei verschiedenen Ebenen beobachten: 

 
a) Interne Verwendung zur Projektsteuerung 
Mit den ermittelten Ergebnisse konnten zum Teil (vorher wenig beachtete) 
Versorgungslücken aufgezeigt und danach weitere Projektaktivitäten im Sinne 
von Kurskorrekturen und Schwerpunktsetzungen ausgerichtet werden:  

Ein Projekt hatte bspw. mit den Analysen im Rahmen des Sozialatlas unter 
anderem belegen können, dass benachteiligte Jugendliche und dabei besonders 
Mädchen und junge Frauen von den Einrichtungen der Jugendberufshilfe 
(JBH) häufig nicht erreicht werden. Daraufhin wurde der Fokus weiterer, ver-
tiefender Analysen (Jugendlichenbefragung) auf die Schnittstellen zwischen 
Schule, Arbeitsverwaltung und Ausbildung bzw. JBH-Angebot gelegt. Die 
Schlüsse, welche die Projektmitarbeiter/innen aus den ermittelten Ergebnissen 
zogen, trugen zu einer Veränderung der Projektstrategie bei. Statt neue Ange-
bote zu initiieren, wiesen die Projektmitarbeiter/innen verstärkt auf den kom-
munalen Steuerungsbedarf für den Übergang zwischen Schule und JBH hin 
und setzen sich für Verbesserung der bestehenden Angebote (z.B. bessere Ko-
operation zwischen Jugendhilfe und Schule) ein.  

Ein anderes Projekt hatte über die Bedarfsanalyse im Rahmen des �Sozial-
atlas� (Expert/innengespräche) einen Mangel an Informationen und Kenntnis-
sen über Migrant/innen und ihre Kulturen auf der professionellen Ebene 
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konstatiert. Hier wurde daraufhin ein Schwerpunkt der weiteren Aktivitäten 
auf die Vermittlung von interkulturellen Kompetenzen im Rahmen von Fort-
bildungsveranstaltungen und Arbeitskreisen für Multiplikator/innen und Ein-
richtungsmitarbeiter/innen gelegt. Da von den Expert/innen zudem häufig die 
fehlenden Sprachkenntnisse der Kinder und Jugendlichen mit Migrationshin-
tergrund beklagt und präventive Maßnahmen in diesem Bereich vermisst wur-
den, engagierten sich die Projektmitarbeiter/innen auch für eine verbesserte 
Sprachförderung im Bereich der Kindertagesstätten.  

 
b) Demokratische bzw. expertokratische Legitimierung 
An zwei Standorten wurden die Akteure vor Ort gezielt zu Präsentationsveran-
staltungen eingeladen, auf denen der Sozialatlas vorgestellt und seine Ergeb-
nisse diskutiert werden konnten. Gemeinsam mit den Beteiligten konnten da-
bei Perspektiven und Anregungen zur weiteren Arbeit im �interkulturellen 
Netzwerk� vor Ort entwickelt und gesammelt werden. Ausgehend von den 
Diskussionen auf diesen Präsentationsveranstaltungen wurde bspw. eine Fort-
bildungsreihe zu interkulturellen Kompetenzen initiiert oder ein neuer Arbeits-
kreis gegründet. Damit wurde das weitere Vorgehen der Modellprojekte im 
Projektgebiet auf eine konsensuelle Basis gestellt und gewissermaßen demo-
kratisch abgesichert. Die Erhebungsergebnisse dienten den Projekten zudem 
als Argumentationshilfen in der Lobby- und Vernetzungsarbeit ("Davor kön-
nen die Augen nicht verschlossen werden�) und begründeten den Ex-
pert/innenstatus, den die Projektmitarbeiter/innen nach eigenen Angaben und 
nach Einschätzung der befragten Kooperationspartner/innen genossen.  

Bei einem weiteren Projekt war die Vorstellung des Sozialatlas in ein groß 
angelegtes interkulturelles Stadtteilfest mit Rahmenprogramm unter Beteiligung 
verschiedener Einrichtungen und Migrant/innenvereinen eingebettet. Hier � 
wie auch bei den Präsentationsveranstaltungen � förderte alleine schon die 
Organisation und Durchführung der Veranstaltung die Kooperation und Ver-
netzung zwischen den beteiligten Akteuren.  

 
c) Einbringen in kommunale Strukturen  
Alle Projekte, die sich dem Projekttyp 1 zuordnen lassen und in der Anfangs-
phase eine systematische Bestands- und Bedarfsanalyse erstellten, ließen die 
Auswertungsergebnisse bei offiziellen oder informellen Gesprächen mit rele-
vanten Kooperationspartner/innen einfließen. Ein Projekt hatte darüber hin-
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aus die Möglichkeit, über einen Sitz im Jugendhilfeausschuss in diesem Gre-
mium auf den Sozialatlas und die daraus zu ziehenden Schlussfolgerungen 
aufmerksam zu machen. An einem Standort sollen die Erkenntnisse aus einer 
aufwändigen Jugendlichenbefragung des Projekts nach Projektende in der 
Ausgestaltung eines neu zu schaffenden kommunalen Integrationskonzeptes 
berücksichtigt werden. 

Welche Strategien die Modellprojekte generell erprobten, um interkulturelle 
Gesichtspunkte und die Bedarfe von jugendlichen Migrant/innen in kommu-
nale Planungsprozesse einzubringen, wird unter 1.7 �Einfluss auf Planungs-
ebene� thematisiert. 

Die Bestandsübersichten, die primäre �Servicefunktionen� hatten (vgl. 
II.1.4.3) und eine Zusammenstellung von Angeboten und Einrichtungen für 
Migrant/innen und Akteure beinhalteten, stellten die Modellprojekte den je-
weiligen Zielgruppen zur Nutzung und Informationsvermittlung zur Verfü-
gung. Damit konnten die Voraussetzungen dafür verbessert werden, dass die 
vorhandenen Angebote von Migrant/innen genutzt werden und die Einrich-
tungen ihre Maßnahmen besser aufeinander abstimmen können. 
 
1.4.5 Der Nutzen von Bestands- und Bedarfserhebungen aus Ko-

operationspartner/innensicht 
 
Entsprechend der Rückmeldungen, welche die Projekte zu den von ihnen er-
stellten Analysen (und den darin enthaltenen Schlussfolgerung zu Versor-
gungslücken) erhielten, werden die Sozialatlanten von den Kooperationspart-
ner/innen als nützlich eingeschätzt. Insbesondere der Wissenszuwachs durch 
die Analysen, der praktische Nutzen des �Serviceteils� zur Vermittlung von 
Klient/innen, die Sensibilisierung der Akteure durch die ermittelten Ergebnisse 
und die Möglichkeit, den Sozialatlas als Nachschlagewerk und Orientierungs-
hilfe für neue Mitarbeiter/innen zu nutzen, werden positiv hervorgehoben.  

Als unmittelbare Auswirkungen der systematischen Bestands- und Bedarfs-
erhebungen lassen sich die Diskussionsprozesse zur interkulturellen Ausrich-
tung innerhalb des Jugendamtes nennen, die mit den Erhebungsergebnissen an 
einem Standort angestoßen werden konnten. An zwei weiteren Standorten 
konnten mit den Auswertungsergebnissen Impulse zur Initiierung bzw. Öff-
nung von Gremien für Migrant/innenorganisationen gegeben werden. Kom-
munale Stellen bzw. Ämter konnten zudem teilweise dazu angeregt werden, die 
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Erhebungsergebnisse der Projekte mit eigenen Daten abzugleichen oder ei-
gene, ergänzende Analysen durchzuführen.  

Genauere Auskünfte darüber, wie Kooperationspartner/innen den Nutzen 
der von den Projekte herausgegebenen Bestandsübersichten einschätzen, lie-
fern die Ergebnisse des „Fragebogens zum Sozialatlas“, der an sieben Standorten 
von insgesamt 84 Personen ausgefüllt wurde. 

Auf die Frage, wie der Nutzen des Sozialatlas allgemein eingeschätzt wird, 
zeigte sich folgende Antwortverteilung:  

 
Abbildung II.1.6: Nutzen des Sozialatlas aus der Sicht von Kooperationspartner/innen  

 

 
Wie Abbildung II.1.6 zeigt, schätzt die große Mehrheit der Befragten den 

Sozialatlas als �recht� bzw. �sehr nützlich� ein (60%). Nur sechs Prozent ge-
ben an, im Sozialatlas �keinen� bzw. �kaum� Nutzen zu sehen.  

Als konkrete Nutzungsmöglichkeiten nennen 30% der befragten Koopera-
tionspartner/innen die Übersicht über die Angebote im Projektgebiet, die der 
Sozialatlas ermöglicht, sowie weitere 27% den durch ihn vermittelten Wissens-
zuwachs über die lokale Angebotsstruktur. Weitere 18% geben an, dass die 
Kooperationsbeziehungen vor Ort durch den Sozialatlas verbessert werden. 
Ein konkreter Nutzen für die Arbeit mit Klient/innen (z.B. für die Vermittlung 
in andere Einrichtungen) wird von 14% der Befragten gesehen. Als besonders 
wichtige Aspekte für die Qualität der Bestandsübersicht werden die Aktualität 
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und Vollständigkeit der Angaben sowie die Differenziertheit und übersichtliche 
Gestaltung der präsentierten Informationen genannt.  

Dass die Kooperationspartner/innen der Projekte die Angebotsübersichten, 
die eine primäre Servicefunktion hatten, in ihrer praktischen Arbeit auch tat-
sächlich nutzen, wird durch ein weiteres Ergebnis der Fragebogenerhebung 
belegt: Von 62 befragten Personen, denen ein Veranstaltungskalender bzw. ein 
Faltblatt zum Deutschkursangebot vorlag, gaben 36% an, auf diese Projekt-
produkte in der eigenen Arbeit �öfters� bzw. �sehr häufig� zurückzugreifen. 
Weitere 44% verwenden die Informationsmaterialien nach eigenen Angaben 
zumindest �manchmal� bzw. �immer wieder� .  

 
Textkasten II.1.5: Praxisbeispiel zum virtuellen Sozialatlas  

 
Der „virtuelle Sozialatlas“ – eine digitale Alternative? 

 
Vor dem Hintergrund der Beobachtung, dass die �Halbwertszeit� der Angaben 
in Angebotsübersichten häufig nur sehr gering ist, weil Projekte und Angebote 
auslaufen, Mitarbeiter/innen wechseln oder Öffnungszeiten sich verändern, er-
probte ein Projekt eine methodische Alternative zu den herkömmlichen, als 
Broschüre oder Heft herausgegebenen Sozialatlanten. Gemeinsam mit einem 
Kooperationspartner, der vor allem das technischen Know-how und Equip-
ment beisteuerte, wurde eine Internetplattform eingerichtet, auf der allen Ein-
richtungen aus dem sozial-kulturellen Bereich im Stadtteil die Möglichkeit ge-
boten wurde, sich mit ihren Angeboten vorzustellen. 
Der Aufbau dieses �virtuellen Sozialatlas� im Internet wurde von den Projekt-
mitarbeiter/innen betrieben. Sie sprachen dazu in unsystematischer Weise (per 
E-Mail und auf Gremiensitzungen) Akteure aus dem Projektgebiet auf die kos-
tenlose Präsentationsmöglichkeit im Internet an und verteilten ein Formular, 
dass die Einrichtungen dazu ausfüllten. Damit konnte erreicht werden, dass 
sich die Akteure auf der gemeinsamen Internetseite in einheitlicher Weise vor-
stellen. Im Einzelnen umfasste eine Einrichtungsseite eine kurze Beschreibung 
der Konzeption und des Angebots der Einrichtung, Informationen zu Öff-
nungszeiten und Ansprechpartner/innen, die Einrichtungsanschrift mit Wegbe-
schreibung und Photos der Einrichtung bzw. der Mitarbeiter/innen.  
Die einzelnen Einrichtungspräsentationen finden sich auf der gemeinsamen 
Internetplattform unter den Rubriken �Kinder und Jugend�, �Familie und Se-
nioren�, �Beratung und Hilfe�, �Migration�, �Politik� und �Sonstiges�. Die 
Rubrik �Einrichtungen A-Z� bietet zudem einen alphabetisch geordneten 
Überblick über alle 57 Einrichtungen, die sich zum Ende der Projektlaufzeit auf 
den gemeinsamen Seiten präsentieren.  
Die Vorteile der Internetversion des Sozialatlas sahen die Projektmitarbei-
ter/innen vor allem darin, dass die Angaben regelmäßig (alle sechs Monate) auf 
den neuesten Stand gebracht werden konnten und die Bereitstellung der für 
Einrichtungen und Bürger/innen konzipierten Angebotsübersicht mit geringe-
rem Arbeits- und Kostenaufwand verbunden war. Die Internetseiten wurden 
zudem so programmiert, dass sie z.B. im Rahmen einer Beratung je nach Bedarf 
ausgedruckt und den Klienten ausgehändigt werden können.  
In der Praxis stießen die Projektmitarbeiter/innen bei der Einrichtung und 
Etablierung des Internetangebotes jedoch auf Schwierigkeiten: Fehlende 
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Kenntnisse im Umgang mit dem Medium Internet oder dem Computer auf 
Seiten der Akteure sowie nicht vorhandene Internetanschlüsse der Einrichtun-
gen führten insbesondere in der Anfangszeit zu ablehnenden Haltungen gegen-
über dem Internetauftritt und könnten dafür verantwortlich sein, dass der 
�virtuelle Sozialatlas� nicht in dem Maße genutzt wurde, wie sich das die Pro-
jektmitarbeiter/innen gewünscht hätten. In Anspruch genommen wurde das 
Internetverzeichnis mit durchschnittlich fünf Zugriffen pro Tag offensichtlich 
vor allem von Multiplikator/innen und Einrichtungen, jedoch kaum von Bür-
ger/innen bzw. Stadtteilbewohner/innen. 
Die Rückmeldungen von Kooperationspartner/innen (n=16) zur Nützlichkeit 
der Angebotsübersicht im Internet im Rahmen der Fragebogenerhebung fällt 
denn auch etwas zurückhaltender aus (Mittelwert: 4,25) als die Nützlichkeits-
bewertungen der herkömmlichen Sozialatlanten (n=52; Mittelwert: 4,84; der 
Wertebereich der Skala lag zwischen 1 �gar nicht nützlich� und 6 �sehr nütz-
lich� ).  
Damit die Akteure und Bürger/innen das Informationsangebot eines �virtuel-
len Sozialatlases� auch tatsächlich nutzen, bedarf es offensichtlich flankierender 
Maßnahmen: Die Internetplattform sollte so aufgebaut und �gepflegt� werden, 
dass die Seiten möglichst leicht zu bedienen und immer auf dem neuesten In-
formationstand sind. Mitarbeiter/innen der Einrichtungen könnte das Medium 
Internet und der Einsatz des �virtuellen Sozialatlas� zudem durch gezielte 
Schulungen bzw. Einführungsveranstaltungen näher gebracht werden.  
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1.5 Gremienarbeit in bestehenden und neu initi-
ierten Strukturen 

 
Die Handlungsziele der Vernetzungsarbeit, die im mittleren Strang des Logi-
schen Modells des Programmkonzeptes (vgl. Abbildung II.1.1) abgebildet sind, 
beschreiben als zentrale Aufgaben, das Projekt in die bestehenden Vernet-
zungsstrukturen vor Ort zu integrieren oder bei Bedarf neue Vernetzungs-
strukturen zu entwickeln. Das Ziel, das von den Modellprojekten damit ange-
strebt werden sollte, war, ein �funktionierendes� interkulturelles Netzwerk zu 
entwickeln, das durch verschiedene Aktivitäten zu einer Verbesserung der re-
gionalen Angebotsstruktur für jugendliche Migrant/innen beiträgt.  

Zur Umsetzung dieser Vorgaben engagierten sich die Projektmitarbei-
ter/innen in relevanten Gremien und Arbeitskreisen vor Ort. Insbesondere die 
Projekte, die Projekttyp 2 zugerechnet werden können (�Neue Netzwerke zur 
Förderung der Integrationsarbeit�), initiierten neue Gremien bzw. Netzwerke 
zur Integrationsförderung, da entsprechende Strukturen in den jeweiligen Pro-
jektgebieten bis dato nicht vorhanden waren.  

Vor diesem Hintergrund müssen die Projekterfahrungen in der Gremienarbeit 
grundsätzlich zwischen der Initiierung bzw. dem Aufbau neuer Netzwerke und 
der Förderung bzw. Unterstützung bereits bestehender Netzwerkstrukturen 
unterschieden werden. 

 

1.5.1 Initiierung und Steuerung neuer Netzwerke 
 
An zwei ostdeutschen Standorten initiierten und moderierten die Modellpro-
jekte unter der Bezeichnung �Netzwerkgespräche� bzw. �Netzwerk für Integ-
ration� übergreifende Netzwerke zur Förderung der Integrationsarbeit für 
Migrant/innen. Darin einbezogen wurden � neben den Einrichtungen und 
Trägern der Migrationssozialarbeit � integrationsrelevante Akteure (�Alle Leu-
te, die etwas mit Migrant/innen zu tun haben�) aus der kommunalen Verwal-
tung, der regionalen Wirtschaft (Vertreter/innen von Firmen und Industrie- 
und Handelskammer), der Kommunalpolitik, dem Bildungsbereich (Schulamt, 
Direktor/innen) und von Wohnungsgesellschaften. Beiden Projekten war es 
ein besonderes Anliegen, auch Migrant/innen selbst bzw. Migrant/innenverei-
ne in die Gespräche und Sitzungen mit einzubeziehen.  
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An einem westdeutschen Standort war das Modellprojekt Mitinitiator/in 
von aufeinander aufbauenden Fachtagen für ein �Netzwerk Migration�, an 
denen Multiplikator/innen aus Verwaltung, Schulen, Verbänden und Vertre-
ter/innen von Migrant/innenvereinen teilnahmen. Langfristiges Ziel war es 
hier, das Netzwerk als Gremium zur Integrationsförderung strukturell auf 
Landkreisebene zu verankern. Zudem konnten an diesem Standort in Abspra-
che und mit Unterstützung der Kommune zwei Stadtteilkonferenzen etabliert 
werden. Dazu wurden alle Einrichtungen bzw. Initiativen eingeladen, die in 
den entsprechenden Stadtteilen im sozialen Bereich aktiv sind. Im Gegensatz 
zu den anderen neu initiierten Netzwerken waren diese Stadtteilkonferenzen 
nicht auf das Thema Migration bzw. Integration fokussiert, da das Projekt die 
Themen und Bedarfe aufgreifen wollte, die von den Teilnehmer/innen in die 
Gremiensitzungen eingebracht werden. 

Darüber hinaus wurden an einigen anderen Standorten themenspezifische bzw. 
zeitlich begrenzte Arbeitskreise von den Projekten eingerichtet bzw. mit initiiert. 
Dazu zählt beispielsweise ein Arbeitskreis zur Förderung der interkulturellen 
Kompetenzen von Multiplikator/innen oder ein �Runder Tisch� zum Thema 
Gewaltprävention. 

Welche Vorgehensweisen und Kontextbedingungen haben sich projekt-
übergreifend als hilfreich und förderlich für die Initiierung und Steuerung 
neuer, übergreifender Gremien zur Integrationsförderung erwiesen? Auf der 
Grundlage der Erfahrungen, welche die Projekte übereinstimmend an allen 
drei Standorten sammelten, lassen sich dazu folgende Aspekte benennen: 

 
a) Einbezug der Kommune 
An allen drei Standorten wurden die Projekte von der Kommune bei der Ein-
richtung der Netzwerke unterstützt. Die Projekte stimmten ihr Vorgehen zur 
Etablierung der Gremien � z.B. zur Frage, welche Akteure eingeladen werden 
sollten � mit kommunalen Stellen ab und bezogen das dort vorhandene Ex-
pert/innenwissen mit ein. Zu den Gesprächen wurde zum Teil im Namen 
kommunaler Stellen bzw. Funktionsträger/innen, die auch die Schirmherr-
schaft und Eröffnung der Gremiensitzungen übernahmen, eingeladen. Damit 
konnte der �offizielle Charakter� der Netzwerke unterstrichen werden. Der 
Einbezug bzw. die Kooperation mit der Kommune war auch hilfreich dabei, 
alle zur Verbesserung der Integrationsarbeit relevanten Akteure an einem Tisch 
zu versammeln. Insbesondere die Beteiligung von Wirtschaftsvertreter/innen 
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wertete die Netzwerke nach Angaben eines telefonisch befragten Leiters eines 
Jugend- und Sozialamtes in der öffentlichen Wahrnehmung erheblich auf. 

Eine enge Abstimmung mit der Kommune hat zudem den Vorteil, dass 
Forderungen und Initiativen aus dem Netzwerk direkt an die Kommune wei-
tergeleitet werden können (�kurze Wege�) und dass eine Übernahme der 
Netzwerksteuerung durch kommunale Stellen nach Projektende leichter mög-
lich wird.  

 
b) Bedürfnisorientierung bei der Netzwerkarbeit 
Die Projekte richteten als Moderator/innen der Netzwerke die Gremienarbeit 
thematisch an den Fragestellungen und Bedürfnissen aus, welche die teilneh-
menden Akteure in den Sitzungen artikulierten. Die Orientierung an den the-
matischen Bedürfnissen der Teilnehmer/innen war hilfreich, um die Motiva-
tion und das Interesse der Beteiligten an den Sitzungen zu gewährleisten und 
die inhaltliche Arbeit im Arbeitskreis im Sinne eines �demokratischen Man-
dats� zu legitimieren statt Themen vorzugeben. Aus Sicht der Projektmitar-
beiter/innen müssen für die einzelnen Akteure die Vorteile deutlich werden, 
die sie von einer Kooperation im Netzwerk haben, um eine nachhaltige und 
effiziente Vernetzungsarbeit zu erreichen.  

Andererseits führte diese neutrale Herangehensweise in einem Fall dazu, 
dass das Modellprojekt in der Netzwerkarbeit die von den Teilnehmer/innen 
entwickelten Aktivitäten unterstützte, obgleich es von deren Sinnhaftigkeit 
inhaltlich nicht überzeugt war. Hier wurde von den Projektmitarbeiter/innen 
die Gefahr gesehen, in der Moderator/innenrolle bei einer einseitigen Bedürf-
nisorientierung von den Teilnehmer/innen �funktionalisiert� zu werden (nach 
dem Motto: �Wir haben ja das Projekt, das soll das mal machen�).  

 
c) Rollenklarheit in der Netzwerkmoderation 
Die Projektmitarbeiter/innen mussten sich nach der Erfahrung der Modell-
projekte in ihrer netzwerksteuernden Funktion trägerneutral verhalten und klar 
von den Eigeninteressen des eigenen Trägers als Partner im Netzwerk abgren-
zen, um Konkurrenzsituationen zwischen den Kooperationspartner/innen zu 
vermeiden. In der praktischen Gremienarbeit achteten die Projektmitarbei-
ter/innen deshalb darauf, ihre neutrale Rolle als �Netzwerkmanager/innen� 
einzuhalten. Zu ihren Aufgaben gehörte die zentrale Steuerung (Einladung, 
Protokollierung), Moderation und Koordination der Treffen, die zum Teil in 
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den Räumen des Projektträgers stattfanden. Mitarbeiter/innen der Jungendge-
meinschaftswerke des Projektträgers nahmen dagegen bewusst zusätzlich als 
gleichberechtigte Teilnehmer/innen an den Sitzungen teil und vertraten dort 
die Interessen ihrer Einrichtung bzw. ihres Trägers. Damit konnte die Unab-
hängigkeit der Moderator/innenrolle von den Trägerinteressen zum Ausdruck 
gebracht werden. 

Deutlich wurde auch, dass sich die Rolle als Netzwerkmanager/in nur mit 
erheblichem organisatorischen und finanziellen Aufwand ausfüllen lässt. (vgl. 
Seckinger 2001) Durch die Modellprojektressourcen waren die Projektträger in 
der Lage, die entsprechenden Strukturen aufbauen und organisatorisch �pfle-
gen� zu können. Zu fragen bleibt allerdings, ob diese �uneigennützige� und 
zugleich ressourcenintensive Rolle als Netzwerkmanager/in (Zeit, Verwal-
tungsaufwand, Finanzen) auch außerhalb einer Modellfinanzierung von den 
freien Trägern im Bereich der Jugendsozialarbeit, insbesondere den Jugend-
gemeinschaftswerken, eingenommen werden kann. 

 
d) Schaffung effizienter Arbeitsweisen 
Die Effizienz der Gremienarbeit wurde wesentlich von der organisatorischen 
Struktur der Netzwerke und den dort etablierten Arbeitsweisen bestimmt. Als 
förderlich hat sich hier der themenbezogene Austausch in Unterarbeitsgrup-
pen, in denen nur die zum jeweiligen Thema relevanten Akteure zusammen-
kamen, erwiesen. So wurden an einem Standort Arbeitsgruppen zu den The-
menfeldern �Wirtschaft und Arbeitsmarkt�, �Wohnen�, �Praktische Integra-
tion�, und �Bildung� eingerichtet. Die in den Unterarbeitsgruppen erzielten 
Ergebnisse wurden regelmäßig in Gesamtnetzwerktagungen an alle Beteiligten 
rückgekoppelt. Zur Festlegungen der Arbeitsstrukturen und Förderung der 
Verbindlichkeit der Sitzungen wurde von den Teilnehmer/innen an zwei 
Standorten eine selbstverpflichtende Netzwerksatzung bzw. �Netzwerkcharta� 
verabschiedet. In diesem Sinne wurden auch die Regelmäßigkeit der Gremien-
sitzungen � an einem Standort trat das Netzwerk bspw. monatlich zusammen � 
und eine gute Moderation bzw. Leitung der Sitzungen als hilfreich hervorge-
hoben. An einem Standort zeichneten sich Unterschiede in der gewünschten 
Sitzungshäufigkeit ab: Während kommunale Vertreter/innen Treffen im vier-
teljährlichen Rhythmus mit zusätzlichen Unter-Arbeitsgruppen favorisierten, 
traten freie Träger, die selbst Angebote vorhalten, für häufigere monatliche 
Netzwerksitzungen ein. 
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Bei aller Struktur und straffer Organisation ist es nach den Erfahrungen der 
Projekte jedoch auch wichtig, während der Sitzungen genügend Freiräume und 
Pausen für bilaterale Absprachen und Abstimmungen zwischen den Teilneh-
mer/innen einzuplanen.  

Auf der organisatorischen Basis dieser neu geschaffenen Netzwerke konn-
ten in Kooperation mit anderen Akteuren Aktivitäten und Angebote entwickelt 
werden, die auf eine Verbesserung der Angebotsstrukturen abzielten. Die Be-
teiligung aller relevanten Akteure in einem Sozialraum machte es möglich, die 
Ressourcen verschiedenster Kooperationspartner/innen � von Wohnungsge-
sellschaften über Vertreter/innen des Arbeitsamts bis hin zu örtlichen Bankin-
stituten � abzurufen und zu bündeln.  

Die durch die Einrichtung der Netzwerkgremien entstandenen Möglichkei-
ten, die Kooperation der Beteiligten zur Angebotsverbesserung für jugendliche 
Migrant/innen zu nutzen, lassen sich wie folgt klassifizieren: 

 
Textkasten II.1.6: Funktionen der Netzwerkgremien zur Verbesserung der Angebotsstruktur 
 
Nutzung als Informations- und Kooperationsgremium  
Die regelmäßigen Gremiensitzungen ermöglichten den Austausch von Infor-
mationen zwischen den Akteuren und verbesserten ihre informellen Kooperati-
onsbeziehungen. Dadurch wurde es möglich, Angebote besser aufeinander ab-
zustimmen und Klient/innen passgenau weiterzuvermitteln. Die im Rahmen 
der Netzwerksitzungen geknüpften persönlichen Kontakte ermöglichten es, im 
Bedarfsfall �kurze Wege� zu nutzen und im Einzelfall (z.B. bei der Wohnungs-
vermittlung für obdachlose Migrant/innen) unbürokratische Lösungen zu fin-
den. 
Generell wurden durch die diskutierten Themen und Problemlagen von 
Migrant/innen Anstöße zur Öffnung von Einrichtungen bzw. Firmen und zur 
Sensibilisierung von Akteuren gegeben. So konnte bspw. bei Vertreter/innen 
von Wohnungsgesellschaften ein Bewusstsein für die besonderen Bedürfnisse 
von Migrant/innen (z.B. Hausordnungen in mehreren Sprachen) geweckt wer-
den.  
 
Nutzung als Planungsgremium  
Im Rahmen der Netzwerksitzungen konnten Informationen über den Ange-
botsbestand und -bedarf im Projektgebiet zwischen den Beteiligten ausge-
tauscht werden. Damit wurde auch die Grundlage dafür geschaffen, gemeinsam 
Qualitätskriterien für neue Maßnahmen entwickeln zu können.  
Zudem konnten im Netzwerk Konzepte und Maßnahmen verschiedenster Art 
geplant und zur Realisierung geführt werden. Dazu zählen beispielsweise Weg-
weiser durch die Ämter- und Behördenlandschaft für Neuzugewanderte, Hand-
reichungen für Lehrer/innen zur Eingliederung von Schüler/innen mit Migra-
tionshintergrund, Veranstaltungen zum gegenseitigen Kennenlernen von Ju-
gendlichen mit unterschiedlichem Migrationshintergrund oder regelmäßige 
Treffen zur Wohnsituation von Migrant/innen. Über die Gremienarbeit wur-
den zudem neue Angebote zur Sprachförderung oder zur beruflichen Qualifi-
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zierung von Jugendlichen mit Migrationshintergrund angestoßen bzw. aus der 
Taufe gehoben.  
 
Nutzung als Lobby- und Kompetenzgremium  
An zwei Standorten wurden die Netzwerke von kommunaler Seite damit be-
auftragt, Entwürfe für kommunale Integrationskonzepte zu erstellen. Diese 
Prozesse konnten jedoch bis zum Ende der jeweiligen Projektlaufzeit noch 
nicht abgeschlossen werden. Ein Netzwerk fungiert mittlerweile als kommunale 
Begutachtungsinstanz für neu beantragte Projekte im Bereich der Integrations-
arbeit (vgl. II.1.7). 
Die Netzwerke zur Integrationsförderung werden von kommunaler Seite an 
allen drei Standorten als Expert/innenvertretung für die Bedarfe von und An-
gebote für Migrant/innen wahrgenommen, auf deren Wissen und Einschätzun-
gen zurückgegriffen werden kann. An einem Standort konnte in diesem Sinne 
darauf hingewirkt werden, dass in der Jugendhilfeplanung migrationsspezifische 
Aspekte in die Leistungsverträge mit freien Trägern einfließen. 
 

 
Informationen darüber, wie die Arbeit in den neu initiierten themenspezifi-

schen Gremien bzw. übergreifenden Netzwerken von den Arbeitskreisteil-
nehmer/innen und den Projektmitarbeiter/innen selbst eingeschätzt wurde, 
liefern auch die Ergebnisse der Fragebogenerhebungen. 

Zum einen füllten 30 Akteure an insgesamt vier Standorten die „Fragen an 
die Arbeitskreis-Teilnehmer/innen“ aus. Auf die Frage, worin der Nutzen der in 
den Gremiensitzungen erzielten Ergebnisse für die Migrationsarbeit gesehen 
wird, nannten die Akteure an erster Stelle den Informations- und Erfahrungs-
austausch (17 Nennungen), gefolgt von kooperationsfördernden Effekten (14 
Nennungen). Fünf Akteure konnten darin keinerlei Nutzen erkennen. Analog 
dazu wurden Impulse zur Vernetzung und Kooperation am häufigsten als Ef-
fekte angeführt (18 Nennungen), die für die eigene Arbeit anregend wirkten. 
Die befragten Teilnehmer/innen waren im Durchschnitt mit den Sitzungen 
insgesamt zufrieden (Mittelwert 4,68 bei einem Wertebereich der Skala zwi-
schen 1 �überhaupt nicht zufrieden� und 6 �sehr zufrieden�).  

Die Projektmitarbeiter/innen füllten zum anderen an sechs Standorten zu 
insgesamt 25 Gremiensitzungen den „Fragebogen zur Beurteilung eines selbstinitiier-
ten Arbeitskreises aus Projektsicht“ aus. Demnach verfolgten die Projekte mit den 
Themen, die in den Gremiensitzungen bearbeitet wurden, vorrangig das Ziel, 
Informationen zu vermitteln bzw. mit den Teilnehmer/innen auszutauschen 
und für interkulturelle Aspekte zu sensibilisieren (insgesamt 33 Nennungen). 
An zweiter und dritter Stelle wurde als Ziel �Aufbau und Stärkung von Vernet-
zungsstrukturen� (7) und �Planung von gemeinsamen Produkten bzw. Veran-
staltungen� (4) genannt. Zehn mal konnten nach Angaben der Projekte tat-
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sächlich Kooperationsveranstaltung bzw. ein gemeinsames Produkt als Ergeb-
nis der Gremiensitzungen realisiert werden.  

Die Projektmitarbeiter/innen zeigten sich mit den Sitzungen im Durch-
schnitt (4,48; Wertebereich 1-6) ähnlich zufrieden wie die Teilnehmer/innen. 
Sie hoben als positive Aspekte der selbstinitiierten Arbeitskreise insbesondere 
hervor, dass sie die Akzeptanz des Projektes im jeweiligen Sozialraum und den 
offenen Austausch aller Beteiligten förderten und die Grundlage dafür schufen, 
gemeinsam Interessen zu vertreten und zur Angebotsverbesserung beizutragen. 
Als negativ wurde hingegen empfunden, wenn Teilnehmer/innen sich nur pas-
siv bzw. unverbindlich an den Sitzungen beteiligten oder ihre Interessenlagen 
zu sehr miteinander konkurrierten. 

Für alle drei Standorte, an denen übergreifende Netzwerkstrukturen etab-
liert wurden, konnten in der wissenschaftlichen Begleitung Mitarbeiter/innen 
bzw. Leiter/innen des Jugendamtes telefonisch zu den Auswirkungen der 
Netzwerkarbeit befragt werden. An zwei Standorten vertraten die Interview-
partner/innen die Einschätzung, dass die Arbeit des Netzwerkes insbesondere 
eine für das Thema Migration bzw. Integration sensibilisierende Wirkung im 
Projektgebiet hatte. Durch die Beteiligung der verschiedensten Akteure an den 
Gesprächen konnte der Bevölkerung gegenüber die politische Bedeutung des 
Themas nähergebracht werden. Die Zielgruppe der jugendlichen Migrant/in-
nen wird allgemein differenzierter wahrgenommen und � z.B. von Seiten des 
Arbeitsamtes � besser in vorhandene Angebote eingebunden. Die Kontakte 
der kommunalen Verwaltung zu den in den Netzwerken organisierten Trägern 
und Einrichtungen sind intensiver geworden, die Kooperation mit den Behör-
den wurde durch die Zusammenarbeit im Netzwerk erheblich erleichtert. 

Nach der Einschätzung eines Jugendamtsvertreters konnten am dritten 
Standort, an dem die Netzwerkarbeit erst im zweiten Projektjahr in Angriff 
genommen werden konnte, über die Schaffung der Vernetzungsstrukturen und 
Sensibilisierung hinaus nur erste Anstöße zu Angebotsverbesserungen gegeben 
werden. Hier muss sich in der Weiterführung der Stadtteilgremien durch kom-
munale Stellen erst noch zeigen, welche langfristigen Wirkungen durch die 
Gremienarbeit erzielt werden können. Die Koordination des migrationsspezifi-
schen Netzwerks auf Landkreisebene konnte vom Modellprojekt im Sinne 
einer nachhaltigen Etablierung in die Hände eines Organisationsteams überge-
ben werden, in dem sich neben zwei freien Trägern auch Vertreter/innen des 
Arbeitsamtes engagieren.  
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Auch an den anderen beiden Standorten konnte das Fortbestehen der 
Netzwerkstrukturen über das Projektende hinaus gesichert werden. In einem 
Fall wird die Finanzierung der Stelle der �Netzwerkmanager/in� auf der Basis 
einer Leistungsvereinbarung von der Kommune übernommen, wiewohl die 
Stelle selbst weiterhin beim freien Projektträger angesiedelt bleibt. Zudem flos-
sen hier die Erkenntnisse aus der Netzwerkarbeit in die Konzeption eines 
kommunalen Nachfolgeprojektes (�Fach und Servicestelle für Integration und 
Migration�) ein, dessen Finanzierung bis dato aber noch nicht gesichert ist. 

Im anderen Fall wird das �Netzwerkmanagement� vom Projektträger bzw. 
vom angegliederten Jugendgemeinschaftswerk weitergeführt. Um die dafür 
erforderlichen personellen und finanziellen Mittel aufbringen zu können, soll 
gemeinsam mit einem Kooperationspartner einen neues Projekt zur berufli-
chen Integration junger Migrant/innen beantragt werden.  

 
1.5.2 Einbringen in bestehende Netzwerkstrukturen 
 
Anders als die drei Projekte des Projekttyps 2 initiierten die meisten anderen 
Projekte keine neuen, übergreifenden Gremien bzw. Netzwerkstrukturen in 
ihren Projektgebieten. Sie beteiligten sich stattdessen an den bereits bestehen-
den, für die Projektarbeit relevanten Arbeitskreisen und versuchten, auf diesem 
Wege für migrationsspezifische Aspekte zu sensibilisieren und die Angebots-
struktur diesbezüglich zu verbessern. Hintergrund dafür war insbesondere in 
westdeutschen großstädtischen Quartieren, dass die Projekte in ihren Projekt-
gebieten auf gut ausgebaute Vernetzungsstrukturen der sozialen Arbeit im All-
gemeinen und der Migrationssozialarbeit im Besonderen trafen. Im jeweiligen 
Sozialraum oder auf kommunaler Ebene bestanden bereits einschlägige Ar-
beitskreise. So wurde von den Projektmitarbeiter/innen genauso wie von Sei-
ten der anderen Einrichtungen und Träger kein Bedarf für die Etablierung 
weiterer Gremien gesehen (vgl. Projekttyp 1 und 3). An einem ostdeutschen 
Standort verzichtete das Projekt vor dem Hintergrund der geringen migrati-
onsspezifischen Einrichtungsdichte auf die Einrichtung eines diesbezüglich 
neuen Arbeitskreises, während die Projekte des Projekttyps 4 darum bemüht 
waren, zur Wahrung des regionalen Trägergleichgewichts die etablierten Netz-
werkstrukturen als gleichberechtigte Partner/innen weiter zu nutzen und zu 
fördern.  
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Bei der Mitarbeit der Modellprojekte in bestehenden Gremien und Arbeits-
kreisen können verschiedene Erfahrungen und Phasen mit unterschiedlichen 
inhaltlichen Schwerpunkten differenziert werden. 

In einer ersten Phase zu Projektbeginn nutzten fast alle Projektmitarbei-
ter/innen die bestehenden Arbeitskreise vor allem dazu, sich und ihre Projekt-
ziele bekannt zu machen und sich im Austausch mit den Akteuren vor Ort 
über die spezifischen Bedarfslagen und Anliegen zu informieren. Es handelte 
sich dabei nicht nur um Arbeitskreise, die sich thematisch auf die interkultu-
relle Arbeit beschränkten, sondern mehrheitlich um Gremien, in denen rele-
vante Kooperationspartner/innen der Projekte aus verschieden Arbeitsberei-
chen vertreten waren. Dazu zählten insbesondere die regionalen Arbeitsge-
meinschaften nach §78 KJHG (zum Teil mit den thematischen Schwerpunkten 
�Interkulturelle Jugendarbeit� oder �Jugendsozialarbeit�), Treffen der Lokalen 
Agenda oder der Gremien der Sozialen Stadt, Stadtteilarbeitskreise oder Gre-
mien, in denen sich alle sozialen Einrichtungen im Stadtteil regelmäßig zu-
sammensetzten.  

Für den weiteren Verlauf der Gremienarbeit ließen sich zwei unterschiedli-
che Vorgehensweisen der Modellprojekte identifizieren: An vier Standorten 
übernahmen die Projektmitarbeiter/innen zum Teil eine führende Rolle in 
ausgewählten, relevanten Gremien. Dazu gehörte, dass sie die Sitzungsmode-
ration übernahmen, sich für die Protokollführung zuständig zeigten oder aktiv 
wurden, um gemeinsame Trägerinitiativen zu initiieren und voranzutreiben. 
Auf diesem Wege wurde es ihnen möglich, die Gremienarbeit effektiver bzw. 
verbindlicher zu gestalten und projektrelevante Schwerpunkte zu setzen.  

Die anderen Projekte waren bestrebt, über die regelmäßige Teilnahme an 
den Arbeitskreisen eine Lobbyfunktion für zugewanderte Jugendliche wahrzu-
nehmen und migrationsspezifische Aspekte immer wieder zu thematisieren. Sie 
hatten dabei zwar offensichtlich keine dominierende Rolle inne, konnten sich 
aber als gleichberechtigte Teilnehmer/innen in den Gremien etablieren. 

In der zweiten Hälfte der Programmlaufzeit ließ sich bei einigen Projekten 
eine Schwerpunktverlagerung bzw. Fokussierung im Hinblick auf die Gre-
mienarbeit erkennen: Nachdem sie die Arbeit in den Arbeitskreisen nach eige-
nem Bekunden als wenig effektiv und auf den Informationsaustausch be-
schränkt erlebt hatten, verlagerten sie ihre Aktivitäten auf bilaterale Kooperati-
onen bzw. themenspezifische Vernetzungskontakte mit ausgewählten Part-
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ner/innen, mit denen sich passgenaue Angebote entwickeln und kooperativ 
umsetzen ließen. 

So schloss sich ein Projekt mit zwei anderen sozialen Einrichtungen, die im 
selben Gebäude untergebracht waren, zu einem �Interkulturellen Zentrum� 
zusammen. Diese �lokale Vernetzung� ermöglichte eine enge Verzahnung und 
Abstimmung der jeweiligen Angebote und eine gemeinsame Öffentlichkeitsar-
beit für die Maßnahmen im �Interkulturellen Zentrum� (gemeinsame Präsen-
tation im Flyer). Aus Sicht der Projektmitarbeiter/innen konnten damit eine 
hohe Transparenz für die Klient/innen und vielfältige Synergieeffekte (gemein-
same Raumnutzung und Planung von Veranstaltungen) erzielt werden, ohne 
dass dabei die eigene Träger- und Einrichtungsidentität oder spezifische Ar-
beitsschwerpunkte aufgegeben werden mussten. Mit der teilweisen Übernahme 
von Projektfunktionen durch das Jugendgemeinschaftswerk des Projektträgers 
konnte zudem sichergestellt werden, dass diese Einrichtungskooperation auch 
über die Programmlaufzeit hinaus Bestand hat. 

Insgesamt konnten die Projekte über ihre Mitarbeit in bestehenden Gre-
mien � entsprechend eigener Angaben und der Einschätzungen von telefo-
nisch befragten Kooperationspartner/innen � integrationsspezifische Infor-
mationen vermitteln, zur Sensibilisierung der Akteure beitragen und Koopera-
tionskontakte bahnen. Die Möglichkeiten, über die Teilnahme an bereits etab-
lierten Arbeitskreisen zur Angebotsverbesserung für jugendliche Migrant/in-
nen beizutragen, scheinen jedoch im Vergleich zu den von den Projekten selbst 
initiierten Netzwerken begrenzt zu sein. In der Hauptsache konnten auf die-
sem Wege bei den Akteuren vor Ort Veränderungen erzielt werden, die sich 
auf Outcomeebene I � Veränderungen im Bereich Wissen, Einstellungen, Fertig-
keiten (vgl. II.1.2) � ansiedeln lassen. 

 Dieses Erfahrungsmuster spiegelt sich auch in den Ergebnissen der Fragebo-
generhebungen zur Mitarbeit der Modellprojekte in bestehenden Arbeitskreisen 
wider. Von den Projektmitarbeiter/innen wurden an sechs Standorten insge-
samt 35 Sitzungen von 14 verschiedenen Arbeitskreisen beurteilt. Nur zwei 
dieser Arbeitskreise arbeiteten zum Thema Integration bzw. Migration, die 
übrigen 12 hatten keine spezifische interkulturelle Ausrichtung. Nur in einem 
Arbeitskreis oblag die Moderation bzw. Leitung des Gremiums den Projekt-
mitarbeiter/innen. Die Rolle der Projekte scheint also in den mit den Fragebö-
gen eingeschätzten Gremiensitzungen in der Regel auf eine �reine Teilnahme� 
beschränkt gewesen zu sein. Dem entsprechend kamen die Themenvorschläge 
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in den Sitzungen zu über 60% von anderen Akteuren, nur zu 22% von den 
Projektmitarbeiter/innen (in 17% vom Projekt gemeinsam mit Kooperations-
partnern). 13% aller Themenvorschläge setzten die Projekte zu migrationsspe-
zifischen Fragestellungen auf die Tagesordnung der Arbeitskreise (davon fünf 
in Arbeitskreisen ohne interkulturelle Ausrichtung).  

Die Fragebogenergebnisse, die natürlich nur einen Ausschnitt der geleiste-
ten Gremienarbeit der Projekte repräsentieren, deuten darauf hin, dass inter-
kulturelle Themenstellungen fast ausschließlich in speziellen schon bestehen-
den und bereits zu diesen Themen arbeitenden Arbeitskreisen behandelt wur-
den. Dagegen brachten die Modellprojekte migrationsspezifische Themen of-
fensichtlich eher selten in bestehende und vorrangig zu anderen Themen ar-
beitenden Gremien ein. 

Den Hauptnutzen der in den Gremiensitzungen erzielten Ergebnissen se-
hen die Projektmitarbeiter/innen im Informationsaustausch und Wissenser-
werb bei den Teilnehmer/innen (21 Nennungen). Daneben konnten in den 
Arbeitskreisen � gute Arbeitsstrukturen und effektive Arbeitsweise vorausge-
setzt � Angebote aufeinander abgestimmt und neue Projekte oder Veranstal-
tungen gemeinsam entwickelt werden (18 Nennungen). Diese waren in den 
meisten, nicht interkulturell ausgerichteten Arbeitskreisen in der Regel nicht 
mit migrationsspezifischen Themen bzw. Bedarfen verbunden (sondern zum 
Beispiel Themen der �Sozialen Stadt�, Stadtteilfeste, Jugendhilfeangebote). 
Zwölf mal fiel das Urteil der Projektmitarbeiter/innen so aus, dass sie in den 
Resultaten der Gremiendiskussionen keinen bzw. kaum einen Nutzen sahen.  

Die durchschnittliche Zufriedenheit der Projektmitarbeiter/innen mit den 
Sitzungen der bereits bestehenden Gremien ist mit 3,90 (Wertebereich 1 
�überhaupt nicht zufrieden� bis 6 �sehr zufrieden�) deutlich geringer als bei 
den Sitzungen der selbstinitiierten Arbeitskreise (4,48). Dies könnte zum Teil 
mit der ineffektiven und schwerfälligen Arbeitsweise in den Arbeitskreisen 
zusammenhängen, die von den Projektmitarbeiter/innen in einem Drittel der 
Sitzungen beklagt wurde. Als Reaktion hierauf versuchten zwei Projekte, Anre-
gungen zu Verbesserung der Gremienarbeit zu geben. Andere Projekte legten 
den Schwerpunkt ihrer Arbeit wie oben skizziert auf kleinere Vernetzungs-
strukturen oder auf die Bündelung von Angeboten im eigenen interkulturellen 
Stadtteilbüro. 
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1.6 Kooperation mit Quartiersmanagement/„So-
ziale Stadt“ - Einbettung in die E&C-Pro-
grammplattform 

 

1.6.1 Ausgangsbedingungen 
 
Auf Bundesebene wurde das Programm �Entwicklung und Chancen junger 
Menschen in sozialen Brennpunkten (E&C)� des Bundesministeriums für Fa-
milie, Senioren, Frauen und Jugend mit dem Bund-Länder-Programm �Stadt-
teile mit besonderem Entwicklungsbedarf � die soziale Stadt� des Bundesmi-
nisteriums für Verkehr, Bau und Wohnungswesen abgestimmt (vgl. I.2.1). 
Durch das Programm �Soziale Stadt� wurde die Städtebauförderung von Bund 
und Ländern insofern ergänzt, als damit zusätzlich einer sowohl räumlichen als 
auch sozialen Polarisierung in den Städten entgegengewirkt werden soll (vgl. 
Deutsches Institut für Urbanistik 2000). Da das Programm �Soziale Stadt� 
offen für die spezifischen Kontextbedingungen der Länder und/oder Kom-
munen ist und dort jeweils eigene Auslegungsbestimmungen und Verfahrens-
regelungen gelten, kann es keine sinnvolle bundesweite einheitliche Organisati-
onsform der �Sozialen Stadt� geben.  

In vielen Gebieten der �Sozialen Stadt� wurden �Quartiersmanager/innen� 
eingesetzt, die je nach Land und Kommune mit unterschiedlichen Prozess- 
und Steuerungsverantwortungen ausgestattet sind, unterschiedliche Organisati-
onsmodelle für die Zusammenarbeit im Quartier entwickelt oder vorgefunden 
haben und unterschiedliche Instrumente und Methoden zur Vernetzung von 
Akteuren einsetzen. Es zeigt sich, dass auch deshalb die Quartiersmana-
ger/innen in den jeweiligen Programm- und Modellgebieten kein einheitliches 
Organisations- und Aufgabenprofil aufweisen (vgl. Deutsches Institut für Ur-
banistik (2001). 

Vor diesem komplexen Bild, das die Umsetzung des Quartiersmanagement 
kennzeichnet, konnte die wissenschaftliche Begleitung für die Kooperationen 
der Modellprojekte aus dem Programm �Interkulturelles Netzwerk der Jugend-
sozialarbeit im Sozialraum� mit dem Quartiersmanagement der �Sozialen 
Stadt� lediglich einige förderliche und hinderliche Faktoren herausarbeiten. 
Eine tiefergehende Analyse der Kooperationen der Modellprojekte mit dem 
Quartiersmanagement stand nicht im Zentrum der wissenschaftlichen Beglei-
tung und hätte die Kapazitätsgrenzen überschritten.  
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Insgesamt gab es an zehn von zwölf Projektstandorten des Programmes 
�Interkulturelles Netzwerk� Überschneidungen mit Gebieten des Programmes 
�Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbedarf �  die soziale Stadt�, das im 
Jahr 2002 300 Programmgebiete in 214 Gemeinden umfasste. Außerdem über-
schnitten sich sechs Projektstandorte mit Modellgebieten der Gemeinschafts-
initiative �die Soziale Stadt�. Diese Modellgebiete wurden von den 16 Bundes-
ländern aus den jeweiligen Programmgebieten des Landes ausgewählt. Zwei 
Modellprojekte im ländlichen Raum lagen in keinem Programmgebiet der �So-
zialen Stadt�.  

An acht Standorten gab es im Sinne von lokalen Koordinierungsgremien 
bzw. Stadtteilmanagementstrukturen Quartiersmanager/innen vor Ort bzw. an 
einem Standort eine koordinatorische Entsprechung. 

Die Projektgebiete deckten sich nur in zwei Fällen genau mit den Gebieten 
der �Sozialen Stadt�. Die Modellprojekte waren in sechs Fällen für größere Ge-
biete zuständig, in zwei Fällen umfasste das Projektgebiet nur einen Teil des 
Gebietes der �Sozialen Stadt�. 

 

1.6.2 Förderliche und hinderliche Kooperationsbedingungen 
 
Die Zusammenarbeit der Migrationsfachstellen des Modellprogramms mit den 
Stadtmanager/innen, Stadtteil- oder Quartiersmanager/innen des Programmes 
�Soziale Stadt� war von Standort zu Standort unterschiedlich eng und von 
mehreren Faktoren abhängig. 
 
a) Sozialraumbezüge 
Grundsätzlich gilt, dass die Gebiete der �Sozialen Stadt� in ihrer Größe und in 
ihren quartiersspezifischen Problematiken sehr heterogen sind. Erschwerend 
für eine Zusammenarbeit war, dass, auch wenn sich die jeweiligen Gebiete 
überschnitten, die Quartiersmanager/innen und Projektmitarbeiter/innen die 
Schwerpunkte ihrer Arbeit zum Teil auf unterschiedliche sozialräumliche Ab-
schnitte legten. Die konzeptionelle Ausrichtung der Modellprojekte erforderte 
häufig eine zusätzliche Ausweitung der Projektgebiete, die über die Sozialräu-
me des Quartiersmanagement hinaus gingen (z.B. wenn die �Soziale Stadt� nur 
einige Straßenzüge umfasst). Für eine gute Kooperation hat es sich als förder-
lich erwiesen, wenn sich das Modellprojekt und das Quartiersmanagement in 
ihrer Arbeit auf denselben Sozialraum oder, bei einer Überschneidung der Ge-
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biete, auf dieselben sozialräumlichen Abschnitte bezogen. Dabei erhöhte die 
Nähe der Büroräume von Quartiersmanagement und Modellprojekt (im selben 
Haus, Straßenzug) die Kooperationsmöglichkeiten. 

 
b) Umsetzungen von Quartiersmanagement vor Ort  
Das Programm �Soziale Stadt� wird, wie oben erwähnt, im Quartiersmanage-
ment vor Ort mit heterogenen Konzepten und Schwerpunktsetzungen reali-
siert. Neben ökonomischen, ökologischen und städtebaulichen Impulsen, soll-
ten durch die �Soziale Stadt� auch soziale, kulturelle, partizipatorische und po-
litisch-administrative Impulse gesetzt werden (vgl. Deutsches Institut für Ur-
banistik 2000). 

Zwischen den letztgenannten Zielsetzungen der Sozialen Stadt und den 
Zielen der Modellprojekte des E&C-Teilprogrammes �Interkulturelles Netz-
werk� wurde von den Akteuren der Sozialen Stadt und den Mitarbeiter/innen 
der Modellprojekte teilweise Ähnlichkeiten wahrgenommen. Außerdem 
herrschte Unklarheit darüber, inwiefern sich die Zielrichtungen der jeweiligen 
Vernetzungsaufträge von Quartiersmanagement und Modellprojekt unter-
scheiden würden. Es liegt nahe, dahinter die Gründe für Konkurrenzen zu 
vermuten, die anfänglich in der Zusammenarbeit von Modellprojekt und 
Quartiersmanagement bezüglich ihres Management und Vernetzungsauftrages 
an einigen Orten eine Rolle spielten.  

Unklare bzw. falsche Erwartungen an die Projektmitarbeiter/innen, die teil-
weise aus mangelnder Kenntnis des E&C-Programmes bzw. der inhaltlichen 
Ausrichtung des Modellprojektes resultierten, erschwerten die Zusammenar-
beit bzw. sorgten für (anfängliche) Konkurrenzsituationen um den Vernet-
zungsauftrag. In einem Fall wurde von Seiten des Quartiersmanagers der Auf-
gabenbereich des Modellprojektes im Streetwork mit migrierten Jugendlichen 
gesehen. Hier waren Klärungsprozesse zwischen Projektmitarbeiter/innen und 
Quartiersmanager/innen notwendig, die teilweise zu einer (verbesserten) Zu-
sammenarbeit führten. In anderen Fällen waren die inhaltlichen Ausrichtungen 
zu divergierend.  

Aufgrund der heterogenen Schwerpunktsetzungen von Quartiersmanage-
ment waren die jeweiligen Ausführenden für die Themen �Jugend� und �Mig-
ration/Integration� unterschiedlich offen. Dies beeinflusste die Berührungs- 
und Kooperationspunkte mit den Modellprojekten. So lag der Schwerpunkt 
des Quartiersmanagement an einem Standort vornehmlich auf baulichen Ver-
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änderungen und Wohnumfeldverbesserungen, eine Ausrichtung, in der die 
Themen Jugendhilfe und Migration keine Priorität besaßen. Entsprechend 
schwierig war es für das Modellprojekt, eine diesbezügliche Zusammenarbeit 
zu forcieren, die schließlich auch nicht zum Erfolg führte. Genaue Anlässe für 
die unterschiedlichen Ausrichtungen des Quartiersmanagement an den be-
forschten Standorten konnten von der wissenschaftlichen Begleitung nicht 
analysiert werden. Auffallend ist jedoch, dass sich eine förderliche Zusammen-
arbeit zwischen Modellprojekten und Quartiersmanagement in Gebieten ergab, 
in denen Quartiersmanagement zusätzlich zur Verankerung beim �Städtebau- 
und Wohnungsamt� oder ausschließlich in einen kommunalen Zuständigkeitsbe-
reich �Arbeitsförderung und Sozialplanung� fiel.  

Auch an einem anderen Modellstandort wurden bauliche Veränderungen im 
Sinne des Programmes der �Sozialen Stadt� vorgenommen, diese fanden hier 
jedoch bezüglich einer Jugendeinrichtung und in Kooperation mit dem Mo-
dellprojekt statt. Dem war über ein zentrales kommunales Gremium eine gute 
Zusammenarbeit zwischen den Projektmitarbeiter/innen, hinter denen ein gut 
etablierter lokaler Träger stand, und der Stadtmanagerin vorangegangen. 

An einem Standort war es dem Modellprojekt aufgrund des Vertrauensver-
hältnisses, das mittlerweile aus der Zusammenarbeit im Quartier entstanden 
war, sogar möglich, trägerübergreifend bei der Nachbesetzung der Quartiers-
managementstelle Einfluss zu nehmen. Das Modellprojekt konnte dabei eine 
besondere Ausrichtung der Quartiersmanager/innen auf die Jugendarbeit gel-
tend machen, so dass in Folge die Zusammenarbeit von Modellprojekt und 
Quartiersmanagement davon profitierte. Gute Kooperationen ergaben sich 
insgesamt dort, wo die Kommunikation über die jeweiligen inhaltlichen Zu-
ständigkeitsbereiche funktionierte und auch von Seiten der Quartiersmana-
ger/innen ein inhaltliches Interesse an der Arbeit der Projektmitarbeiter/innen 
bestand.  

 

1.6.3 Einbringen interkultureller Aspekte in das Stadtteilmanage-
ment 

 
Die Modellprojekte erhielten als interkulturelle Fachstellen in vier Fällen in-
haltliche Unterstützung von Quartiersmanager/innen. Dadurch konnten die 
Projektmitarbeiter/innen migrationsspezifische Themen und Fragestellungen 
(im Sinne eines/einer �interkultureller Jugendmanagers/interkulturellen Ju-
gendmanagerin�) systematisch thematisieren und in die lokalen Gremien/Ko-
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ordinierungsgremien (Quartiersmanagement) einbringen. Beispiele dafür wa-
ren: 

 

• Einbringen von interkulturellen Aspekten und Themen in die Stadtteilzei-
tungen sowie Veranstaltungskalender u.ä. des Quartiersmanagements 

• Inhaltliche Zusammenarbeit (Schwerpunktsetzung: Jugendliche mit Migra-
tionshintergrund) bei Erhebungen (bezüglich Einrichtungen, Bürger/in-
nen) und Sozialraumanalysen des Quartiersmanagement 

• Gemeinsame Veranstaltungen und Fortbildungsmaßnahmen zur Situation 
von Kindern und Jugendlichen bzw. Migrant/innen im Stadtteil  

• Mitarbeit der Projektmitarbeiter/innen in den Gremien der �Sozialen 
Stadt� wie Lenkungsrunde, AK �Kinder und Jugend�, Projekttreffen, 
�Vergabejury�, �Gestaltrunde� u.ä.  

• Versuche der Modellprojekte und Einfordern gegenüber den Quartiersma-
nager/innen, Migrant/innen stärker an den Bürgerbeteiligungsforen und 
Angeboten der �Sozialen Stadt� zu beteiligen. Projektmitarbeiter/innen 
und Quartiersmanager/innen vermittelten sich auch wechselseitig ehren-
amtliche Mitarbeiter/innen und Klient/innen. 

 
Diese inhaltliche Unterstützung durch Quartiersmanager/innen bedeutete 

zugleich eine politische, weil diese Zusammenarbeit den betreffenden Modell-
projekten Wege in politische Gremien erleichterte. Umgekehrt profitierten an 
manchen Standorten die Quartiersmanager/innen von den inhaltlichen, politi-
schen und logistischen Ressourcen der Projektmitarbeiter/innen, die sie über 
ihre Netzwerkarbeit aufgebaut hatten. 

Im Idealfall konnten sich Modellprojekt und Quartiersmanagement inhalt-
lich und politisch wechselseitig unterstützen. An diesen Standorten wurden 
durch eine enge Kooperation (gut aufeinander abgestimmte und ergänzende 
Aufgabenteilung) zu vielfältigen inhaltlichen, organisatorischen und politischen 
Zielen und Vorgehensweisen gute und nachhaltige Synergieeffekte erzielt. Hier 
war auch ein zeitnaher Beginn der beiden Programme �Interkulturelles Netz-
werk� und �Soziale Stadt� vor Ort unterstützend, da dies beiden Seiten ermög-
lichte, ihr Vorgehen aneinander auszurichten und entsprechende Strukturen 
gemeinsam aufzubauen. 
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Hierzu das Zitat eines Quartiermanagers: �Das hat ganz praktisch die Konse-
quenz, dass ich sozusagen das Thema Ausländer/Aussiedler jetzt nicht separat bedenken 
muss. Das schwingt immer mit, aber ich muss mir jetzt nichts ausdenken oder kein Projekt 
entwickeln, sondern ich kann immer weitervermitteln.� 

 
Textkasten II.1.7: Praxisbeispiel zur Kooperation zwischen Modellprojekt und Quartiersmanagement 

 
Kooperation statt Konkurrenz im Quartier 

  
Durch eine frühzeitige Intervention, war es den Mitarbeiter/innen eines Mo-
dellprojektes möglich, Einfluss auf den Bürostandort des Modellprojektes zu 
nehmen, der zunächst an anderer Stelle eingerichtet werden sollte. Zu der oh-
nehin gegebenen Überschneidung des Quartiermanagement-Gebietes mit dem 
Modellprojekt-Gebiet, welches das Quartiermanagement-Gebiet etwas über-
lappte, konnte das Büro des Modellprojektes im selben Haus wie das Büro des 
Quartiersmanagements eingerichtet werden. Die räumliche Nähe der beiden 
Büros ermöglichte eine tagtägliche Kooperation. 
Infolge gelang es den Projektmitarbeiter/innen und Quartiersmanager/innen, 
ihre Konzepte aufeinander abzustimmen und sich auf gemeinsame Zielsetzun-
gen in den Bereichen Bestandserhebung, Bürgerbeteiligung (Migrant/innen) 
und Angebots- und Lebensweltverbesserung zu einigen. Da sowohl das Quar-
tiersmanagement als auch das Modellprojekt Bestandsaufnahmen geplant hat-
ten, einigten sie sich auf eine arbeitsteilige Durchführung, um Doppelbefragun-
gen zu vermeiden. Das Quartiersmanagement führte eine Erhebung im Förder-
gebiet der �Sozialen Stadt� durch. Im Vorfeld wurden in Kooperation mit dem 
Projektmitarbeiter/innen zusätzliche Fragen zu interkulturellen Aspekten und 
Schwierigkeiten bei der Integration von Kindern und Jugendlichen in den Leit-
faden mit aufgenommen. Um die Einrichtungen nicht mit einer zusätzlichen 
zweiten Befragung zu belasten, sollten ergänzende interkulturelle Aspekte wäh-
rend einer eigens anberaumten Veranstaltung erhoben werden. Informativer 
wären im nachhinein aus Sicht des Projektes allerdings persönliche Gespräche 
gewesen. 
Beide Projekte kooperierten in der Organisation und Durchführung von Ver-
sammlungen, wobei die Projektmitarbeiter/innen dabei jeweils besonderen 
Wert auf die Beteiligung von Migrant/innen legten. Es wurden zudem sowohl 
gemeinsame Fortbildungsveranstaltungen als auch Sommerfeste u.ä. organisiert. 
Gemeinsam gaben das Modellprojekt und das Quartiersmanagement ein 
�Stadtteilposter� heraus, das gleichzeitig die �Auftaktausgabe� für die Stadtteil-
zeitung der �Sozialen Stadt� war. Diese beinhaltete Informationen über und 
Geschichten aus dem Stadtteil. Diese Zeitung wurde im Projektgebiet an die 
Haushalte verteilt und wegen seines Informationsgehaltes sehr geschätzt. Die 
Projektmitarbeiter/innen wollten über die nun regelmäßig erscheinende Stadt-
teilzeitung relevante Themen in das Bewusstsein der Bewohner/innen bringen 
und sensibilisierend auf andere Kulturen aufmerksam machen. Weiterhin wird 
künftig eine Zusammenfassung in türkischer Sprache in der Zeitung zu finden 
sein. Durch diese Angebote sollte zudem die Identifizierung der Bürger/innen 
mit dem Stadtteil gefördert werden. 
Wesentlich war in der Kooperation dieser beiden Projekte, dass sie einen stän-
digen auch informellen Austausch pflegten, sich Informationen weitergaben 
und gemeinsam Ideen entwickelten. Sie gingen dabei arbeitsteilig vor, konnten 
sich so wechselseitig ergänzen und synergetisch von gegenseitigen Anregungen 
profitieren.  
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1.6.4 Beobachtungen zur Einbettung der Modellprojekte in die E&C-
Programmplattform  

 
Im Programmkonzept �Interkulturelles Netzwerk der Jugendsozialarbeit im 
Sozialraum� war vorgesehen, dass die Projekte als Ansprechpartner/innen für 
migrationsspezifische Belange (�Migrationsjugendmanager/innen�) die E&C-
Jugendmanager/innen ergänzen sollten, welche die Aufgabe hatten, Angebote 
der Kinder- und Jugendhilfe zu koordinieren und in den kommunalen Pla-
nungsgremien zu vertreten. Da an keinem der zehn E&C-Programmgebiete, in 
denen sich auch Modellprojekte befanden, sogenannte �Jugendmanager/in-
nen� installiert wurden, fehlte den Projekten damit eine Vermittlungsstelle, 
über welche sie die speziellen Anliegen der Zielgruppe in die lokalen Koordi-
nierungsgremien hätten einbringen können. Sie selbst konnten die Funktionen 
des �Jugendmanagers/der Jugendmanagerin� im Idealfall einer engen Koope-
ration mit den Quartiersmanager/innen nur für den Bereich der Jugendsozial-
arbeit und die Zielgruppe jugendlicher Migrant/innen übernehmen. Zudem 
erwies es sich als ungünstig, dass es keine übergeordnete Steuerungsinstanz 
gab, welche die Kooperation von Modellprojekten und Quartiersmanagement 
fördernd begleitet hätte.  

In den Modellgebieten war der E&C Programmbaustein �Freiwilliges sozi-
ales Trainingsjahr� (FSTJ) nur vereinzelt verankert. Allerdings konnten beson-
ders an zwei Standorten FSTJ-Projekte von den inhaltlichen und politischen 
Netzwerkressourcen der Modellprojekte profitieren. An einem Standort steu-
erte das Modellprojekt, das sich in den entsprechenden Gremien (Ortsbeirat 
und Bewohner/innenversammlung) inzwischen zum Thema Jugend und Integ-
ration etabliert hatte, durch seine lokalpolitische Unterstützung in Kooperation 
mit dem FSTJ und dem Quartiersmanagement entscheidend zur Mittelvergabe 
an eine geplante Sportanlage für das Quartier bei. Der gleiche Antrag des FSTJ 
ohne die beiden anderen Kooperationspartner/innen war im Jahr zuvor von 
den Gremien negativ beschieden worden. 

An einigen Standorten wirkten die Modellprojekte bei den �Lokalen Akti-
onsplänen für Toleranz und Demokratie� unterstützend und beratend mit. 
Durch das Einbringen migrationsspezifischer Themen waren sie an der Koor-
dination und Umsetzung beteiligt. So arbeiteten die Projektmitarbeiter/innen 
an einem Standort im Rahmen der "Lokalen Aktionspläne" gemeinsam mit 
verschiedenen Einrichtungen, Anwohner/innen, Kindern und Jugendlichen an 
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einem zeitlich befristeten Projekt (Fotowettbewerb und "Sorgenbriefkasten" 
für Kinder). Sie leisteten in diesem Kontext fachliche Beratung und konnten 
ihre Kenntnisse über die Lebenssituation jugendlicher Migrant/innen im Pro-
jektgebiet einbringen. 

Der jugendpolitische Auftrag der Programmplattform E&C zur sozialräum-
lichen Vernetzung und Ressourcenorientierung wurde von der kommunalen 
Verwaltung und den Trägern vor Ort in unterschiedlich starkem Ausmaß auf-
gegriffen. In Projektgebieten mit schwacher E&C-Umsetzung war der Pro-
grammhintergrund bzw. die Einbettung der Modellprojekte wenig bekannt. Sie 
wurden hier als eigenständige Akteure wahrgenommen und auf den ersten 
Blick nicht mit der E&C-Programmplattform in Verbindung gebracht. 
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1.7 Kooperation mit kommunalen Stellen und 
Einfluss auf die Planungsebene 

  
Ein sehr wichtiger Faktor für die erfolgreiche Umsetzung des Programmes 
�Interkulturelles Netzwerk der Jugendsozialarbeit im Sozialraum� war die 
Haltung der Kommune zu den Modellprojekten an den einzelnen Standorten. 
Die Modellprojekte fanden zu Beginn ihrer Tätigkeit unterschiedliche kommu-
nale Ausgangssituationen vor, auf die sie mit jeweils spezifischen Strategien 
reagierten, um die vom Programmkonzept angestrebte Verbesserung der An-
gebotsstruktur zur Integrationsförderung so nachhaltig wie möglich zu gestal-
ten. 
 

1.7.1 Ausgangssituation  
  
a) Interesse der Kommune vorhanden 
In vier Projektgebieten war die Kommune an dem Modellprogramm von An-
fang an zumindest interessiert bzw. stand der Projektarbeit sogar ausgespro-
chen aufgeschlossen gegenüber. 

Diese Projektstandorte befanden sich alle in den neuen Bundesländern. Sie 
waren dadurch charakterisiert, dass die Kommune bzw. das Jugendamt Hand-
lungsbedarf im jeweiligen Projektgebiet sah und zum Teil auch Eigeninteressen 
(z.B. Erstellung eines kommunalen Integrationskonzepts) verfolgte, die mit 
den Projektzielen übereinstimmten. Zu Handlungsbedarf und -zielen zählten 
beispielsweise: 

 

• Aufgrund fremdenfeindlicher Tendenzen verbunden mit einer schwierigen 
ökonomischen Situation hatte die Kommune ein besonderes Interesse an 
einer Förderung des friedlichen multikulturellen Zusammenlebens.  

• Das Thema Migration bzw. Integration wurde bis zu Beginn des Modell-
programmes im Sozialraum wenig bearbeitet, so dass infolgedessen die 
Strukturen der Migrationssozialarbeit im Sozialraum (z.B. Beauftragte, Gre-
mien, Vernetzung) wenig ausgebaut waren. In diesen Fällen lag zudem ein 
besonderes kommunales Interesse an einem Integrationskonzept vor. 

• Auch formulierte die Kommune ein Interesse an der Bündelung von Akti-
vitäten und Angeboten der Migrationssozialarbeit. 
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Das Interesse und die Aufgeschlossenheit der Kommune äußerte sich dabei 
deutlich darin, dass sie beispielweise die Antragstellung des Projektes befür-
wortete und aktiv darin eingebunden war, die Projektarbeit als Finanzgeber/in 
unterstützte oder durch die Einbindung in Vorgängerprojekte zur Netzwerkar-
beit und durch die Arbeit des entsprechend etablierten Trägers für die Pro-
grammthematik sensibilisiert war.  

 
b) Desinformation, Zurückhaltung oder Konkurrenz kommunaler Stel-

len 
Bei sechs Projekten, die alle in den alten Bundesländern ihren Standort hatten, 
waren die relevanten kommunale Stellen bei Projektbeginn nicht oder nur un-
zureichend über die Projektziele und den Projektkontext informiert. Der defi-
zitäre Wissenstand über die Programmziele und deren Umsetzung durch die 
Modellprojekte vor Ort führte anfangs zu skeptischen bis hin zu ablehnenden 
Haltungen und einer mangelnden Kooperationsbereitschaft kommunaler Stel-
len den Projekten gegenüber. An einem ländlichen Standort ergab sich die 
schwierige Situation, dass die Kommune ihre Zuständigkeit für die Programm-
thematik nicht ausreichend anerkannte. Die Bereiche der Jugendhilfe waren 
zwischen Kommune und dem Landkreis so aufgeteilt, dass sich für sie eine 
Kooperation mit dem Modellprojekt im Hinblick auf vernetzende Programm-
ziele als finanziell konkurrente Situation darstellte. Den Projektmanager/innen 
gelang schließlich eine Zusammenarbeit mit der Kommune bezüglich einer 
Maßnahme, die sich außerhalb des Konkurrenzbereiches von Kommune und 
Landkreis bewegte. Da die Maßnahme in ein bundeslandweites Programm 
eingebettet war, nahm die Kommune an dieser Stelle ihre Verpflichtung wahr. 
Diese Kommune machte auch ihre Bereitschaft, ein kommunales Integrations-
konzept zu entwickeln, von der Einführung eines landesweiten bzw. bundes-
weiten Zuwanderungskonzeptes abhängig.  

Dem Beginn eines achten Modellprojektes ging die Konkurrenz von Träger 
und Kommune um die Trägerschaft voraus. Bei fehlender (kommunikativer) 
Transparenz und Einbindung der Einrichtungen vor Ort konnte es vorkom-
men, dass die Vergabe von Programmfördermitteln von kommunaler Seite als 
�Klüngelei� und das Einrichten des Modellprojektes als ein �Aufpropfen� auf 
gewachsene Strukturen interpretiert wurde. Dies zog massive Probleme für die 
Projektmitarbeiter/innen bei Kooperationsbemühungen mit öffentlichen Trä-
gern und Ämtern nach sich. 
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Mangelnder Informationsstand äußerte sich folgendermaßen: 

 

• Von Seiten der Kommunen kam zuweilen finanzielle Konkurrenz zum 
Tragen, den Modellprojekten bei gleichzeitig schwieriger kommunaler Fi-
nanzlage Bundesmittel zur Verfügung gestellt wurden. Außerdem herrschte 
teilweise die Befürchtung, dass zusätzlich kommunale Mittel bereitgestellt 
werden müssten, wozu die Kommune sich nicht in der Lage sah. 

• Kommunales Desinteresse bzw. fehlende Sensibilität wurde gegenüber der 
Thematik deutlich. 

• Die Kommune hegte unrealistische Erwartungen bezüglich der Projektar-
beit.  

• Die Kompetenz des Trägers in Bezug auf Migrations- und Jugendsozialar-
beit war der Kommune nicht bekannt, da jener diesbezüglich bisher nicht 
kommunal aufgetreten war. 

 
Zusammenfassend profitierten vier Modellprojekte bei der Initiierung neuer 

Netzwerke ganz besonders von dem Interesse der jeweiligen Kommunen, die 
auch ihrerseits den Programmzielen entsprechende Handlungsbedarfe sahen. 
Einer schwierigeren Ausgangssituation sahen sich acht weitere Projekte an 
Standorten gegenüber, an denen die Kommune zu Projektbeginn unzureichend 
über das Modellprogramm und seine Inhalte informiert war, sich nicht zustän-
dig fühlte oder anfänglich Konkurrenz spürte und den Modellprojekten des-
halb skeptisch bis abweisend begegnete.  

Besonders die ungünstigen Ausgangsbedingungen in der Kommune erfor-
derte von Trägern und Modellprojekten entsprechende Bemühungen zur Klä-
rung des Projektprofils und zur Information relevanter kommunaler Koopera-
tionspartner/innen über die Projektziele.  

 

1.7.2 Vorgehen und Strategien 
 
Um sowohl ungünstige Eingangsvoraussetzungen zu modifizieren als auch 
generell arbeitsförderliche Kontakte zu pflegen, hat sich in der Kooperation 
mit kommunalen Stellen eine grundlegende Projektstrategie bewährt. Durch 
regelmäßige Präsenz der Projektmitarbeiter/innen und durch Gespräche, in 
denen die kommunalen Stellen einerseits informiert und andererseits durch 
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Abfrage ihrer Expertise eingebunden wurden (siehe auch II.1.4), konnte eine 
positivere Einstellung und im besten Fall aktive Unterstützung durch die 
Kommune erreicht werden. Aktive Unterstützung durch die Kommune äußer-
te sich beispielsweise dadurch, dass der Oberbürgermeister das Modellprojekt 
auf einem Pressetermin vorstellte.  

Neben dieser grundlegenden Strategie zur Profilklärung des Projektes können vier 
weitere Hauptstrategien unterschieden werden, welche die Modellprojekte wählten, 
um mit kommunalen Stellen zu kooperieren und Programmthemen auf der 
Planungsebene einzubringen. Diese Hauptstrategien wurden von den Projekt-
mitarbeiter/innen je nach Kontextbedingungen einzeln oder ineinandergrei-
fend realisiert.  

 
a) Kommune als Partner/in der Modellprojekte 
Die Strategie, sich die Kommune zum/zur Partner/in zu machen, war insbe-
sondere bei den Modellprojekten zu beobachten, die im jeweiligen Sozialraum 
eine neue Vernetzungsstruktur der Migrationssozialarbeit etablieren wollten 
(vgl. Projekttyp 2). Diese Modellprojekte schafften Vernetzungsstrukturen, 
indem sie Arbeitskreise mit allen thematisch relevanten Akteuren initiierten 
und leiteten. Selbst Kommunen mit anfangs skeptischer Haltung oder wenig 
Akzeptanz gegenüber dem Projekt konnten später als offizielle/r Träger/in, 
�Schirmherren/Schirmfrauen�, Fürsprecher/in und Ansprechpartner/in für träger- 
und einrichtungsübergreifende Arbeitskreise und Veranstaltungen, als Mither-
ausgeber/in bei Bestandserhebungen oder Ämter- und Einrichtungswegwei-
sern für Aussiedler/innen sowie für die Arbeit des Modellprojektes generell 
gewonnen werden. Dies gelang insbesondere dann, wenn durch die Abfrage 
von Fachwissen der kommunale Expert/innenstatus einbezogen oder auch die 
kommunale Steuerungsverantwortung als unabdingbar für das Gelingen der 
strukturellen Veränderungen etc. eingefordert wurde. An einem Programm-
standort mit Legitimationsproblemen wurde beispielweise von Anfang an ein 
enger Kontakt zur Kommune gesucht, um sich ihre Unterstützung für die 
Projektaktivitäten zu sichern. Die Projektmitarbeiter/innen stimmten dazu ihr 
Vorgehen eng mit den Vertreter/innen der Kommune ab. Es wurden Vorab-
sprachen zur Zielgruppenbefragung getroffen und die Kommune als Mitveran-
stalter/in bei Projektaktivitäten eingebunden (z.B. bei einer Ausstellung und 
Vorträgen zum Thema Migration). 
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b) Einflussnahme über offizielle Gremien bzw. kommunale Strukturen 
Der Einfluss auf �offiziellem Weg�, entweder über offizielle Gremien oder 
über die dafür vorgesehenen kommunalen Strukturen, wurde an den Standor-
ten je nach Trägerphilosophie und schon vorhandener Gremienvertretung in 
unterschiedlicher Form realisiert. Der offizielle Weg wurde unterschiedlich ef-
fizient erlebt. Während die einen die kürzeren Entscheidungswege über die 
Kommune oder die Signalwirkung von Vorgesetzten schätzten, mieden andere, 
die als eher schwerfällig erfahrenen kommunalen Planungsprozesse. 

Von einigen Modellprojekten wurden bestehende kommunale Einbindun-
gen des Trägers bzw. Sitze in Jugendhilfeausschüssen und Arbeitsgemein-
schaften, besonders in Arbeitsgemeinschaften nach §78 KJHG, zur informati-
ven Sensibilisierung und Lobbyarbeit für migrierte Jugendliche genutzt. Be-
sonders günstig erwies sich dabei eine starke Stellung des Trägers innerhalb der 
Kommune. Ein etablierter Träger erleichterte es einem Modellprojekt inner-
halb eines kommunalen Gremiums, strukturiertere und inhaltlich konzentrier-
tere Konzeptarbeit einzufordern und damit die inhaltliche Zusammenarbeit zu 
verbessern. Nützlich war einigen Projektmanager/innen bei der inhaltlichen 
Argumentation, sich expertokratisch auf Erkenntnisse aus Bestands- und Be-
darfsanalysen berufen zu können (siehe dazu II.1.7.3 �Legitimationsarten"). Ei-
nige Modellprojekte schätzten die Einflussmöglichkeiten gerade von freien 
Trägern auf die Jugendhilfeplanung über den Jugendhilfeausschuss als eher 
schwierig ein, da hier �Verteilungskämpfe� unter den Trägern das Klima 
bestimmen würden. 

Ein Projekt versuchte Erkenntnisse und Ergebnisse der von ihm durchge-
führten Bestands- und Bedarfserhebungen systematisch auf verschiedenen 
kommunalen Ebenen (top-down: 1. Jugendstadträtin, 2. Jugendamtsleiter, 3. 
Jugendplaner) als Diskussionsgegenstand einzubringen. Ein anderes Modell-
projekt nutzte dazu das zentrale Netzwerk am Standort, in dem die Kommune 
gut vertreten ist. Zwei Projekte wurden offiziell in kommunale bzw. landkreis-
übergreifende Sozialraumanalysen eingebunden, um als Expert/innen migrati-
onsspezifische Bedarfslagen einzubringen. 

Zwei Modellprojekte engagierten sich jeweils in der Gremieninitiative eines 
Trägerverbundes für die Programmziele. Diese Strategie des gemeinsamen 
Vorgehens der Träger erschien dabei wirkungsvoller, da das Anliegen von 
kommunaler Seite nicht als Einzelmeinung eines Trägers behandelt werden 
konnte und dadurch mehr Gewicht erhielt. Zudem wurde ein konkurrierendes 
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Vorgehen unterschiedlicher Träger vermieden (siehe auch II.1.7.3 �Legitimati-
onsarten�). In einem Fall wurden Aktivitäten zur Durchsetzung der Trägeriniti-
ative in enger Kooperation mit dem Quartiersmanagement (�Soziale Stadt�) 
geplant und durchgeführt. Es handelte sich hierbei um die Initiierung und 
Durchführung eine Stadtteilspazierganges, um mit dem zuständigen Dezer-
nenten zusammen die Notwendigkeit eines Jugendzentrums festzustellen bzw. 
jenen davon zu überzeugen. 

  
c) Informeller Einfluss über „Schlüsselpersonen“ 
Enge Kontakte zu wichtigen „Schlüsselpersonen“ innerhalb der kommunalen 
Strukturen wählten teilweise diejenigen Modellprojekte, welche die kommuna-
len Planungsprozesse als eher schwerfällig einschätzten. Der Weg über 
�Schlüsselpersonen� ermöglichte es ihnen, an informellen Stellen anzusetzen, 
zu sensibilisieren und darüber Einfluss zu nehmen. So konnten Projektmana-
ger/innen auf diesem Weg beispielsweise indirekt Tagesordnungen der Ju-
gendhilfeausschüsse mitgestalten. Ein anderes Modellprojekt konnte über eine 
wichtige �Schlüsselperson� im Ortsbeirat erfolgreich für eine Zukunftswerk-
statt mit Jugendlichen werben. Doch auch die �Schlüsselpersonen� profitierten 
im Gegenzug von der Kooperation mit den Modellprojektmitarbeiter/innen, 
die sie als Fachstelle für interkulturelle Themen, als Kontaktstelle zu verschie-
denen Gruppierungen und als Mittler/innen zwischen Jugendhilfe und Schule 
nutzen konnten. Aus dieser Strategie resultierte für zwei Projekte sogar eine 
„Sonderstellung“ als Expert/innen für migrationsspezifische Themen, über die 
sie anschließend informell Einfluss auf die kommunale Jugendhilfeplanung 
gewinnen konnten. Sie wurden beispielsweise bei der Vorbereitung von Gre-
miensitzungen zu Rate gezogen oder unterstützten als Expert/innen über in-
formelle Kontakte die zuständigen �Schlüsselpersonen� bei deren Arbeit zur 
Fortschreibung der kommunalen Jugendhilfeplanung. Das Expert/innenwissen 
der Projekte wurde in manchen Fällen auch im offiziellen Rahmen von kom-
munaler Seite angefragt und genutzt. Zum Beispiel gab ein Projekt methodi-
sche Anregungen in einem kommunalen Arbeitskreis zu Sozialraumanalysen. 
In einem dritten Fall wurde über die genannte Strategie eine offizielle Genehmi-
gung erzielt, die anschließend den Weg für eine Kooperation mit dem zuständi-
gen Sozialarbeiter für Migration, die bis dahin nicht möglich schien,  geebnet 
hat („Türöffnerfunktion“). 
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d) Kooperation mit kommunalen Bündnispartner/innen bei themenbe-
zogenen Aktivitäten 

Fast alle Projekte versuchten, bei themenbezogenen Aktivitäten und Angeboten 

kommunale Stelle und Fachdienste einzubinden und über die dabei gewonne-
nen Bündnispartner/innen innerhalb der kommunalen Strukturen Veränderungen 
�im Kleinen� anzustoßen. Ein Modellprojekt nahm beispielsweise bei der Pla-
nung einer bedarfsorientierten Befragung von Jugendlichen gezielt Kontakt zu 
einem Arbeitskreis der Jugendpfleger/innen auf, um sie in das Vorgehen ein-
zubeziehen und über die Jugendzentren Jugendliche zu erreichen. Ein anderes 
Modellprojekt konnte über die gemeinsame Organisation eines Fachkongresses 
(�Interkulturelles Lernen�) kooperativ mit einem kommunalem Fachdienst für 
Kindertagesstätten die Entwicklung eines Konzepts zur Sprachförderung an 
Kindertagesstätten anstoßen.  

Kindertagesstätten erwiesen sich häufig als besonders kooperationsbereit. 
Möglicherweise ist dort die Migrations- und Integrationsthematik besonders 
evident. In einem Fall bedeutete die vornehmliche Suche nach Nischen und 
kooperationsbereiten Partner/innen, um Veränderungen im Kleinen anzusto-
ßen, jedoch, dass ein Modellprojekt insgesamt mehr ergänzend und unterstüt-
zend als impulsgebend vorgehen und wenig nachhaltige Strukturveränderungen 
bewirken konnte.  

 

1.7.3 Legitimationsarten 
 
Die Modellprojekte benötigten offensichtlich für ein systematisches Vorgehen 
und Einbringen ihrer Anliegen entsprechend der formalen Hierarchieebenen 
innerhalb der kommunalen Strukturen bzw. Gremien zumindest eine der fol-
genden drei Legitimationsarten. 
 
a) „Kommunales Mandat“ 
Ein kommunales Mandat ergab sich an zwei Standorten als expliziter Auftrag der 
Kommune an die Modellprojekte, ein Integrationskonzept als Grundlage für 
die Berücksichtigung migrationsspezifischer Belange in Planungsprozessen zu 
erarbeiten. An beiden Standorten wurde das Modellprojekt dazu angeregt, ein 
Netzwerk für alle relevanten Akteure der Migrationssozialarbeit zu initiieren 
und zu managen. Sehr wirksam erwies sich ebenso ein impliziter Auftrag zweier 
weiterer Kommunen, die im Sinne der Programmkonzeption Handlungsbedarf 
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im Gebiet sahen (Anlässe für den Handlungsbedarf wurden unter II.1.7.1 be-
schrieben). An diesen vier Standorten fanden die Projektmitarbeiter/innen von 
vorneherein kooperationsbereite kommunale Partner/innen vor, welche die 
Arbeit der Projekte gegenüber anderen Akteuren wirksam unterstützten. Ande-
re Modellprojekte konnten aber, wie oben ausgeführt, auch im nachhinein über 
spezifische Vorgehensweisen und Strategien die Unterstützung der Kommune 
erlangen.  

Das kommunale Mandat kann sich zudem aus einem starken demokrati-
schen oder expertokratischen Mandat entwickeln.  

 
b) „Demokratisches Mandat“ 
Durch ein demokratisches Mandat legitimierten diejenigen Projekte ihr Vorge-
hen, die eine Fürsprecher/innenfunktion gegenüber der Kommune übernah-
men. Diese Strategie wählten besonders drei Modellprojekte, die durch eine 
dezidierte Bedarfsorientierung auch die Akzeptanz der Akteure vor Ort gewin-
nen wollten. Sie vertraten Initiativen und Anliegen, die zuvor über einen Trä-
gerkonsens abgesichert bzw. wozu sie von einer Trägergemeinschaft oder ei-
nem gemeinsamen Arbeitskreis heraus delegiert worden waren. 
 
c) „Expertokratisches Mandat“ 
Auf ein �traditionelles� Expert/innentum, das ihr Vorgehen gegenüber kom-
munalen Stellen stärkte, konnten diejenigen Modellprojekte zurückgreifen, de-
ren Mitarbeiter/innen in ihrer vorangegangenen Tätigkeit oder deren Träger 
bereits zum Thema Jugend und Migration/Integration vor Ort bekannt und 
etabliert war. Dabei konnte es aber auch zu einem sehr widersprüchlichen 
Verhalten der Kommune kommen. Diese rief zwar die expertokratische Fach-
kompetenz eines seit längerem etablierten Mitarbeiters für eine kommunale 
Konzepterstellung ab, ging aber ihrerseits keine Verbindlichkeiten bezüglich ei-
ner fachlichen Zusammenarbeit zum Modellprojekt ein. Dies war aber nicht 
der Regelfall. Abgesehen von der Trägertradition erbrachten außerdem fun-
dierte systematische Bestands- und Bedarfserhebungen (Sozialatlas/Jugendli-
chenbefragung) den Modellprojekten ein (verstärktes) expertokratisches Man-
dat, da sie in der Zusammenarbeit mit der Kommune durch die selbstdurchge-
führten Analysen ein neu generiertes Expert/innenwissen einbringen konnten.  

Als besonders erfolgreich für die Projektarbeit erwies sich eine Kombina-
tion aus mehreren der genannten legitimierenden Mandaten. Anliegen und Ini-
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tiativen hingegen, die nicht über eine dieser Legitimationsformen abgesichert 
waren, wurden in der Regel auf eher informellen Wegen eingebracht. 

 

1.7.4 Auswirkungen auf kommunaler Ebene 
 
Die Strategien der Modellprojekte führten im Sinne des Modellprogrammes 
mehrheitlich zu einer (zusätzlichen) Sensibilisierung und Wissenserweiterung 
der in die Kooperationen eingebundenen kommunalen Stellen. Daraus resul-
tierten an einigen Standorten direkt feststellbare Verhaltensänderungen der 
kommunalen Stellen. Dazu zählt das Abgleichen von Statistiken und das wech-
selseitige Abstimmen der eigenen Angebote, um entsprechend der Versor-
gungslücken gemeinsam neue Angebote zu entwickeln.  

Strukturelle Auswirkungen zeigten sich dort, wo die Kommune die Arbeits-
ergebnisse des Modellprojektes durch die (Weiter-)Finanzierung bestimmter 
Angebote sicherstellte, die vom Modellprojekt aufgebaute Vernetzung fort-
führt und dafür die Organisation übernimmt. An anderen Modellstandorten 
können veränderte Haltungen, Strategien und Angebote der kommunalen 
Stellen in keinen direkten oder monokausalen Zusammenhang mit den Bemü-
hungen der Modellprojekte gestellt werden. Obgleich in diesen Fällen ein Zu-
sammenhang nicht eindeutig feststellbar ist, weisen bestimmte Anzeichen den-
noch auf eine gewisse Wahrscheinlichkeit zumindest eines unterstützenden 
Projekteinflusses hin. Beispielsweise wurden an einem Standort in den jugend-
politischen Leitlinien der Kommune unter zehn Schwerpunkten der Bereich 
�Interkulturelles Zusammenleben� an die zweite Stelle gesetzt. 

Besondere Nachhaltigkeit erzielten die Modellprojekte in den Sozialräumen, 
in denen kommunale Stellen begonnen haben, Konzeptionen hinsichtlich der 
besonderen Bedarfslage von migrierten Jugendlichen fortzuschreiben bzw. 
während der Projektlaufzeit erarbeitete kommunale Integrationskonzepte ver-
antwortlich weiterzuverfolgen. An zwei Standorten haben sich die Kommunen 
bereit erklärt, die bisherigen Stellen der Modellprojekte weiterzufinanzieren, 
um eine Weiterarbeit zur Programmthematik zu gewährleisten. Dabei handelt 
es sich um Kommunen die den Modellvorhaben von Beginn an sehr aufge-
schlossen gegenüber standen. Diese Standorte befinden sich im ostdeutschen 
Bundesgebiet. 
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1.8 Befragung und Beteiligung von jugendlichen 
Migrant/innen 

 
Das Programmkonzept des Bundesmodellprogramms �Interkulturelles Netz-
werk der Jugendsozialarbeit im Sozialraum� sah die Berücksichtigung der be-
sonderen Interessen von jugendlichen Migrant/innen bei der weiteren Ent-
wicklung von interkulturellen Ansätzen für alle Gruppen zugewanderter junger 
Menschen sowie die �Entwicklung und Durchführung von zielgruppengerech-
ten Bürgerbeteiligungsverfahren� vor.  

Zur Umsetzung der damit implizierten Programmziele � Ermittlung der 
spezifischen Belange zugewanderter Jugendlicher und ihre direkte Beteiligung 
bei der angestrebten Verbesserung der Angebotsstruktur � wurden von den 
Projekten drei unterschiedliche Wege beschritten: 

 

1.8.1 Befragung von Jugendlichen 
 
Über die Hälfte der Projekte führte ein direkte Befragung von Jugendlichen zu 
ihrem Freizeitverhalten, zur Nutzung der vorhandenen Angebote und zu ihren 
Wünschen und Bedarfen durch (vgl. II.1.4). Die Erhebungen unterschieden 
sich bezüglich ihres Umfangs, der verwendeten Befragungsmethoden und der 
Verwertung der Ergebnisse:  

Drei Projekte kooperierten zu Durchführung der Befragung mit Fachhoch-
schulen. Dies ermöglichte vergleichsweise umfangreiche und methodisch an-
spruchsvolle qualitative Erhebungen (Gruppeninterviews). Ein Projekt stellte 
die Einschätzungen der Jugendlichenbefragung in einem zweiten Sozialatlas 
den Ergebnissen einer Einrichtungsbefragung zur Jugendberufshilfe gegen-
über, die sie in einem ersten Sozialatlas zusammengefasst hatten. Ein zweites 
Projekt ließ Ergebnisse aus der Jugendlichenbefragung bei offiziellen oder in-
formellen Gesprächen mit relevanten Kooperationspartner/innen immer wie-
der einfließen und machte zum Abschluss des Projektes den Bericht der 
Kommune zugänglich. Ein drittes Projekt befragte Jugendliche mit und ohne 
Migrationshintergrund sehr ausführlich zu ihrer Wohnsituation, zu Sprachkur-
sen und Schule sowie zur Angebots- und zur Arbeitssituation. Die Ergebnisse 
warfen die Frage auf, warum die fremdenfeindliche Einstellungen der einhei-
mischen Schüler/innen gegenüber migrierten Jugendlichen zwischen der fünf-
ten und der siebten Klasse auffallend zunimmt. Außerdem wiesen die Ergeb-
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nisse auf unterschiedliche Einschätzungen und Bedarfe von Jugendlichen in 
Wohnheimen gegenüber Jugendlichen in Mietverhältnissen auf dem freien 
Wohnungsmarkt hin. Es wurde eine Anschlussbefragung durchgeführt, um 
diesen mit der ersten Befragung aufgeworfenen Aspekten vertiefend nachzu-
gehen. Die weiteren Befragungsergebnisse werden nun in Folge in das Netz-
werk der relevanten Akteure vor Ort eingebracht. Daraus abgeleitete Vor-
schläge und Empfehlungen sollen in den Entwurf für das kommunale Integra-
tionskonzept einfließen.  

Fünf weitere Projekte versuchten die Perspektive der Zielgruppe mit Video-
filmen, die gemeinsam mit Jugendlichen gedreht wurden (zwei Projekte), oder 
unterschiedlich weit gefassten Fragebogenerhebungen einzufangen. Die dabei 
gewonnenen Erkenntnisse wurden als Diskussionsgrundlage an die Akteure 
vor Ort rückgemeldet oder ebenfalls mit den Ergebnisse der Bestanderhebung 
abgeglichen (ein Projekt). 

Wie die Befragungsergebnisse genutzt wurden und welche Auswirkungen 
die von den Projekten durchgeführten gezielten Bedarfserhebungen bei Ju-
gendlichen hatten, wurden bereits unter II.1.4 �Strategien zur Bestands- und 
Bedarfserhebung� dargestellt. 

Vier Projekte führten keine eigene Befragung von Jugendlichen durch. Sie 
griffen zur Bedarfsanalyse auf bereits vorhandene Erhebungsmaterialien zu-
rück und orientierten sich in ihrer Einschätzung der Bedarfslagen an den Er-
kenntnissen, die sie aus direkten Kontakten mit der Zielgruppe oder Gesprä-
chen mit anderen Akteuren gewinnen konnten. Beispielhaft nannte ein Projekt 
den Hinweis einer Jugendlichen, dass ein ins Russische übersetzter Plan der 
Angebote und Einrichtungen vor Ort deutsche Einrichtungsnamen enthalten 
müsse, um für die russische Zielgruppe nützlich zu sein. Diese �Strategie des 
direkten Kontaktes� wählten insbesondere Projekte, die selbst bzw. deren Trä-
ger Angebote für zugewanderte Jugendliche vorhielten. Als Hintergrund für 
dieses Vorgehen werden dabei von den Projektmitarbeiter/innen langjährige 
Erfahrungen des Trägers bzw. der Projektmitarbeiter/innen angeführt, dass im 
direkten Kontakt mit den Klient/innen konkretere Analysemöglichkeiten der 
jugendlichen Bedürfnislagen möglich waren und schneller auf entsprechende 
Veränderungen reagiert werden konnte. Nicht abschließend geklärt ist aller-
dings, ob auf diesem Weg ein umfassender Eindruck von den Belangen der 
insgesamt im Projektgebiet lebenden jugendlichen Migrant/innen gewonnen 
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werden kann, da sich die Einschätzungen nur auf die Jugendlichen stützt, die 
durch die bestehenden Angebote ohnehin schon erreicht werden. 

 
1.8.2 Direkte Beteiligungsformen 
 
Viele Modellprojekte planten ursprünglich, neben den Befragungen der Ziel-
gruppe auch direkte Formen der Beteiligung im Stadtteil wie �Runde Tische� 
oder Beiräte für jugendliche Migrant/innen zu initiieren. Damit sollte den Be-
troffenen ermöglicht werden, ihre Belange und Interessen selbst geltend zu 
machen und in die weitere Projektgestaltung bzw. in die Planungs- und Ent-
scheidungsstrukturen im Projektgebiet einzubringen. Im Programmverlauf 
wurden diese Beteiligungsvorhaben nicht in dem ambitionierten Umfang reali-
siert wie ursprünglich geplant.  

Es wurden insgesamt an fünf von zwölf Standorten verschiedene Ansätze 
der Beteiligung von Jugendlichen erprobt. Diese reichten von einer nachhaltig 
wirksamen Zukunftswerkstatt, die ein Jugendcafe auf den Weg brachte, über 
die Jugendausgabe einer Stadtteilzeitung bis hin zu kurzfristigeren Projekten, 
wie die Beteiligung von Jugendlichen an der Gestaltung einer Ferienmaßnahme 
durch eine entsprechende �Konferenz�. 

Zwei Modellprojekte waren federführend an dem EU-Projekt �Partizipation 
als Weg zur Verhinderung sozialer Ausgrenzung� beteiligt, in dessen Rahmen 
unter der Beteiligung von Jugendlichen und Kooperationspartner/innen politi-
sche Handlungsempfehlungen zur Integration benachteiligter Jugendlicher 
erarbeitet werden sollten (vgl. Samelin 2002). Dazu wurde an einem Standort 
ein von Jugendlichen selbst erstellter Fragebogen zum Thema �Ausgrenzung 
und Benachteiligung� an Schüler/innen verteilt. Die Befragungsergebnisse 
wurden einem Beirat vorgelegt, der sich aus Kommunalpolitiker/innen, Sozia-
larbeiter/innen und Jugendlichen zusammensetzte. 

Ein Modellprojekt führte im Rahmen eines Schulprojektes zwei Initiativen 
mit migrierten und einheimischen Jugendlichen durch, in der sich die Jugendli-
chen mit eigener Kritik und Wünschen an die Stadtteilgestaltung beschäftigten. 
Aus der ersten Initiative entstand eine Wanderausstellung, die mehrere Monate 
im Stadtteil der Öffentlichkeit gezeigt wurde. In der zweiten Initiative erar-
beiteten die Jugendlichen Leitfäden für Interviews mit Jugendlichen und Er-
wachsenen zum Thema �Ein Jugendhaus für den Stadtteil�. Anschließend 
führten sie die Interviews durch und werteten sie aus. 
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Dieses Modellprojekt entwickelte in enger Kooperation mit derselben Schu-
le, an der die eben genannten Initiativen angesiedelt waren, ein Beteiligungs-
projekt für Jugendliche im Stadtteil in Form einer Zukunftswerkstatt (Ausführ-
licheres siehe Praxisbeispiel im Textkasten II.1.8). Der Zukunftswerkstatt ging 
ein vom Modellprojekt initiiertes und begleitetes Jugendforum zeitlich voraus, 
in dem die Jugendlichen erste Ideen zur Beteiligung entwickelten. 

Auch an einem weiteren Standort wurde eine Zukunftswerkstatt durchge-
führt. Nach Einschätzung der Projektmitarbeiter/innen konnten die Jugendli-
chen hier allerdings nicht ausreichend zur Beteiligung motiviert werden, so 
dass darauf bezogene nachhaltige Entwicklungen ungewiss sind. Als Grund für 
den geringen Erfolg wurde genannt, dass die Moderator/innen, die von einer 
Universität kamen, sich offensichtlich anders als im vorhergehenden Beispiel 
nicht adäquat auf die Jugendlichen beziehen konnten. 

Eine anderes Modellprojekt ermöglichte Jugendlichen in Kooperation mit 
Praktikant/innen einer Hochschule, sich am Meinungsbildungsprozess im 
Stadtteil zu interkulturellen Themen zu beteiligen. Die Jugendlichen wurden 
hier bei der Gestaltung einer Jugendausgabe der örtlichen Stadtteilzeitung un-
terstützt wurde. Darin informierten Jugendliche über verschiedene Jugendan-
gebote im Stadtteil und behandelten Themen, die ihnen ein Anliegen waren. 
Die Jugendausgabe stieß auf sehr positive Resonanz bei der Bevölkerung und 
den Akteuren im Stadtteil. Eine Zeitung als spezielles �Sprachrohr� förderte 
das Modellprojekt auch für Jugendliche einer bestimmten ethnischen Gruppie-
rung, die bis dahin im Stadtteil nicht sichtbar waren und keine Möglichkeit 
hatten, ihrer eigenen Perspektiven einzubringen. 

Von den Projektmitarbeiter/innen an den sieben anderen Standorten wur-
den unterschiedliche Hintergründe dafür gesehen, warum direkte Beteiligungs-
formen von Jugendlichen nicht im geplanten Umfang realisiert werden konn-
ten.  

Zum einen sei es schwierig, Jugendliche zu einer längerfristigen und konti-
nuierlichen Beteiligung zu bewegen. Zum anderen könnten Jugendliche gerade 
im Bezug auf Beteiligungsgremien eigene Interessen und Probleme nicht ohne 
weiteres formulieren. Den Projekten, die aufgrund ihrer konzeptionellen Aus-
richtung nicht mit Jugendlichen direkt arbeiteten, fehlte zudem der Zugang 
bzw. die Beziehungsgrundlage für eine stärkere Einbindung der Zielgruppe. 
Andernorts konnten die besonderen Anstrengungen, die zur Initiierung direk-
ter Beteiligungsformen von Nöten gewesen wären, infolge der begrenzten 
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Projektkapazitäten und anderer konzeptioneller Prioritäten nicht geleistet wer-
den.  

Als hilfreich für die direkten Beteiligung von zugewanderten Jugendlichen 
wurden die Kooperation mit Schulen (Erreichbarkeit der Jugendlichen) und die 
Kontaktaufnahme über unmittelbare Bezugspersonen (z.B. Streetworker/in-
nen) bzw. �Schlüsselpersonen� mit eigenem Migrationshintergrund bewertet.  

 
Textkasten II.1.8: Praxisbeispiel zur nachhaltigen Beteiligung von Jugendlichen – die Zukunftswerkstatt 

 
Nachhaltige Beteiligung von Jugendlichen – die Zukunftswerkstatt 

 
An einem Standort führten die Projektmitarbeiter/innen eine beispielhaft er-
folgreiche weil nachhaltige Zukunftswerkstatt durch. Den Mitarbeiter/innen 
war es ein Anliegen, sowohl migrierte als auch einheimische Jugendliche (alle 
die von der schwachen Infrastruktur im Stadtteil betroffen waren) anzuspre-
chen. 
Der Zukunftswerkstatt gingen wegbereitende Maßnahmen voraus, die nicht im 
vornherein explizit auf diese ausgerichtet waren, aber sehr förderliche Bedin-
gungen schufen. 
Zum einen führte das Modellprojekt im Rahmen einer Schulkooperation zwei 
Projekte mit Jugendlichen durch. Durch diese beiden Teilprojekte wurde die 
spätere Zukunftswerkstatt in gewisser Weise aufgrund einer thematischen Sen-
sibilisierung sowohl der Jugendlichen als auch relevanter Kooperationspart-
ner/innen und der Bevölkerung vorbereitet. Zudem wurde der Öffentlichkeit 
im Quartier deutlich, dass sich Jugendliche durchaus für Beteiligung interessie-
ren. Durch die Wanderausstellung des ersten Projektes wurden auch Mitglieder 
des Ortsbeirates auf die Jugendlichen und das Modellprojekt aufmerksam. Dar-
aus ergaben sich in der Folge Kontakte, die später für die Durchführung der 
Zukunftswerkstatt und die Nachhaltigkeit der erarbeiteten Projektideen we-
sentlich waren.  
Zum anderen ging der Zukunftswerkstatt die Initiierung eines Forums voraus, 
zu dem die Projektmitarbeiter/innen Jugendliche aus dem �Freiwilligen sozia-
len Trainingsjahr� (FSTJ), einem Sportverein, der Moschee etc. zum Mitreden 
und Mitgestalten ihres Sozialraums einluden. Teilweise kamen die Jugendlichen 
auch aus dem Kreis der vorangegangenen Schulprojekte. In diesem Jugendfo-
rum entwickelten die Jugendlichen eine erste Projektidee, die auch in die Zu-
kunftswerkstatt Eingang fand. Außerdem beteiligten sich einige dieser Jugendli-
chen des Jugendforums später maßgeblich bei der Zukunftswerkstatt. Im An-
schluss an die Zukunftswerkstatt wurde das Jugendforum zu einem Gremium 
erweitert, durch das eines der Arbeitsergebnisse aus der Zukunftswerkstatt in 
die kommunale Umsetzung geführt wurde. 
Auf Seiten des Modellprojektes entstand die Idee zur Zukunftswerkstatt aus der 
sehr unterschiedlichen Einschätzung von erwachsenen Expert/innen und von 
Jugendlichen zur Infrastruktur sozialer Einrichtungen und Angebote im Stadt-
teil, die sich in der Analyse des Modellprojektes (Sozialatlas) widerspiegelte. 
Diese unterschiedliche Wahrnehmung machte die Wichtigkeit deutlich, die Be-
troffenen miteinander ins Gespräch zu bringen. Auf Seiten der kooperierenden 
Schule wurde schon in der Vergangenheit der Versuch unternommen, eine Zu-
kunftswerkstatt durchzuführen, der aber nicht realisiert werden konnte. Das 
Modellprojekt und die Schule konnten nun bezüglich der vorangegangenen 
Schulprojekte auf eine bewährte Zusammenarbeit zurückblicken und ermög-
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lichten durch das Zusammenführen ihrer jeweiligen Ressourcen (Zugang der 
Lehrerin zu den Jugendlichen über Schule, Kontakte der Projektmitarbeiter/in-
nen im Sozialraum) Synergieeffekte.  
Die Zukunftswerkstatt konnte schließlich zum Ende der Laufzeit des Modell-
projektes unter anderem mit der wesentlichen Unterstützung des Ortsbeirates, 
bei dem finanzielle Mittel eingeworben wurden, umgesetzt werden. Die Mode-
ration der Kommunikations- und Entscheidungsfindungsprozesse während der 
Veranstaltung wurde von einem Team der in das Vorhaben einbezogenen Uni-
versität durchgeführt. Jugendliche aus insgesamt fünf verschiedenen Einrich-
tungen (zwei Schulen, eine Moschee, das Jugendforum und ein Bürger/innen-
zentrum) entwarfen im Rahmen der Zukunftswerkstatt als Expert/innen in ei-
gener Sache in Arbeitsgruppen Visionen und Projektideen für ihren Stadtteil, 
die in einer abschließenden Pressekonferenz der Öffentlichkeit (Ortsbeirat, 
Amtsleiter und andere) und damit vor allem erwachsenen Expert/innen präsen-
tiert wurden.  
Das Modellprojekt begleitete die Jugendlichen noch bis zum Ende der Projekt-
laufzeit, um eine nachhaltige Einbindung ihrer Partizipation (inklusive der Pro-
jektentwürfe) in die kommunalpolitischen Strukturen auf den Weg zu bringen.  
Die Jugendlichen einigten sich mit dem Ortsbeirat auf die Projektidee �Jugend-
cafe� � als eine aus den verschiedenen Projektideen, die während der Zukunfts-
werkstatt entwickelt worden waren. Der Beirat wird dieses Projekt nun politisch 
unterstützen. Gleichzeitig wurde das schon existierende Jugendforum zu einem 
kommunalen Beteiligungsgremium erweitert, das vom Ortsbeirat vierteljährlich 
eingeladen werden soll, um über den aktuellen Stand der Entwicklungen zu be-
richten.  
Die Projektmitarbeiter/innen akquirierten unter Einbezug der Jugendlichen fi-
nanzielle Mittel und suchten einen Träger für das Jugendcafe. Die Trägerschaft 
für das Jugendcafe wurde schließlich vom Träger des Modellprojektes über-
nommen. Zahlungen aus einem überparteilichen Fonds ermöglichen die Aus-
stattung des Cafes. Städtische Mittel stellen vorerst ein Jahreshonorar für eine 
pädagogische Begleitung der Jugendlichen, die das Cafe aber im wesentlichen in 
Selbstverwaltung führen werden. 
In diesem Beispiel erwies es sich als durchweg förderlich, dass die Jugendlichen 
nicht nur beratend, sondern in wesentlichen Schritten der Projektentwicklung 
mit Entscheidungsbefugnissen einbezogen worden waren. Sie entwickelten ei-
genständig die Projektideen und stellten diese auch selbst dem Ortsbeirat vor. 
Die Projektmitarbeiter/innen betonten, dass die Zielrichtung des Engagements 
von Jugendlichen (etwa ein von der Lokalpolitik gewünschtes Jugendparlament) 
nicht vorweggenommen werden dürfe, um Jugendliche zu einer Beteiligung zu 
motivieren.  
 

 

1.8.3 Kooperation mit Migrant/innenvereinen und -organisationen  
 
Auch bei den Ansätzen, Migranten/innenvereine bzw. -organisationen ethni-
scher Communities stärker in die lokalen Vernetzungsstrukturen zu integrieren, 
stießen die Modellprojekte teilweise auf Schwierigkeiten. Punktuelle Kontakt-
aufnahmen durch die Projekte und wiederholte Anregungen zur Teilnahme an 
Gremien bzw. bilateralen Kooperationen führten hier � anders als bei anderen 
Einrichtungen mit haupt- oder nebenamtlichen Strukturen � häufig nicht zu 
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einer stärkeren Einbindung der Vereine in bestehende interkulturelle Netz-
werke. 

Von Modellprojekten wurden als Hintergründe für diese Schwierigkeiten 
vor allem fehlende Berührungspunkte genannt. Manche Migrant/innenvereine 
mit ehrenamtlichen Strukturen wirkten mit ihren Angeboten und Arbeitswei-
sen auf Projektmitarbeiter/innen zunächst abgegrenzt und sehr an eigenen, 
kulturspezifischen Netzwerken orientiert. Leichter war es für die Modellpro-
jekte, Kontakte zu Vereinen oder Initiativen aufzubauen, die einen vergleichs-
weise hohen Organisationsgrad aufwiesen und eine/n hauptamtliche/n Mitar-
beiter/in beschäftigten. Manche Modellprojekte befürchteten bei bestimmten 
Gruppierungen, religiös oder politisch vereinnahmt zu werden und damit die 
für die Netzwerkkoordination wichtige neutrale Positionen zu verlieren. Ver-
einzelt wurde auch von Seiten der Vertreter/innen der Migranten/innen die 
Legitimation der Modellprojekte zur Interessensvertretung von Migrant/innen 
in Frage gestellt, da sie nicht durch einen demokratischen Prozess dazu er-
mächtigt worden waren. Hinzu kommt, dass die Projektmitarbeiter/innen nur 
in sehr wenigen Fällen entsprechende sprachliche oder kulturelle Erfahrungs-
hintergründe und Kenntnisse besaßen (zu den strukturellen Schwierigkeiten für 
Migrant/innenorganisationen, als gleichberechtigte Partner/innen der Sozial-
arbeit akzeptiert zu werden und die Anerkennung als freie Träger zu erlangen 

siehe Boos-Nünning/Karakaşoğlu 2002, S.57; Caglar 2003). 
Um Migrant/innenvereine stärker in lokale Netzwerkstrukturen zu integrie-

ren, gingen die Modellprojekte strategisch so vor, dass sie Impulse zur Öff-
nung von bereits bestehenden Gremien für Migrant/innenorganisationen so-
wie zur Einbindung in neu etablierte Netzwerke (bzw. Stadtteilkonferenz) 
setzten. An zwei Standorten gelang dadurch eine dauerhafte Beteiligung von 
Vertreter/innen von Migrant/innenorganisationen in neuen Netzwerken.  

Projektmitarbeiter/innen an anderen Standorten unterstützten auf einzelnen 
Gremientreffen und Veranstaltungen bei Bedarf explizit (z.B. durch die Steue-
rung der Moderation) anwesende Migrant/innen dabei, ihre Meinung zu for-
mulieren, oder auch im persönlichen Dialog sprachliche Verständnisschwie-
rigkeiten auszugleichen. Eine weitere Strategie war es, Vertreter/innen von 
Migrant/innenorganisationen bereits bestehende Strukturen zur Interessensbe-
kundung zur Verfügung zu stellen. Beispielsweise nutzte ein Modellprojekt die 
jährliche Besuchstour eines Landesinnenministers, in dem es zu dem Gespräch 
bewusst nicht die üblichen �Honoratioren/innen� der Sozialarbeit einlud, son-
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dern vor allem Vertreter/innen der Ausländer/innen und Aussiedler/innen, 
Arbeitskreisteilnehmer/innen, professionelle Personen der Migrationsarbeit 
sowie betroffene Privatpersonen. So konnten die Eingeladenen ihre Perspekti-
ven und Fragen prominent platzieren. 

Sprach- und Kulturkenntnisse bei den Projektmitarbeiter/innen (bzw. ein 
eigener Migrationshintergrund) konnten die Kontaktaufnahme genauso er-
leichtern wie Kooperationsangebote des Projektes, welche die Migrant/innen-
vereine für sich als nützlich begriffen (Homepage, Stadtteilfest u.ä.). Durch be-
sonderes Engagement und direkte, persönliche Kontaktaufnahme (persönli-
cher Besuch) konnte an manchen Standorten selbst nach anfänglichen Schwie-
rigkeiten eine verbesserte Kooperationsbeziehung mit Migrant/innenvereinen 
erzielt werden.  

Förderlich für einen partizipatorischen Einbezug von Migrant/innen war 
auch, wenn es den Projektmitarbeiter/innen gelang, andere professionelle Ak-
teure der Migrationssozialarbeit mit eigenem Migrationshintergrund und mit 
etabliertem Stand im Sozialraum für eine Projektzusammenarbeit zu gewinnen. 
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1.9 Zusammenfassung und Integration 
 
Gemäß der Rahmenkonzeption im Modellprogramm �Interkulturelle Netz-
werk der Jugendsozialarbeit im Sozialraum� sollte die angestrebte Verbesse-
rung der regionalen Angebotsstruktur für junge Migrantinnen und Migranten 
durch die Öffnung bereits bestehender Einrichtungen und Angebote für die 
Zielgruppe und die passgenaue Entwicklung neuer Maßnahmen erreicht wer-
den.  

Die Modellprojekte sollten als wesentliche Voraussetzung hierfür in den je-
weiligen Sozialräumen interkulturelle Netzwerkstrukturen etablieren bzw. wei-
terentwickeln. Die Angebotsverbesserung auf der Basis der Netzwerkarbeit 
sollte zugleich durch Bestands- und Bedarfsanalysen unter interkulturellen Ge-
sichtspunkten und darüber identifizierten Versorgungslücken auf eine syste-
matische Grundlage gestellt werden. Um eine stärkere Berücksichtigung der 
Belange junger Migrantinnen und Migranten in der Jugendhilfe- und Stadtent-
wicklungsplanung zu erreichen, war zudem vorgesehen, Initiativen zur Ein-
flussnahme auf kommunale Planungsprozesse und das lokale Stadtteil- bzw. 
Quartiersmanagement zu entwickeln (vgl. Logisches Modell des Programm-
konzepts Abb. I.2.1). 

Wie in Kapitel II.1.3 veranschaulicht wurde, entwickelten die Projekte zur 
Umsetzung der genannten Zielsetzungen je nach regionalen Rahmenbedingun-
gen und Voraussetzungen im eigenen Träger unterschiedliche Projektstrate-
gien. Ein Vergleich dieser Vorgehensweisen ermöglichte die Konstruktion von 
vier Projekttypen zur Netzwerkarbeit, denen die Projekte im Hinblick auf ihre 
Ausgangssituation und die darauf abgestimmte konzeptionelle Grundausrich-
tung zugeordnet werden konnten. Es handelt sich dabei um die Projekttypen 
�Bestands- und Bedarfsanalysen als Basis für Netzwerk- und Lobbyarbeit� 
(Typ 1), �Neue Netzwerke zur Förderung der Integrationsarbeit� (Typ 2), 
�Interkulturelle Fachstellen zur Förderung der Netzwerkarbeit� (Typ 3) und 
�Förderung bestehender Strukturen als gleichberechtigte/r Partner/in� (Typ 
4). 

Für die Programmevaluation ergab sich daraus die Frage, welche Chancen 
und Schwierigkeiten sowie Erfolge und Misserfolge mit den in diesem Kapitel 
(II.1) beschriebenen unterschiedlichen Umsetzungen der Programmziele bei 
heterogenen Kontextbedingungen verbunden sind. 
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Die zusammenfassende Beantwortung dieser Fragestellung bezieht sich auf 
das heuristische Instrument der �chain of events�, das unter II.1.2 zur Syste-
matisierung und Bewertung der Programmaktivitäten für den Evaluations-
schwerpunkt �Etablierung und Förderung interkultureller Netzwerke/Netz-
werkmanagement� eingeführt wurde. 

Mithilfe der �chain of events� kann dargestellt werden, welche Aktivitäten 
und Produkte (�Output�) aus der Projektarbeit und dem Einsatz der Projekt-
ressourcen (�Input�) für welche Zielgruppe entstanden und welche Auswir-
kungen (�Outcomes�) mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit darauf zurückzu-
führen sind.  

Anhand der induktiv aus den Erhebungen an den Standorten und in Rück-
kopplung mit den Projektmitarbeiter/innen erarbeiteten Ziele und Zielerrei-
chungskriterien konnten begründete Aussagen darüber abgeleitet werden, wel-
che Strategien bzw. Vorgehensweisen zu welchen Ergebnissen führten.  

 

1.9.1 Aktivitäten und Produkte zur Förderung der Netzwerkarbeit  
 
Im ersten Schritt der Zusammenfassung wird ein Überblick über die von den 
Projekten mit unterschiedlichen Strategien entwickelten Aktivitäten und Pro-
dukte (�Output�) gegeben. In Tabelle II.1.4 sind dazu unter „Outputebene I“ die 
Projektoutputs aufgeführt, die ausschließlich mit Projektressourcen (Personal, 
Kompetenzen, Räume, Finanzen) oder auf der Basis von bilateralen Koopera-
tionsbeziehungen mit anderen Akteuren erarbeitet wurden. „Outputebene II“ be-
zieht sich auf Projektaktivitäten, die im Rahmen oder zur Etablierung von 
Gremienarbeit realisiert wurden.  
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Tabelle II.1.4: Outputs der Projektarbeit zum Programmschwerpunkt Netzwerkarbeit  

Outputebene Outputs der Projektarbeit 
 
Output I: 
Auf der Basis der 
Projektarbeit 
bzw. bilateraler 
Kooperationen 
 
 
 
 

1. Außendarstellung der Projektarbeit und -ziele/Öffentlichkeitsarbeit 
• Projektvorstellung in Gesprächen mit Akteuren 
• Veröffentlichungen in diversen Medien, Flyern, Internetpräsentationen 
• Informationsmaterial zu interkultureller Thematik, Wanderausstellung 
• Lobbyarbeit gegenüber kommunalen Stellen 
 
2. Bestands- und Bedarfsanalysen (vgl. II.1.4)  
• Sozialatlas (mit Angebotsübersicht und Analyseteil)  
• Angebotsübersichten für Migrant/innen: Infoblätter( z.B. zu Sprachkursangeboten, 

�Behördenwegweiser�, Stadtteilposter, Veranstaltungskalender, Stadtteilzeitungen 
• Mitwirkung an Bestandserhebungen von Kooperationspartner/innen 
• Befragung von Jugendlichen zur Bedarfslage (Interviews, Fragebögen, Videofilme) 

und diesbezügliche Veröffentlichungen 
 
3. Angebote für Migrant/innen  
• Maßnahmen zur Sprachförderung und Qualifizierung (z.T. in Kooperation mit 

Kindertagesstätten, Schulen) 
• Treff- und Austauschmöglichkeiten 
• Interkulturelle Stadtteilfeste 
• Beteiligungsprojekte für Jugendliche (z.B. Zukunftswerkstatt) 
 
4. Angebote für Akteure bzw. Multiplikator/innen  
• Fortbildungsveranstaltungen zu interkulturellen Kompetenzen; Situation von 

Migrant/innen; Informationsvermittlung 
• Vermittlung von Klient/innen 

 
Output II: 
Auf der Basis 
von Gremienar-
beit 
 
 
 
 

1. Neu eingerichtete Arbeitskreise/Netzwerke (vgl. II.1.5.1) 
• Einrichtung, Moderation und Steuerung neuer Netzwerke  
• Schaffung von effektiven Arbeitsstrukturen (Satzung, Unter-AK) 
• Bestands- und Bedarfserhebung über den AK 
• Information- und Kooperation im AK, Angebotsabstimmung 
• Planung und Realisierung neuer Angebote/Produkte: Infomaterialien und -veran-

staltungen,  
• Lobby- und Begutachtungsarbeit des AK für interkulturelle Themen 
 
2. Mitarbeit in bestehenden Arbeitskreisen (vgl. II.1.5.2) 
• Informationsvermittlung und -austausch im AK  
• Moderation und Protokollierung der Sitzungen, Anregungen zur Verbesserung der 

Gremienarbeit 
• Initiierung und Vertretung gemeinsamer Trägerinitiativen 
• Thematisierung migrationsspezifsicher Aspekte/Lobbyarbeit 
• Angebotsabstimmung; Entwicklung neuer Angebote/Veranstaltungen 

 
Alle Modellprojekte entwickelten zu Beginn der Programmlaufzeit Aktivi-

täten, die dazu dienten das Projekt und seine Ziele im Projektgebiet bei Akteu-
ren und Bewohner/innen bekannt zu machen (z.B. Vorstellungsgespräche, 
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Flyer). Darüber hinaus betrieben viele Projekte Öffentlichkeitsarbeit (z.B. mit 
Zeitungsartikeln), um über die Situation von Migrant/innen zu informieren.  

Zur Ermittlung von Versorgungslücken (vgl. II.1.4) beschritten die Projekte 
unterschiedliche Wege. Während insbesondere die Projekte des Projekttyps 1 
systematische Bestands- und Bedarfsanalysen durchführten, beschränkten sich 
die Projektmitarbeiter/innen an anderen Standorten auf informelle Analysen 
der geführten Expert/innengespräche oder auf die Sichtung bereits vorhan-
dener Materialien bzw. Übersichten. Die jeweilige Vorgehensweise wurde von 
den unterschiedlichen Ausgangskonzeptionen der Projekte (vgl. II.1.3), die auf 
den Kontextbedingungen vor Ort gründeten, bestimmt. Mit den verschiedenen 
Produkten, die aus den Bestands- und Bedarfsanalysen hervorgingen, verban-
den die Projekte unterschiedliche Zielsetzungen: Umfassende Sozialatlanten 
dienten sowohl zur internen Projektsteuerung als auch zur demokratischen 
bzw. expertokratischen Legitimierung der weiteren Projektarbeit. Die daraus 
abgeleiteten Erkenntnisse bzw. Schlussfolgerungen konnten zudem an die Ak-
teure vor Ort und an kommunale Stellen bzw. Gremien weitergegeben werden. 
Reine Angebotsübersichten (Faltblätter, Behördenwegweiser) hatten dagegen 
vor allem die Funktion, Migrant/innen zu informieren und Einrichtungen eine 
bessere Angebotsabstimmung untereinander zu ermöglichen.  

Mehr als die Hälfte der Projekte führte auch Befragungen von Jugendlichen 
zu ihren Bedarfen und den Angeboten im Stadtteil durch. Die Ergebnisse die-
ser Erhebungen, die unterschiedlich systematisch angelegt waren und mit ver-
schiedenen Methoden (Interviews, Fragebögen, Videofilme) durchgeführt 
wurden, wurden zum Teil veröffentlicht und bei kommunalen Stellen einge-
bracht (vgl. II.1.8). 

Bezüglich der Gremienarbeit der Modellprojekte (vgl. II.1.5) kann zwischen 
dem Aufbau und der Steuerung neuer Netzwerke und der Mitarbeit in beste-
henden Gremien unterschieden werden.  

Neue übergreifende Gremien (vgl. II.1.5.1) wurden von Projekten des Pro-
jekttyps 2 in Sozialräumen initiiert und gestaltet, in denen zuvor keine funktio-
nierenden Vernetzungsstrukturen zur Integrationsarbeit existierten. Dabei hat 
es sich als hilfreich erwiesen, wenn die Gremienbildung von der Kommune in 
Auftrag gegeben bzw. unterstützt wurde und die Projektmitarbeiter/innen in 
ihrer moderierenden Funktion trägerneutral bleiben konnten (Rollenklarheit in 
der Netzwerkmoderation). Für die Arbeit der neuen Netzwerke war es günstig, 
sich an den Bedürfnissen der Beteiligten zu orientieren und effiziente Arbeits-
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strukturen zu schaffen (Bildung von thematischen Untergruppen, verbindliche 
Satzungen, regelmäßige Treffen). Auf der Basis der Netzwerksitzungen konn-
ten vielfältige Aktivitäten und Produkte geplant und entwickelt werden. Dazu 
zählten der Informationsaustausch und die Angebotsabstimmung in den Ar-
beitskreisen und die Planung und Realisierung von neuen Angeboten bzw. 
Informationsmaterialien. Durch die guten Kontakte zur Kommune konnten 
die Netzwerke zudem eine Lobby- und Begutachtungsfunktion ausüben sowie 
zur Entwicklung kommunaler Integrationskonzepte beitragen. 

Projekte, an deren Standorten einschlägige Gremien bereits bestanden, en-
gagierten sich innerhalb dieser Strukturen und nutzten sie dazu, die Projektziele 
zu vermitteln und sich über die vor Ort relevanten Themen und Bedarfe zu 
informieren (vgl. II.1.5.2). Teilweise konnten die Projektmitarbeiter/innen tra-
gende Rollen in den Arbeitskreisen (Moderation, Vertretung gemeinsamer Trä-
gerinitiativen) übernehmen und zur Verbesserung der Arbeitsweise der Gre-
mien beitragen. Sie waren zudem bestrebt, in den Arbeitskreisen interkulturelle 
Aspekte zu thematisieren und bei Planung und Durchführung gemeinsamer 
Veranstaltungen bzw. Maßnahmen mitzuwirken.  

Die Projektressourcen wurden darüber hinaus an allen Standorten dafür 
eingesetzt, Angebote und Maßnahmen für Migrant/innen und für professio-
nelle Akteure bzw. Einrichtungsmitarbeiter/innen zu initiieren. Zur Realisie-
rung dieser Angebote verfolgten die Projekte je nach lokalen Rahmenbedin-
gungen und zugrundeliegender Projektkonzeption (vgl. Projekttypen II.1.3) un-
terschiedliche Strategien (vgl. Praxisbeispiele in II.1.3). Die entsprechenden 
�Outputs� (Kurse, Maßnahmen, Veranstaltungen) wurden zum Teil alleine von 
den Projektmitarbeiter/innen, zum Teil gemeinsam mit Kooperationspart-
ner/innen (z.B. Quartiersmanager/innen der �Sozialen Stadt�, vgl. II.1.6) er-
bracht. 

Für (jugendliche) Migrant/innen wurden z.B. Maßnahmen zur Sprachförde-
rung und Qualifizierungsangebote (z.B. Computerkurse), Treff- und Aus-
tauschmöglichkeiten (z.B. �Erzählcafe�), Stadtteilfeste und Beteiligungsprojek-
te (vgl. II.1.8) vorgehalten.  

Der Anteil, den die praktische Arbeit mit der Zielgruppe der (jugendlichen) 
Migrant/innen an der Gesamtarbeitszeit der Projektmitarbeiter/innen hatte, 
schwankt von Projekt zu Projekt zwischen null und 50 Prozent. Dies war unter 
anderem von der grundlegenden Projektkonzeption abhängig. Insbesondere 
die Projekte, die sich Projekttyp 3 zurechnen lassen und mit Akzeptanzprob-
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lemen konfrontiert waren, boten in den von ihnen etablierten interkulturellen 
Fachstellen Maßnahmen für Migrant/innen (selbst oder über Honorarkräfte) 
an.  

Die Frage, ob sich das Vorhalten eigener Zielgruppenangebote eher zu- 
oder abträglich auf die Managementfunktion der Projekte auswirkte, wurde 
von den Projekten zwiespältig beurteilt: Während eigene Angebote für die 
Zielgruppe einerseits den neutralen Status als �Netzwerkmanager/innen� in 
Frage stellen und das Verfolgen von einseitigen Trägerinteressen nahegelegt 
werden könnte, wurde die Klient/innenarbeit auf der anderen Seite als wichtig 
für die Projektlegitimation (gegenüber den Akteuren im Sozialraum) und für 
die Bedarfsermittlung bei der Zielgruppe eingestuft. 

Projektangebote für professionelle Akteure wurden von vielen Projekten im 
Fortbildungs- und Informationsbereich vorgehalten. Dabei handelte es sich 
zum Beispiel um Kurse zu interkulturellen Kompetenzen oder Veranstaltungen 
zur Situation von Spätaussiedler/innen. Als Expert/innen für den Migrations-
bereich erteilten die Projektmitarbeiter/innen auf Anfragen auch Auskünfte 
über Angebote, informierten zum Ausländerrecht oder berieten andere Ak-
teure bezüglich Projektkonzeption und -finanzierung. 

 

1.9.2 Zielgruppen der Projektaktivitäten zur Netzwerkarbeit  
 
In der Netzwerkarbeit richteten sich die Projektaktivitäten zum einen auf die 
Zielgruppe der professionellen Akteure und Multiplikator/innen (Einrich-
tungsmitarbeiter/innen, Vertreter/innen kommunaler Stellen usw.). Dabei 
beschränkten sich die Projekte in ihren Kontakten und Kooperationen nicht 
nur auf den Bereich der Jugendsozialarbeit (nach §13 KJHG), sondern arbei-
teten mit allen Akteuren zusammen, die in ihrer Arbeit mit Migrant/innen zu 
tun haben. Da in den meisten Projektgebieten die Bevölkerungsgruppe mit 
Migrationshintergrund vergleichsweise hoch ist, wurde diese Zielgruppe in der 
Regel auf alle sozialen Einrichtungen, aber auch Schulen, Ämter und Vereine 
ausgeweitet. Begründet wurde dies damit, dass für eine effektive Netzwerkar-
beit ein gemeinwesenorientierter Ansatz erforderlich ist, der alle integrations-
relevanten Akteure mit einbezieht. Die Projekte nahmen zudem zum Teil auch 
Stellen bzw. Einrichtungen in die Netzwerkarbeit auf, deren Wirkungskreis 
außerhalb des im Projektantrag definierten Projektgebietes lag. Dies geschah, 
um Impulse bzw. Anregungen aus anderen Stadtteilen bzw. aus dem Landkreis 
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zu integrieren oder den tatsächlich vor Ort vorgefundenen Kommunikations- 
und Zuständigkeitsstrukturen zu entsprechen.  

Die in der Netzwerkarbeit entwickelten Projektaktivitäten bezogen sich da-
neben direkt (bei neuen Maßnahmen bzw. Angeboten) oder indirekt (über Ko-
operationspartner/innen) auf die vor Ort lebenden Migrant/innen bzw. ein-
heimischen Bürger/innen. Wie an den Praxisbeispielen in diesem Kapitel deut-
lich wurde (z.B. Sprachförderung an einer Kita), weiteten die meisten Projekte 
die durch das Programmkonzept vorgegebene Zielgruppendefinition � jugend-
liche Migrant/innen zwischen 12 und 27 Jahren � in ihrer praktischen Arbeit 
hinsichtlich der Altersbegrenzung in beide Richtungen aus. Über den Einbezug 
von Eltern bzw. älteren Migrant/innen konnte nach Angaben der Projekte 
leichter Kontakte zu Jugendlichen geknüpft werden. Außerdem wurde für 
diese Altersgruppe ein zum Teil größerer Integrationsbedarf gesehen. Kinder 
wurden oft unter präventiven Aspekten als Zielgruppe in die Netzwerkarbeit 
einbezogen, um bspw. durch eine frühzeitige Sprachförderung spätere Schwie-
rigkeiten in der schulischen und beruflichen Bildung zu vermeiden.  

Der Status von Migrant/innen als Asylbewerber/innen ohne Bleibeberech-
tigung stellte in der Regel ebenfalls kein Ausschlusskriterium für die Projektan-
gebote dar. Hier wurde es als wichtig angesehen, dieser Gruppe bereits wäh-
rend des noch schwebenden Verfahrens Unterstützung anzubieten, um die 
Chancen für eine anschließende Integration zu verbessern und die angebahn-
ten Kontakte im Falle einer späteren Antragsgenehmigung nutzen zu können.  

Die einheimische Bevölkerung wurde als Zielgruppe der Projektaktivitäten 
vor allem in Bezug auf die Außendarstellung der Projektarbeit und die Öffent-
lichkeits- bzw. Lobbyarbeit genannt.  

Ein weiterer zentraler Hintergrund für die Zielgruppenausweitung in der 
Netzwerkarbeit ist in den Akzeptanz- und Legitimationsproblemen zu sehen, 
mit denen sich viele Projekte vor allem zu Beginn ihrer Arbeit konfrontiert 
sahen. Von den Kooperationspartner wurde häufig der Wunsch bzw. die Er-
wartung formuliert, mit dem Modellprojekt eine/n Ansprechpartner/in für das 
Thema �Migration� unabhängig vom Alter der Migrant/innen zu haben. Eine 
altersbegrenzte Zielgruppe wäre nach dem Eindruck der Projektmitarbei-
ter/innen vor diesem Hintergrund nur schwer zu vermitteln gewesen.  

Das Selbstverständnis der meisten Projekte, sich nicht nur für jugendliche 
Migrant/innen zwischen 12 und 27 Jahren zuständig zu fühlen und nicht nur 
Netzwerke für den Bereich der Jugendsozialarbeit zu knüpfen bzw. zu fördern, 
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spiegelt sich auch in der Aussagen der telefonisch befragten Kooperationspart-
ner/innen wider. Fast alle Befragten nannten auf die Frage nach der Ziel-
gruppe der Projektarbeit keine Altersbegrenzung, die Projekte wurden in der 
Regel als Fachstellen für Integrationsförderung allgemein für alle Altersgrup-
pen wahrgenommen.  

Dieses Projektprofil kam an einem Standort exemplarisch dadurch zum 
Ausdruck, dass das Projekt zum Ende der Programmlaufzeit zur Berichter-
stattung nicht in den Jugendhilfe- sondern in den kommunalen Sozialausschuss 
geladen wurde. Als Begründung hierfür verwies der Zuständige beim Sozial- 
und Jugendamt darauf, dass die Projektarbeit weit über die Jugendhilfe hinaus-
gehe und andere soziale Bereich anspreche.  

 

1.9.3 Auswirkungen der Projektaktivitäten zur Netzwerkarbeit  
 
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass alle Modellprojekte trotz ihrer 
unterschiedlichen Vorgehensweisen und Strategien zur Netzwerkarbeit (vgl. 
Projekttypen in II.1.3) daran orientiert waren, die regionale Angebotsstruktur 
für (jugendliche) Migrant/innen zu verbessern. 

Im Hinblick auf die heterogenen Ausgangs- und Kontextbedingungen für 
die Projektarbeit vor Ort waren jedoch Unterschiede dahingehend zu beo-
bachten, welcher Veränderungsaspekt � und damit welche Outcomeebene � 
mit den Projektaktivitäten primär angezielt wurde. So lag beispielsweise der 
Schwerpunkt der Projektarbeit an einem Standort, der durch einen geringen 
Migrant/innenanteil in der Bevölkerung und zugleich latent fremdenfeindli-
chen Strömungen gekennzeichnet war, auf der Bewusstseinsbildung und Sen-
sibilisierung von Akteuren und Bürger/innen (Outcomeebene I). Dagegen zielten 
zum Beispiel die Projekte des Projekttyps 2, die in ihren Projektgebieten keine 
interkulturelle Vernetzungsstrukturen vorfanden, verstärkt auf Veränderungen 
und Effekte im strukturellen Bereich (Outcomeebene III). 

Unter Zugrundelegung der in Kapitel II.1.2 angeführten Outcomes, die 
durch die Projektarbeit angestrebt werden sollten (vgl. die Tabellen II.1.1 � 
II.1.3), können folgende Zusammenhänge und Erkenntnisse bezüglich der 
Ergebnisse auf den drei Outcomeebenen skizziert werden: 
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a) Outcomeebene I: Veränderungen bezüglich Wissen, Einstellungen 
und Fertigkeiten 

Auf dieser Outcomeebene konnten an allen Standorten Effekte verzeichnet 
werden, die sich plausibel auf die Projektaktivitäten zurückführen lassen. Fol-
gende Auflistung beinhaltet die zentralen Effekte auf dieser Ebene: 

 

• Insbesondere die Projekte, die in ihren Projektgebieten auch räumlich prä-
sent waren (durch eigene Büroräume, Stadtteilbüro) und Öffentlichkeitsar-
beit betrieben, waren mit ihrer interkulturellen Zielsetzung bei Akteuren 
und Migrant/innen bekannt. Ihr Expert/innenwissen wurde bei migrati-
onsspezifischen Themen angefragt.  

• Durch systematische Bestands- und Bedarfsanalysen (Sozialatlas) und Be-
fragungen jugendlicher Migrant/innen wurde das Wissen der Akteure um 
den Angebotsbestand und die Versorgungslücken, aber auch um die Be-
darfe und Belange der Jugendlichen erweitert. Darüber konnten zudem 
vielerorts Sensibilisierungseffekte erzielt werden (vgl. II.1.4). 

• Bestandsübersichten mit �Servicefunktion� (vgl. II.1.4.1) förderten bei 
Migrant/innen den Informationsstand über die Angebote und Einrichtun-
gen im jeweiligen Sozialraum. 

• Über Fortbildungsveranstaltungen für Multiplikator/innen, die von Pro-
jektmitarbeiter/innen durchgeführt bzw. veranstaltet wurden, konnte Inte-
resse an interkulturellen Themen und der Lebenssituation von Migrant/in-
nen geweckt und der diesbezügliche Kenntnisstand verbessert werden. 

 
b) Outcomebene II: Veränderungen bezüglich des Verhaltens und 

Handelns 
Bei den Veränderungen, die auf der Ebene im Handeln bzw. Verhalten von 
Akteuren erreicht wurden, zeigen sich stärkere Differenzierungen, die im Zu-
sammenhang mit den gewählten Projektstrategien bzw. den regionalen Kon-
textbedingungen stehen. 

Bei einer interessierten und offenen Haltung kommunaler Stellen bzw. Ämter 
gegenüber den Projektaktivitäten (vgl. II.1.7.1) waren bei Akteuren aus diesem 
Bereich auch angestrebte Verhaltensänderungen feststellbar (gemeinsame Ver-
anstaltungen, Finanzierung von Maßnahmen, Rückgriff auf Projektmitarbei-
ter/innen als interkulturelle Expert/innen). Die unterschiedlichen Strategien, 
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über die die Projekte diese Verhaltensänderungen anstießen, wurden bereits 
unter II.1.7.2 vorgestellt. 

An verschiedenen Stellen dieses Kapitels ist deutlich geworden, dass vor al-
lem bei engen Kooperationspartner/innen im Bereich freie Träger bzw. Einrich-
tungen und Ouartiersmanagement (vgl. II.1.6) Verhaltensänderungen beobach-
tet werden konnten, die mit dem �Projektoutput� in Verbindung stehen. Dazu 
gehört die Abstimmung bzw. Neuentwicklung von migrationsspezifischen An-
geboten, die Teilnahme an den interkulturellen Fortbildungen der Modellpro-
jekte oder die stärkere Öffnung der betreffenden Einrichtung für Migrant/in-
nen. Gerade in diesem Bereich stellt sich allerdings die Frage, ob diese Ände-
rungen auch über die Programmlaufzeit hinaus, wenn die Modellprojekte als 
Ansprechpartner/innen und Initiator/innen nicht mehr zur Verfügung stehen, 
aufrechterhalten werden können. 

Bei den Gremienteilnehmer/innen (vgl. II.1.5) zeigten sich vor allem in neu ini-
tiierten, übergreifenden Netzwerken Änderungen im Verhalten und Handeln. 
Diese drückten sich zum einen in der Verbindlichkeit und Struktur der Gre-
mienarbeit aus, zum anderen in neu geschaffenen oder besser abgestimmten 
migrationsspezifischen Angeboten. Auch in bereits bestehenden Arbeitskreisen 
konnten an einigen Standorten � durch die Projektmitarbeiter/innen mit ange-
regt � verbesserte Arbeitsstrukturen bzw. gemeinsame Trägerinitiativen ver-
zeichnet werden. Effekte, die über eine Verhaltensänderungen der Gremien-
teilnehmer/innen zu Verbesserungen der Angebotsstruktur führten, waren in 
diesem Kontext allerdings seltener zu beobachten. 

 
c) Outcomeebene III: Zu Strukturveränderungen führende Effekte 
An Standorten, an denen die Projekte ungünstige Rahmenbedingungen für die 
Umsetzung der Programmziele vorfanden (Desinformation bei Kommune und 
Akteuren vor Ort, Akzeptanzprobleme für die Projekte), konnten auf dieser 
Outcomeebene kaum Veränderungen erzielt werden. Nachhaltige Angebots-
verbesserungen konnten hier nur dann erreicht werden, wenn die Fortführung 
neuer Angebote bzw. Initiativen durch Kooperationspartner/innen (z.B. Quar-
tiersmanagement) oder durch die angegliederten Jugendgemeinschaftswerke 
gesichert werden konnten. 

Strukturelle Veränderungen wurden dagegen vor allem dort erreicht bzw. 
zumindest angestoßen, wo kommunale Stellen und Funktionsträger/innen ein-
en den Programmzielen entsprechenden Handlungsbedarf sahen und den Mo-
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dellprojekten als Partner/in zur Seite standen (vgl. II.1.7.2). Dadurch wurde es 
möglich, interkulturelle Netzwerke strukturell zu verankern, kommunale In-
tegrationskonzepte auf den Weg zu bringen oder Konzeptionen hinsichtlich 
der besonderen Bedarfslagen von zugewanderten Jugendlichen fortzuschrei-
ben.  
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2 Programmschwerpunkt „Öffnung und 
Weiterentwicklung der Jugendgemein-
schaftswerke“  

 

2.1 Fragestellung und Auswertungsschwerpunkte 
 
Der zweite Programmschwerpunkt des Bundesmodellprogrammes �Interkultu-
relles Netzwerk der Jugendsozialarbeit im Sozialraum� sah die modellhafte Öf-
fnung und Weiterentwicklung von Einrichtungen der Jugendsozialarbeit als 
zentrale Ansprechpartner/innen für junge Migrant/innen vor.  

Die Einrichtungsöffnung sollte in den Aufgabenbereich der Netzwerkar-
beitarbeit (erster Programmschwerpunkt) eingebettet sein. Dem entsprechend 
sollten die Einrichtungen der Jugendsozialarbeit in enger Kooperation mit den 
Modellprojekten die Interessen der zugewanderten Jugendlichen durch die 
Übernahme von Management- und Koordinierungsfunktionen in der Stadtent-
wicklungs- und Jugendhilfeplanung fördern. 

Mit den Einrichtungen der Jugendsozialarbeit sind in diesem Programm 
schwerpunktmäßig die zehn Jugendgemeinschaftswerke (JGW) gemeint, die an 
neun der 12 Standorte anzutreffen waren. An einem Standort waren zwei Ju-
gendgemeinschaftswerke verschiedener Träger in das Programm eingebunden.  

Mit der angestrebten Einrichtungsöffnung für neue Zielgruppen griff das 
Modellprogramm die immer noch aktuelle Forderung der Migrationssozialar-
beit auf, Integrationshilfen für Migrant/innen nicht mehr nach dem Herkunfts-
land der Zugewanderten zu trennen.  

Damit nahm das Modellprogramm, das im Februar 2000 startete, die Ände-
rung der Richtlinien für den Kinder- und Jugendplan des Bundes vom 
01.01.2001 vorweg. Mit dieser Richtlinienänderung wurde die rechtliche 
Grundlage für die Zielgruppenöffnung aller Jugendgemeinschaftswerke ge-
schaffen. Seither können und sollen sie ihre Angebote, die sich zuvor auf die 
soziale und berufliche Integration jugendlicher Aussiedler/innen konzentriert 
hatten, allen zugewanderten Jugendlichen zugänglich machen.  

Die konkreten Handlungsziele, die sich aus dem Programmschwerpunkt 
�Öffnung und Weiterentwicklung der Jugendgemeinschaftswerke� ableiten 
lassen, sind im linken Strang des Logischen Modells nochmals hervorgehoben 
(vgl. Abbildung II.2.1).  
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Abbildung II.2.1: Logisches Modell des Programmkonzepts: linker Strang „Öffnung/Weiterentwicklung 
JGW“ 

 
 

 

Migrant/innen sind 
sozial und beruflich integriert 

Migrant/innen nutzen die Angebote 

Bedarfsgerechte Angebotsstruktur: 
Öffnung, Abstimmung, neue Angebote 

Maßnahmen 
eingeleitet 

Funktionierendes 
interkulturelles 

Netzwerk der JSA 

Berücksichtigung in 
kommunalen 

Planungsprozessen 

Berücksichtigung im 
Stadtteilmanagement 

Konzepte zur 
Öffnung 

JGW kooperiert mit 
dem Modellprojekt

1-2 Mitarbeiter/innen im Modellprojekt (MP) 
Ausgangssituation 

MP ist in bestehende 
Strukturen integriert 

Neue Vernetzungs-
strukturen 

Konzepte/Maß-
nahmen (Beteiligung) 

Versorgungslücken 
bekannt 

Bestands- und 
Bedarfsanalyse/ 

Beteiligung 



 133 

Diese Darstellung der impliziten Handlungstheorie bezüglich dieses Pro-
grammschwerpunktes macht zweierlei deutlich: Zum einen sollte sich der Pro-
zess der Öffnung und Weiterentwicklung der Einrichtungen in enger Abstim-
mung zwischen dem Modellprojekt und dem Jugendgemeinschaftswerk voll-
ziehen. Erstes Handlungsziel war dazu, das Jugendgemeinschaftswerk mit dem 
Modellprojekt von Anfang an in eine enge Kooperation treten zu lassen. Auf 
der Grundlage der Zusammenarbeit sollten adäquate Konzepte und Maßnah-
men entwickelt und eingeleitet werden, um das Jugendgemeinschaftswerk als 
zentrale Fachstelle für junge Migrant/innen in der regionalen Einrichtungs-
landschaft zu etablieren und damit einen Beitrag zur Verbesserung der Ange-
botsstruktur zu leisten. 

Zum anderen waren nicht nur die Modellprojekte, sondern auch die Jugend-
gemeinschaftswerke selbst integrale Bestandteile des Modellprogramms, da die 
Änderung ihres Einrichtungsprofils (Öffnung und stärkere Integration in die 
regionalen Netzwerkstrukturen) ein zentrales Handlungsziel darstellte. Die 
Modellprojekte sollten zudem modellhaft Ansätze und Arbeitsweisen erpro-
ben, die von den Jugendgemeinschaftswerken in ihrer anzustrebenden Funk-
tion als Fachstellen für alle Migrant/innen übernommen werden können. 
Hierzu zählen insbesondere Aktivitäten zur sozialräumlichen Vernetzung und 
Vermittlung von Klienten sowie das Vorhalten von Fortbildungsveranstaltun-
gen zur Öffnung von Regeldiensten.  
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2.2 Veränderungsschema zur Weiterentwicklung 
der Jugendgemeinschaftswerke 

 
Um die Beiträge der Modellprojekte zur Weiterentwicklung der Jugendgemein-
schaftswerke zu  einer Fachstelle für alle Migrant/innen einordnen zu können, 
hat die wissenschaftliche Programmbegeleitung in einem ersten Schritt ein 
Schema entwickelt, das die einzelnen theoretischen Veränderungsphasen der 
Jugendgemeinschaftswerke auf dem Weg zur Öffnung und Vernetzung be-
schreibt. 

Die Entwicklung der Veränderungsmatrix war an einem Analyseinstrument 
orientiert, das von InSites � einem Evaluationsinstitut � in den USA in der 
Cluster-Evaluation im Rahmen der �W.K. Kellogg Foundation science educa-
tion improvement� und zur Beschreibung eines systemischen Veränderungs-
prozesses bei Bildungseinrichtungen verwendet wurde (Anderson 1993, Par-
sons 1994). Die dort definierten Phasen, die eine Einrichtung bzw. ein Ange-
botssystem bei einem Konzeptwechsel durchläuft, lassen sich auf den Prozess 
der Öffnung und Weiterentwicklung der Jugendgemeinschaftswerke übertra-
gen. 

 
2.2.1 Definition der Veränderungsphasen 
 
Mit der daraus resultierenden Matrix kann der Veränderungsprozess eines Ju-
gendgemeinschaftswerkes bei der Entwicklung zu einer Fachstelle für alle ju-
gendliche Migrant/innen auf einer theoretischen Ebene in fünf Phasen einge-
teilt werden. Die Merkmale bezüglich Konzept und Arbeitsweise, durch welche 
die einzelnen Veränderungsphasen gekennzeichnet sind, lassen sich wie folgt 
beschreiben (vgl. Tabelle II.2.1).  
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Tabelle II.2.1: Veränderungsphasen zur Öffnung und Weiterentwicklung der Jugendgemeinschaftswerke 
 

Veränderungsphasen zur Öffnung und Weiterentwicklung der JGW 

1. Aufrechterhal-
tung des alten 

Systems 

2. Bewusstseins-
bildung 

3. Erprobung 4. Übergang 5. Etablierung 
neuer Strukturen

Status Quo 

Traditionelles 
Selbstverständnis 

Traditionelle Ar-
beitsweise/Ziel-
gruppe 

Auseinanderset-
zung über Selbst-
verständnis und 
Zielsetzungen des 
Jugendgemein-
schaftswerk (kog-
nitiv und diskursiv) 

Punktuelle Um-
setzungen mit dem 
Ziel, aus Erfahrun-
gen zu lernen  

Konzeptionelle 
Klärungsprozesse 
(ohne hohe Ver-
bindlichkeit 

Verbindliche, 
grundlegende Ver-
änderungen 

Aufspüren von 
inkonsistenten 
Konzepten und 
Arbeitsweisen und 
schrittweiser Aus-
tausch 

Überwiegende Um-
setzung zentraler 
Charakteristika des 
neuen Sys-
tems/Konzepts 

 

 
In der Phase der Aufrechterhaltung des alten Systems geht es der Einrichtung 

bzw. dem Träger vorrangig darum, das Jugendgemeinschaftswerk in seiner 
Zuständigkeit für junge Aussiedler/innen zu erhalten und hier eine gute Arbeit 
zu leisten. Wenn Mitarbeiter/innen sich in dieser Phase befinden, fehlt das 
Bewusstsein dafür, dass damit den in Kapitel I.1 skizzierten neueren politi-
schen Entwicklungen, der fachlichen Debatte und auch den Veränderungen in 
den Zuwanderungsströmen auf längere Sicht nicht mehr Rechnung getragen 
werden kann. 

In der Phase der Bewusstseinsbildung erkennen immer mehr Mitarbeiter/innen 
und Beteiligte, dass das herkömmliche Konzept für Jugendgemeinschaftswerke 
nicht mehr den aktuellen und zukünftigen Erfordernissen gerecht werden 
kann. Es finden Diskussionen darüber statt, welche Veränderungen notwendig 
werden. Die Zielsetzungen und das eigene Selbstverständnis werden in Frage 
gestellt und überdacht. In dieser Phase steht noch nicht fest, wie sich das Ju-
gendgemeinschaftswerk genau weiter entwickeln soll. 

Die Erprobungsphase ist dadurch gekennzeichnet, dass neue Ansätze ernsthaft 
diskutiert, konzipiert und punktuell umgesetzt werden. Das Ziel dabei ist, aus 
den hierbei gesammelten Erfahrungen zu lernen und Komponenten einer 
neuen Konzeption klären zu können. Diese Erprobungen sind noch ohne 
hohe Verbindlichkeit und mit geringem Risiko für die Einrichtung. 

In der Übergangsphase ist bereits eine �kritische Zahl� an Schlüsselpersonen 
überzeugt, dass eine neue und veränderte Konzeption für das Jugendgemein-
schaftswerk notwendig ist. Es werden verbindlichere und grundlegendere Ver-
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änderungen in zentralen Arbeitsbereichen vorgenommen. Seither verwendete 
Konzepte, die sich nicht mit der neuen Konzeption vereinbaren lassen, werden 
identifiziert und schrittweise ausgetauscht. 

In der Phase der Etablierung neuer Strukturen sind zentrale Charakteristika des 
neuen Konzeptes für Jugendgemeinschaftswerke überwiegend umgesetzt und 
in der Fachpraxis und Fachpolitik akzeptiert. Eventuell beginnen zu diesem 
Zeitpunkt Debatten über neue � dann wieder zeitgemäßere � Handlungsanfor-
derungen und Konzeptionen. 

 

2.2.2 Veränderungsebenen 
 
Die Weiterentwicklung einer Einrichtung lässt sich nicht unabhängig von der 
Entwicklung im jeweiligen Träger, der Einbettung in die lokalen Strukturen, 
der Akzeptanz bei den Zielgruppen und den politischen und öffentlichen Ein-
flüssen beurteilen. Ist beispielsweise die Einrichtung im Prozess der Öffnung 
schon sehr weit, während die Rahmenbedingungen innerhalb des Trägers und 
die Akzeptanz im lokalen Umfeld nicht gegeben sind, sind eher Widerstände 
und Konflikte zu erwarten, die eine Öffnung behindern.  

Um diesen systemischen Zusammenhängen Rechnung zu tragen, unter-
scheidet das Veränderungsschema sechs � sich wechselseitig beeinflussende � 
Ebenen, auf denen Veränderungen im Prozess der Öffnung der Jugendge-
meinschaftswerke beobachtet werden können und die sich wechselseitig beein-
flussen (vgl. Tabelle II.2.2). 

  
Tabelle II.2.2: Veränderungsebenen bei der Öffnung und Weiterentwicklung der Jugendgemeinschaftswerke 

 

Veränderungsebenen bei der Öffnung und Weiterentwicklung der JGW 

1. Aufrechterhal-
tung des alten 

Systems 

2. Bewusstseins-
bildung 

3. Erprobung 4. Übergang 5. Etablierung 
neuer Strukturen

1. Einrichtungsebene: Jugendgemeinschaftswerk 

2. Modellprojektebene: Beiträge zum Veränderungsprozess des Jugendgemeinschaftswerkes 

3. Trägerebene: Träger auf Bundes-, Landes- und lokaler Ebene 

4. Ebene der Zielgruppe/jugendliche Migrant/innen  

5. Ebene der lokalen Strukturen/Einbettung des Jugendgemeinschaftswerkes 

6. (Fach-) Politische Ebene/öffentliche Einflüsse 
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Die fünf Veränderungsphasen lassen sich demnach auf der Ebene der Ein-

richtung (das Jugendgemeinschaftswerk) selbst, auf Modellprojektebene, auf 
der Trägerebene, bezüglich der Einbettung des Jugendgemeinschaftswerkes in 
lokale Strukturen, im Hinblick auf die Akzeptanz bei den Zielgruppen sowie 
auf der Ebene der politischen und öffentlichen Einflüsse beschreiben. Auf der 
Modellprojektebene ist zu beachten, dass die Modellprojekte selbst nicht den 
einzelnen Entwicklungsphasen zugeordnet werden können, da nicht sie es 
sind, die sich in diesem Prozess verändern sollen. Vielmehr werden auf dieser 
Ebene der Matrix die möglichen Beiträge der Modellprojekte zu den jeweiligen 
Veränderungsphasen des Jugendgemeinschaftswerkes � und damit die An-
haltspunkte für den eigentliche Fokus der wissenschaftlichen Begleitung � dar-
gestellt.  

Eine grundlegende Weiterentwicklung der Jugendgemeinschaftswerke wird 
dann umso eher stattfinden, wenn sich Veränderungen gleichzeitig auf den 
sechs verschiedenen Ebenen vollziehen. 

 

2.2.3 Indikatoren für die Veränderungsphasen 
 
Um Anhaltspunkte für die Einordnung des jeweiligen Entwicklungstandes der 
Jugendgemeinschaftswerke (und der spezifischen Projektbeiträge dazu) zu er-
halten, wurden in einem zweiten methodischen Schritt auf allen sechs Verände-
rungsebenen Indikatoren und Kriterien für die fünf Veränderungsphasen defi-
niert. Hierzu konnte die empirisch bei den betroffenen Einrichtungen beo-
bachtete Merkmale entsprechend klassifiziert werden. Es wurden aber auch 
theoretisch denkbare Indikatoren und idealtypische Entwicklungsmerkmale in 
die Matrix integriert.  

Tabelle II.2.3 zeigt die Indikatoren für die Einrichtungsebene, die Anhalts-
punkte dafür liefern,  in welcher Veränderungsphase sich ein Jugendgemein-
schaftswerk hinsichtlich seiner konzeptionellen Ausrichtung und Arbeitsweise 
befindet.   
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Tabelle II.2.3: Indikatoren für die Veränderungsphasen auf der Einrichtungsebene 
 

Indikatoren für die Veränderungsphasen auf der Einrichtungsebene/JGW 

1. Aufrechterhal-
tung des alten 

Systems 

2. Bewusstseins-
bildung 

3. Erprobung 4. Übergang 5. Etablierung 
neuer Strukturen

1. Traditionelles 
Selbstverständnis 

2. Traditionelle 
Zielgruppenzu-
sammensetzung 
und Angebotspa-
lette 

3. Traditionelle Ar-
beitsweise 

1. Sensibilisierung 
für und Einsicht in 
notwendige Ver-
änderungsprozesse 
(Vernetzung und 
Öffnung) 

2. Interesse an 
Fortbildung zu in-
terkultureller The-
matik 

3. Reflektion verän-
derter Arbeitsan-
forderungen  

4. Besuche anderer 
Projekte bzw. von 
Tagun-
gen/Fortbildungen  

5. JGW informiert 
sich über Struk-
turen vor Ort 

1. Angebotserpro-
bung für alle 
Migrant/innen 
eingebettet in Kon-
zeptentwicklung 
bezüglich klassi-
scher JGW-Arbeit 

2. Veränderte Ar-
beitsweisen (z.B. 
Abstimmung von 
Angeboten) 

3. Konzeptions-
erarbeitung 

1. Verpflichtende 
Teilnahme an Fort-
bildung zu inter-
kultureller Thema-
tik 

2. Veränderte Au-
ßendarstellung: z.B. 
Namen, Flyer, 
Standort 

3. Veränderte 
JGW-Konzeption 
wird umgesetzt 

4. Veränderte An-
forderungsprofile 
bei Einstellungen 

5. Veränderte Teil-
nehmer/innen-
struktur  

1. JGW ist Fach-
stelle für alle ju-
gendlichen Mi-
grant/innen  

(veränderte Auf-
gabenschwer-
punkte, stärkere 
Konzentration auf 
Integrationsfragen, 
Koordinations- und 
Managementaufga-
ben) 

 

 
Analog hierzu wurden auch für die anderen Veränderungsebenen Kriterien 

erarbeitet, die zur Beurteilung des Entwicklungsstandes auf der jeweiligen 
Ebene herangezogen werden können. So kann beispielsweise die Änderung der 
Richtlinien für den Kinder- und Jugendplan des Bundes zum 01.01.2001 auf 
politischer Ebene als �verbindliche, grundlegende Veränderung� eingestuft 
und damit als Hinweis dafür gewertet werden, dass sich der Entwicklungspro-
zess auf dieser Ebene bereits in der Übergangsphase befindet.  

Allerdings lagen der wissenschaftlichen Begleitung zu den Entwicklungen 
innerhalb der Trägerverbände, hinsichtlich der Einbindung der Jugendgemein-
schaftswerke in die lokalen Strukturen der Migrationssozialarbeit, der Akzep-
tanz der JGW-Angebote durch die Zielgruppe der Migrant/innen sowie zu 
politischen und öffentlichen Einflüssen keine oder nur begrenzte Informati-
onen vor, so dass die Matrix auf diesen Ebenen ergänzungsbedürftig bleiben 
muss. 
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Das vollständige Veränderungsschema mit den Indikatoren für Verände-
rungsphasen auf allen sechs Ebenen findet sich im Anhang. 

Insgesamt macht die Beschreibung der aufeinander aufbauenden Phasen 
deutlich, dass es sich bei der Matrix um ein idealtypisches Entwicklungsschema 
handelt. So klar sich die Veränderungsphasen theoretisch trennen lassen, kann 
eine Einrichtung oder ein Träger auf lokaler, kommunaler oder Bundesebene 
in der Realität wohl nur in seltenen Fällen ausschließlich einer dieser Verände-
rungsphasen zugeordnet werden. Auch verläuft der Übergang vom �alten� 
Jugendgemeinschaftswerk zum/zur Ansprechpartner/in für alle zugewander-
ten Jugendlichen oder zur Migrationsfachstelle nicht unbedingt linear, vielmehr 
sind Bewegungen nach vorne und dann aber auch wieder Schritte zurück eher 
ein Spiegelbild der realen Abläufe.  

Die Matrix mit den darin definierten Kriterien stellt jedoch einen plausiblen 
Rahmen zur Verfügung, innerhalb dessen sich die Öffnung der Jugendgemein-
schaftswerke in Kooperation mit den Modellprojekten verorten lässt. 

Sie diente in der wissenschaftlichen Begleitung zugleich als heuristisches In-
strument, um fehlende Informationen zu identifizieren und entsprechend er-
gänzende Erhebungen vorzunehmen. Rückmeldungen von Projekt- und Ju-
gendgemeinschaftswerkmitarbeiter/innen deuten zudem darauf hin, dass die 
Vorstellung des Veränderungsschemas bei Tagungen und Projektbesuchen an 
sich schon eine für die Erfordernisse der JGW-Entwicklung sensibilisierende 
und bewusstseinsschaffende Wirkung hatte und in diesem Sinne vor Ort von 
Projektmitarbeiter/innen in den Gesprächen mit JGW-Mitarbeiter/innen ein-
gesetzt wurde.  
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2.3 Die Entwicklung der Jugendgemeinschafts-
werke während der Programmlaufzeit  

 
Um mit Hilfe des Veränderungsschemas nachvollziehen zu können, wie sich 
die zehn Jugendgemeinschaftswerke, an denen im Rahmen des Modellpro-
grammes Modellprojekte angegliedert waren, seit Programmbeginn entwickelt 
haben, muss zunächst ein Blick zurück zur Ausgangssituation im Frühjahr des 
Jahres 2000 geworfen werden. 

Bei den ersten Projektbesuchen wurde deutlich, dass an keinem Standort 
mehr das traditionelle Selbstverständnis, das Jugendgemeinschaftswerk solle 
nur Aussiedler/innen betreuen, vorherrschte. Dem entsprechend befand sich 
keine Einrichtung mehr in der Phase der �Aufrechterhaltung des alten Sys-
tems�. Es wurde von allen Befragten an den Standorten vor dem Hintergrund 
rückgängiger Spätaussiedler/innenzahlen und angesichts der fachlichen De-
batte um die Öffnung sozialer Dienste die grundsätzliche Notwendigkeit einer 
Öffnung der eigenen Angebote für alle zugewanderten Jugendlichen gesehen. 
Auch wurde betont, dass in gewissem Umfang immer schon auch andere zu-
gewanderte Jugendliche betreut wurden. 

Die Einschätzung, dass künftig eine veränderte konzeptionelle Ausrichtung 
und ein Umstellung der Arbeitsweisen notwendig werden wird, hatte bei den 
JGW-Verantwortlichen nach eigenen Aussagen zum Teil dazu geführt, den 
Antrag für das Modellprojekt einzureichen. Damit war die Erwartung verbun-
den, durch die zusätzlichen Projektressourcen modellhaft Ansätze erproben 
und Impulse für die JGW-Entwicklung erhalten zu können.  

Damit erfüllten alle zehn Jugendgemeinschaftswerke zu Programmbeginn 
die Kriterien, die für die Einordnung in die Entwicklungsphase der �Bewusst-
seinsbildung� (vgl. Tabelle II.2.3) maßgebend sind. Die Mitarbeiter/innen und 
Verantwortlichen auf Trägerebene hatten überall zumindest damit begonnnen, 
sich mit den neuen Anforderungen kognitiv und/oder diskursiv auseinander zu 
setzen.  

An zwei Standorten war die Einrichtungsentwicklung bereits zu Programm-
beginn weiter fortgeschritten. Obwohl auch in diesen beiden Jugendgemein-
schaftswerken noch Prozesse zur Bewusstseinsbildung stattfanden, waren 
schon grundlegende und verbindliche Veränderungen vorgenommen worden: 
In der Außendarstellung hatten sie deutlich gemacht, dass Integrationshilfen 
unabhängig vom Aufenthaltsstatus angeboten werden sollen und intern wurde 
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bereits eine veränderte Konzeption umgesetzt. Nach diesen Aspekten ließen 
sich die Jugendgemeinschaftswerke an beiden Standorten bereits im Sommer 
2000 in die �Übergangsphase� einordnen.     

Gleichwohl wurde von den JGW-Mitarbeiter/innen und ihren Trägern an 
vielen Standorten betont, dass für die langfristige Öffnung der Angebote und 
Weiterentwicklung der Einrichtung die vorhandenen Ressourcen sowie die 
personelle Ausstattung nicht ausreichen würden. Es wurde auch deutlich, dass 
aufgrund der jahrelangen Arbeit mit der Zielgruppe jugendlicher (Spät)aussied-
ler/innen und eines entsprechenden Migrationshintergrundes einiger Mitar-
beiter/innen oder Honorarkräfte in den Einrichtungen eine sehr gute Kenntnis 
und empathische Nähe zu dieser Zielgruppe vorhanden ist. Dies bleibt nicht 
ohne Einfluss auf das professionelle Selbstverständnis der Mitarbeiter/innen in 
den Jugendgemeinschaftswerken.  

Diese Aspekte trugen vermutlich dazu bei, dass trotz der Bewusstseinsbil-
dung und Sensibilisierung an allen Standorten nicht überall deutliche Entwick-
lungsprozesse der einbezogenen Jugendgemeinschaftswerke zu beobachten 
waren. Im Folgenden wird im Überblick dargestellt, wieviele Einrichtungen 
sich zum Programmende in die entsprechenden Entwicklungsphasen einordnen 
lassen und welche Aspekte jeweils als Zuordnungskriterien Berücksichtigung 
fanden.   

 
2.3.1 Jugendgemeinschaftswerke in der Phase der „Bewusstseins-

bildung“ 
 
Drei der zehn Jugendgemeinschaftswerke befanden sich Ende des Jahres 2002 
schwerpunktmäßig in einer Phase der �fortgeschrittenen Bewusstseinsbildung". 
Begründet wurde die eher zögerliche Erprobung neuer Ansätze von den JGW-
Mitarbeiter/innen mit Zeit- und Personalmangel auch aufgrund von zusätzli-
chen finanziellen Kürzungen und der daraus resultierenden Arbeitsüberlastung. 
Zudem seien gemischte Angebote aufgrund der von Aussiedlerjugendlichen 
benötigten Rückzugs- und Schutzräume schwer umzusetzen gewesen. Aber 
auch die eigene eher positive Einschätzung über die Art und den Grad der 
Öffnung der Angebote führte mancherorts zu Verzögerungen. So wurden mit 
dem Hinweis darauf, dass schließlich kein zugewanderter Jugendlicher abge-
wiesen werden würde, wenn er zum Jugendgemeinschaftswerk kommen würde 
(�wir sind doch schon geöffnet�), keine aktiven Bemühungen unternommen, 
tatsächlich neue Zielgruppen einzubinden. 
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Insgesamt veränderte sich bei den Jugendgemeinschaftswerken, die sich 
noch in dieser Phase befinden, die klassische Zielgruppe der Jugendgemein-
schaftswerke kaum in Richtung einer zunehmenden Nutzung der JGW-Ange-
bote durch andere Gruppen jugendlicher Migrant/innen. 

An den betreffenden Standorten hatten die Jugendgemeinschaftswerke of-
fensichtlich auch weiterhin eine Sonderstellung innerhalb der regionalen Ein-
richtungsstruktur. Den telefonisch befragten Kooperationspartner/innen der 
Modellprojekte, die in der Regel gut über die regionale Angebotsstruktur in-
formiert waren, kannten das Jugendgemeinschaftswerk entweder überhaupt 
nicht oder nahmen es weiter mit dem traditionellen Einrichtungs- und Ziel-
gruppenprofil waren. Dies spricht dafür, dass diese Jugendgemeinschaftswerke 
bislang wenig in die lokalen Trägerstrukturen der Migrationssozialarbeit integ-
riert sind.   

In die gleiche Richtung weisen die Ergebnisse der quantitativen Fragebo-
generhebung. An zwei der Standorte konnten nach rund der Hälfte der Pro-
grammlaufzeit (Herbst 2001) insgesamt 54 Akteure in den jeweiligen Sozial-
räumen mit dem �Fragebogen zum Jugendgemeinschaftswerk� zum Bekanntheitsgrad 
des Jugendgemeinschaftswerk und, wenn vorhanden, zu den Kooperationsbe-
ziehungen mit dem Jugendgemeinschaftswerk befragt werden. Rund einem 
Drittel der Befragten war das Jugendgemeinschaftswerk überhaupt kein Beg-
riff, obwohl an einem Standort nicht nur Kooperationspartner/innen des Mo-
dellprojekts, sondern auch Akteure aus den Arbeitsfeldern des Jugendgemein-
schaftswerkes (im �Arbeitskreis Aussiedler�) befragt wurden. Nur zwei Ak-
teure hatten mindest einmal wöchentlich Kontakt zum Jugendgemeinschafts-
werk, dabei handelte es sich um eine Einrichtung der offenen Jugendarbeit und 
um ein Drogenpräventionsprojekt. 21 Akteure machen zugewanderte Jugendli-
che im Sinne einer Vermittlung �häufig� oder �sehr häufig� auf die Angebote 
des Jugendgemeinschaftswerk aufmerksam. Diejenigen Angebote des Jugend-
gemeinschaftswerkes, welche die meisten Akteure (insgesamt 15) kannten, wa-
ren die �traditionellen� Beratungs- und Einzelfallangebote.  

 
2.3.2 Jugendgemeinschaftswerke in der Phase der „Erprobung“ 
 
Insgesamt drei Jugendgemeinschaftswerke befanden sich zum Ende der Pro-
grammlaufzeit in wesentlichen Aspekten in der Phase der Erprobung. Die 
JGW-Mitarbeiter/innen selbst � nicht die Mitarbeiter/innen der Modellpro-
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jekte � erprobten dort geöffnete Angebote für alle Migrant/innen vor dem 
Hintergrund, die Einrichtungsarbeit auch konzeptionell weiter zu entwickeln.   

Die Phase der Erprobung äußerte sich an diesen Standorten zum einen in 
einer veränderten Außendarstellung (z.B. �Jugendgemeinschaftswerk � Fach-
stelle für zugewanderte Jugendliche�). Zudem wurden Angebote entwickelt, die 
mit der Erprobung neuer Wege hinsichtlich Konzeption und Kooperations-
partner/innen einhergingen. So wurden beispielsweise an einem Standort ge-
meinsam mit einer Einrichtung der offenen Jugendarbeit Berufsinformations-
tage für Jugendliche mit unterschiedlichem Migrationshintergrund organisiert 
und durchgeführt. Hier war auch die Vorerfahrung des/der JGW-Mitarbei-
ters/in im Bereich der Migrationssozialarbeit mit ausschlaggebend für sei-
ne/ihre Einstellung gewesen. In der Gremienarbeit (AG nach §78 KJHG) leis-
tete das Jugendgemeinschaftswerk zudem Lobbyarbeit für alle zugewanderten 
Jugendlichengruppen. 

An einem anderen Standort beschränkte das Jugendgemeinschaftswerk sein 
Aktivitäten nicht nur auf die Übergangswohnheime, sondern verstärkte seine 
Kooperation mit Schulen, um darüber als Ansprechpartner/in für alle jugendli-
che Migrant/innen bekannter und für neue Zielgruppen erreichbar zu werden. 
Zudem wurde eine neues Rahmenkonzept für die Einrichtung erarbeitet, in 
dem die Angebotsöffnung fest verankert wurde.  

Neben den beschriebenen Erprobungsansätzen lag ein Schwerpunkt der 
Arbeit der Jugendgemeinschaftswerke an diesen Standorten weiterhin auf den 
klassischen Angeboten (Beratung, Einzelfallhilfe) und aussiedler/innenbezo-
genen Angebotsräumen (Übergangswohnheime). 

Alle telefonisch befragten Kooperationspartner/innen an diesen drei Stand-
orten kannten das jeweilige Jugendgemeinschaftswerk. Durch die erprobten 
Öffnungsangebote bzw. Kooperationsprojekte war auch wahrgenommen wor-
den, dass die Jugendgemeinschaftswerke ihre Zielgruppe auf alle jugendlichen 
Migrant/innen ausgeweitet hatten. Allerdings wurde in Frage gestellt, inwieweit 
das veränderte Einrichtungsprofil den Akteuren und Migrant/innen vor Ort 
bereits bewusst geworden ist. Die Nichtberücksichtigung eines Jugendgemein-
schaftswerkes bei einer kommunalen �Integrationsfachkonferenz� kann als 
exemplarisches Indiz dafür gesehen werden, dass die Integration der einstigen 
�Fremdkörper� Jugendgemeinschaftswerke (Zitat einer/s Kooperationspart-
ner/in) in die relevanten Vernetzungsstrukturen an diesen Standorten noch 
nicht erreicht werden konnte. 
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Bezüglich der Veränderungen auf der Ebene der Zielgruppe lässt sich so-
wohl in der Phase der Erprobung als auch in der Phase des Übergangs bei vie-
len Jugendgemeinschaftswerken eine gewisse Spaltung ausmachen. Klassische 
Angebote wie die Angebote in Wohnheimen und Einzelfallarbeit kennen und 
nutzen andere zugewanderte Jugendliche nach wie vor nicht. Andererseits be-
suchen sie inzwischen immer mehr durch veränderte JGW-Konzeptionen für 
sie relevant gewordene Angebote (z.B. den �offener Treff� als Kooperations-
angebot des Jugendgemeinschaftswerkes in einem Jugendhaus eines anderen 
Trägers). 

 

2.3.3 Jugendgemeinschaftswerke in der Phase des „Übergangs“ 
 
Vier Jugendgemeinschaftswerke wiesen zum Ende der Programmlaufzeit 
Merkmale auf, die eine Einordnung der Einrichtungen in die Phase des Über-
gangs gerechtfertigt erscheinen lassen. Dazu zählen auch die beiden Jugendge-
meinschaftswerke, die bereits zu Beginn des Programmes dieser Entwick-
lungsphase zugerechnet werden konnten.  

Gemeinsam ist den betreffenden Einrichtungen, dass grundlegende und 
verbindliche Veränderungen vorgenommen und eine veränderte Konzeption 
intern bereits umgesetzt wurde. Auch die Außendarstellung zeigt an diesen 
Standorten, dass Integrationshilfen unabhängig vom Aufenthaltsstatus angebo-
ten werden.  

So wurde an einem Standort die Leitung des Jugendgemeinschaftswerkes in 
ein Leitungsteam der gesamten Einrichtung der Jugendsozialarbeit integriert, 
um eine engere Anbindung der unterschiedlichen Arbeitsbereiche zu gewähr-
leisten und Integration stärker als Querschnittsaufgabe zu verankern. Das Ju-
gendgemeinschaftswerk macht hier über einen neuen Untertitel, Flyer und in 
Gesprächen mit Ämtern, Schulen sowie in informellen Kontakten und in Ar-
beitskreisen die Öffnung seiner Angebote publik. Die Mitarbeiter/innen des 
Jugendgemeinschaftswerkes nehmen an Fortbildungen zu den kulturellen Hin-
tergründen verschiedener Gruppen von Zugewanderten teil. Über enge Ko-
operation mit der Ausländerbeauftragten werden Jugendliche mit Migrations-
hintergrund in die Beratungs- und Betreuungsangebote des Jugendgemein-
schaftswerkes vermittelt. Neben diesen Schritten zur Öffnung des Jugendge-
meinschaftswerkes wurden auch andere Angebote der Jugendsozialarbeit des 
Trägers um interkulturelle Bausteine ergänzt (beispielsweise Berücksichtigung 
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von Fragen der Integration und des �Miteinanders� in Berufsorientierungskur-
sen, Freizeitmaßnahmen, offenen Angeboten und verschiedenen Projekten) 
und neue entwickelt (beispielsweise Projekttage an der Schule zum Thema 
�Fremde und Fremdsein� in Kooperation zwischen der Schulsozialarbeit, dem 
Modellprojekt und dem Jugendgemeinschaftswerk). 

An zwei weiteren Standorten wurde die Initiierung eines Arbeitskreises � im 
Sinne einer Übernahme zentraler Vernetzungsaufgaben � von den Jugendge-
meinschaftswerken getragen, wenn auch die Projektmitarbeiter/innen die Ko-
ordinierungsaufgabe bzw. die Moderation übernahmen. Damit öffnen sich 
diese Einrichtung nicht nur für neue Zielgruppen, sondern integrieren in ihr 
Profil verstärkt Vernetzungsaufgaben und eine koordinierende Rolle im Sinne 
des �Netzwerkmanagements�. 

Die Außenwahrnehmung, über die die telefonischen Interviews mit Koope-
rationspartner/innen der Projekte Aufschluss gaben, lässt bei zwei dieser Ju-
gendgemeinschaftswerke darauf schließen, dass die meisten Akteure vor Ort 
das Jugendgemeinschaftswerk als Fachstelle für Migration schätzen. Dafür 
spricht beispielsweise, dass die Einrichtungen häufig bei migrationsspezifischen 
Themen angefragt werden und z.B. über die Erarbeitung kommunaler Integra-
tionskonzepte Einfluss auf kommunale Planungsprozesse nehmen.  

Zusammenfassend lässt sich der Entwicklungstand der Jugendgemein-
schaftswerke, die im Rahmen des Modellprogramms mit Modellprojekten ko-
operierten, folgendermaßen beschreiben: An allen neun Standorten war die 
grundsätzliche Bereitschaft vorhanden, die Angebote für neue Zielgruppen zu 
öffnen und die Arbeitsweisen konzeptionell zu überdenken. Allerdings zeigte 
sich in der Praxis, dass die Öffnung und Weiterentwicklung der Jugendgemein-
schaftswerke bei weitem nicht an allen Standorten vorangetrieben oder umge-
setzt werden konnte. 

Erprobte Ansätze zur Weiterentwicklung der Einrichtungen bezogen sich 
meist auf die Öffnung der Angebote für die erweiterte Zielgruppe aller jugend-
lichen Migrant/innen. Dagegen war die schriftliche, konzeptionelle Veranke-
rung der Veränderungen und die Entwicklung eines neuen Einrichtungsprofi-
les, dass neben der Einzelfallhilfe verstärkt Vermittlungs- und Managementauf-
gaben beinhaltet, nur in Ausnahmefällen � insbesondere bei zwei Jugendge-
meinschaftswerken in der �Übergangsphase� � zu beobachten. 
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2.4 Förderung der Weiterentwicklung der Ju-
gendgemeinschaftswerke durch die Modell-
projekte 

 
In den meisten Fällen konnten die Jugendgemeinschaftswerke vor allem in der 
Phase der Bewusstseinsbildung und in der Phase der Erprobung von der Arbeit der 
Modellprojekte profitieren. Die Wirksamkeit und Nachhaltigkeit der von den 
Projekten modellhaft erprobten Beiträge hing nicht zuletzt von den Koopera-
tionsformen zwischen den Modellprojekten und Jugendgemeinschaftswerken 
ab. Gründe für unterschiedlich intensive Kooperationen sind in den Kontext-
faktoren zu suchen, die in Kap. II.2.5 dargestellt werden. 
 

2.4.1 Kooperationsformen der Modellprojekte mit den Jugendge-
meinschaftswerken 

 
Im wesentlichen unterscheiden sich die Kooperationen zwischen den neun 
Modellprojekten mit insgesamt zehn Jugendgemeinschaftswerken (an einem 
Standort kooperierte ein Modellprojekt im Verbund mit zwei Jugendgemein-
schaftswerken) in drei Organisationsformen.  
  
a) Punktuelle Zusammenarbeit  
In insgesamt sechs Fällen fand zwischen den Mitarbeiter/innen des Modell-
projektes und des Jugendgemeinschaftswerkes lediglich eine punktuelle Zu-
sammenarbeit statt. Die Beteiligten trafen sich teilweise zu regelmäßigen oder 
auch nur zu vereinzelten Dienstbesprechungen und Teamsitzungen. Dabei 
gingen sie organisatorisch wie inhaltlich wenig arbeitsteilig vor. Zusätzlich 
wurde die Zusammenarbeit durch nur geringfügige arbeits- und sozialräumli-
che Überschneidungen erschwert.  
  
b) Teilweise organisatorische Überschneidung  
Projektmitarbeiter/innen an zwei Standorten kooperierten mit dem Jugendge-
meinschaftswerk über regelmäßige Dienstbesprechungen. Eine teilweise orga-
nisatorische Verzahnung wurde zusätzlich hergestellt, in dem initiativ von Trä-
gerseite ein bestimmtes Stundenkontingent der Projektmitarbeiter/innen für 
die Mitarbeit im Jugendgemeinschaftswerk reserviert wurde. An einem Stand-
ort wurde diese Strategie zudem gewählt, um den Arbeitsschwerpunkt des Ju-
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gendgemeinschaftswerkes stärker in den Sozialraum des Modellprojektes zu 
verlagern. Daraus resultierte aber nicht nur eine räumliche Annäherung an eine 
erweiterte Zielgruppe, sondern damit gingen auch Managementaufgaben des 
Modellprojektes in die Verantwortlichkeit des Jugendgemeinschaftswerkes 
über und veränderte dadurch dessen Arbeitsweisen.  
  
c) Starke organisatorische Verzahnung  
Von einer starken organisatorischen Verzahnung konnten die Modellprojekte 
an zwei weiteren Standorten profitieren. Träger, Jugendgemeinschaftswerk und 
Modellprojekt befanden sich im selben Sozialraum sowie in der selben Ein-
richtung (in einem Gebäude) und waren damit räumlich stark verzahnt. Dies 
unterstützte das arbeitsteilige Vorgehen der jeweiligen Mitarbeiter/innen, die 
sich als einheitliches Team mit gemeinsamer Zielsetzung verstanden. So entwi-
ckelten sich die Jugendgemeinschaftswerke im engen Verbund mit den Trägern 
durch die Beiträge der Modellprojekte in einem Fall zu einer zentralen Fach-
stelle für Integration. Im zweiten Fall wurde zusätzlich zur Öffnung des Ju-
gendgemeinschaftswerkes Integration als Querschnittsaufgabe nachhaltig im 
Träger verankert. 
 
2.4.2 Beiträge der Modellprojekte zur Weiterentwicklung der Ju-

gendgemeinschaftswerke 
 
Die Modellprojekte entwickelten durch ihre Arbeit im Sinne des Mo-
dellprogrammes in unterschiedlichem Maße Strategien und Aktivitäten, die von 
den Jugendgemeinschaftswerken auf verschiedene Art und Weise zur Weiter-
entwicklung aufgegriffen werden konnten. Das bedeutet, dass die nachfolgend 
beschriebenen Beiträge der Modellprojekte für die Phasen der Bewusstseinsbil-
dung, der Erprobung und des Übergangs potentiell zur Verfügung standen und eine 
Sensibilisierung und Weiterentwicklung theoretisch ermöglichten. Beiträge zur 
Bewusstseinsbildung wie der Transfer von Informationen konnten von den 
Projektmitarbeiter/innen meistens zum Beispiel in Dienstbesprechungen direkt 
eingebracht werden. Beiträge in Form der modellhaften Erprobung von Ange-
boten und Strategien lagen eher indirekt vor. Die Wirksamkeit sowohl der di-
rekten als auch indirekten Beiträge für die Weiterentwicklung der Jugendge-
meinschaftswerke hing von den verschieden intensiven Kooperationen (vgl. 
II.2.4.1) und anderen Kontextfaktoren (vgl. II.2.5) ab. 
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In Anlehnung an die in II.2.3 vorgestellten Übersichten sind im anschlie-
ßenden Schema (Tabelle  II.2.4) die Beiträge der Modellprojekte zur Entwick-
lung der Jugendgemeinschaftswerke in den drei Veränderungsphasen �Be-
wusstseinsbildung�, �Erprobung� und �Übergang� dargestellt (den Phasen 
�Erhalt des alten Systems� und �Etablierung neuer Strukturen� können per se 
keine Projektbeiträge zugeordnet werden). 

 
Tabelle II.2.4: Beiträge der Modellprojekte zum Veränderungsprozess der Jugendgemeinschaftswerke 
 

Beitrag der Modellprojekte zum Veränderungsprozess des JGW 

2. Bewusstseinsbildung 3. Erprobung 4. Übergang 

Transfer von Informationen 
und Erfahrungen 
1.Eingabe von Informationen 
(Öffnungskonzepte, Bedarfslagen, 
Fachwissen) 

2. Inhaltliche Gestaltung von 
Fortbildungen und Tagungen 

3. Anregung von Diskussionspro-
zessen (Gemeinsame Dienstbe-
sprechungen, Klausurtagungen) 

 

Erprobung von Angeboten, 
Vernetzungs- und Lobbystra-
tegien 
1. Angebotserprobung für erwei-
terte Zielgruppe und neue Auf-
gabenschwerpunkte 

2. Vermittlung von neuen Koope-
rationspartner/innen durch 
Netzwerkstrategien (auch auf der 
Basis der Sozialatlanten): Ein-
richtung von neuen und Mitarbeit 
in bestehenden Arbeitskreisen 

3. Einflussnahme auf kommunale 
Planung als Lobby für 
Migrant/innen 

4. Bestands- und Bedarfsanalysen 
(Einrichtungen, Jugendliche) 

5. Konzept- und Finanzberatung 

6. Mitarbeit an neuem Konzept 
und Öffentlichkeitsarbeit 

7. Befragung der JGW-Mitarbei-
ter/innen zur Öffnung 

Gemeinsames Vorgehen 

1. Modellprojekt und Jugendge-
meinschaftswerk treten �als Ein-
heit� auf 

2. Unterstützung bei der Umset-
zung der veränderten Konzeption 
und Arbeitsweisen 

3. Unterstützung bei der Umset-
zung der veränderten Öffent-
lichkeitsarbeit für ein neues Image  

 
a) Beitrag zur Phase der „Bewusstseinsbildung“ 
Die meisten Modellprojekte lieferten durch ihre Arbeit Beiträge, die für die 
Phase der Bewusstseinsbildung im Veränderungsprozess der jeweiligen Ju-
gendgemeinschaftswerke genutzt werden konnten. Sie beförderten durch den 
Transfer von Informationen und Erfahrungen die Bewusstseinsbildung der 
Mitarbeiter/innen der Jugendgemeinschaftswerke. Dies geschah beispielsweise 
zum einen durch die thematische Gestaltung von Fortbildungen und internen 
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(Klausur-)Tagungen. Dort wurde zielgruppenorientiert Wissen über bestimmte 
ethnische Gruppierungen vermittelt und die Drogenproblematik unter einer 
interkulturellen Perspektive thematisiert, aber auch mitarbeiter/innenorientiert 
interkulturelle Kompetenzen vermittelt. Zum anderen brachten die Mitarbei-
ter/innen der Modellprojekte ihr Expert/innenwissen bezüglich Jugendlicher 
mit Migrationshintergrund und bezüglich von Strategien der Netzwerkarbeit in 
die gemeinsamen Dienstbesprechungen ein. Durch die Arbeit der Modellpro-
jekte konnte bei den Mitarbeiter/innen der Jugendgemeinschaftswerke aber 
auch bei den Mitarbeiter/innen des Trägers oft zusätzlich der Blick dafür ge-
schärft werden, was eine erweiterte Zielgruppe konkret bedeutet, nämlich ein 
differenziertes Wissen und Berücksichtigung der unterschiedlichen sprachli-
chen, kulturellen und rechtlichen Problemlagen. Daraus resultierten ebenso 
Kenntnisse über Strategien für eine systematische Öffnung, die auch eine ver-
änderte Arbeitsweise bei den Jugendgemeinschaftswerken implizieren (vgl. 
Vossler/Obermaier 2003).  

 
Zitat eines Mitarbeiters eines Jugendgemeinschaftswerkes hierzu: „Erst durch 

die Arbeit des Modellprojekts ist klargeworden, dass zu einer Öffnung noch vielmehr gehört 
als den Betrieb zu gewährleisten, nämlich sich fachlich zu verändern.“ 

 
b) Beitrag zur Phase der „Erprobung“ 
Alle Modellprojekte leisteten in der modellhaften Erprobung von Netzwerk- 
und Lobbystrategien für die verbesserte Integration junger Zugewanderter 
gleichzeitig indirekt Beiträge, die für die Weiterentwicklung des jeweiligen Ju-
gendgemeinschaftswerkes zur Verfügung standen. 

Besondere Synergieeffekte ergaben sich aus der engen Verknüpfung der 
beiden Programmzielrichtungen � Management interkultureller Netzwerke und 
Öffnung des Jugendgemeinschaftswerkes �  wenn Modellprojekte zur Förde-
rung von Integration einen Arbeitskreis in einem Sozialraum initiiert hatten, in 
dem es zuvor keine wirksamen Vernetzungsstrukturen in der Migrationsarbeit 
gab (vgl. Projekttyp 2). 

Typische Beiträge der Modellprojekte für die Phase des Übergangs zur Öff-
nung von Jugendgemeinschaftswerken waren zum einen modellhafte Umset-
zungen neuer bzw. geöffneter Angebote für neue Zielgruppen, die vom Mo-
dellprojekt oder in Kooperation mit dem Jugendgemeinschaftswerk vorgehal-
ten wurden. Dies umfasste beispielsweise Ferienmaßnahmen, Stadtteilfeste und 
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Infoveranstaltungen, die gezielt in Kooperation mit Migrant/innenvereinen 
organisiert wurden, JGW-Kurse an einer Schule mit sehr hohem Auslän-
der/innenanteil für alle Migrant/innen sowie PC-Kurse als neue Angebote. 

Zum anderen stellten viele Projektmitarbeiter/innen Kontakte her zwischen 
Mitarbeiter/innen des Jugendgemeinschaftswerkes und neuen Kooperations-
partner/innen aus der Migrations- und Jugendsozialarbeit. Das Wahrnehmen 
neuer Kooperationspartner/innen wurde auch durch die von den Projektmit-
arbeiter/innen erstellten Bestandsanalysen erleichtert. Diese Kontaktvermitt-
lung ermöglichte den Jugendgemeinschaftswerken grundsätzlich die Weiter-
entwicklung ihrer Arbeitsweisen, ihrer Kooperationsbezüge und ihrer Einbin-
dung in die lokalen und überregionalen Strukturen der Migrationssozialarbeit, 
auch wenn dies nicht von allen Jugendgemeinschaftswerken genutzt wurde. 

Weiterhin unterstützten in einem Drittel aller Fälle Modellprojekte die Ju-
gendgemeinschaftswerke direkt bei der Erarbeitung eines veränderten Ein-
richtungs- und Angebotskonzeptes auf eine erweiterte Zielgruppe hin. Dazu 
wurden vereinzelt gemeinsam Kursreihen überarbeitet, in einem Fall Abtei-
lungsstrukturen verändert und häufig Strategien zur Etablierung des Jugendge-
meinschaftswerkes in die Strukturen der Migrationssozialarbeit vor Ort entwi-
ckelt. Auch die Fachmeinung der Honorarkräfte des Jugendgemeinschaftswer-
kes wurde hierzu in einem Fall durch eine Befragung einbezogen. Flankierend 
gestalteten die Modellprojekte die Öffentlichkeitsarbeit für das Jugendgemein-
schaftswerk mit. Teilweise veränderte sich der Name des Jugendgemein-
schaftswerkes und es wurden gemeinsamer Flyer und Visitenkarten erstellt, um 
die veränderte inhaltliche Ausrichtung der Einrichtung adäquat nach außen zu 
signalisieren.  

 

c) Beitrag zur Phase des „Übergang“ 
Nachhaltige Beiträge zur Phase des �Übergang� konnten vor allem die beiden 
Modellprojekte in direkter Weise ermöglichen, die mit den Jugendgemein-
schaftswerken jeweils organisatorisch stark verzahnt waren. Die Aktivitäten des 
Modellprojektes förderten den Öffnungs- und Vernetzungsprozess des jeweili-
gen Jugendgemeinschaftswerkes gerade in dieser Phase deshalb besonders, da 
die Modellprojekte und die von ihnen eingeschlagenen Wege nicht als separat 
von der Einrichtung, sondern als integraler Bestandteil derselben konzipiert 
und als solche auch von außen wahrnehmbar waren. Ein Modellprojekt war 
mit seinen Vernetzungsaufgaben sowohl räumlich als auch zusätzlich durch 
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einen gemeinsamen Namen nach außen hin sichtbar integraler Bestandteil des 
Jugendgemeinschaftswerkes. Außerdem engagierten sich die Mitarbeiter/innen 
zusätzlich für die Öffentlichkeitsarbeit für das neue Images des Jugendgemein-
schaftswerkes. Organisatorische �Einheiten� dieser Art unterstützten an bei-
den Standorten das Jugendgemeinschaftswerk direkt bei der Umsetzung der 
veränderten JGW-Konzeption und Arbeitsweisen. 
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2.5 Kontextfaktoren für die Kooperation zwischen 
Modellprojekten und Jugendgemeinschafts-
werken 

 
Wie wirksam und nachhaltig die Modellprojekte Beiträge zum Veränderungs-
prozess der Jugendgemeinschaftswerke für die jeweiligen Phasen der �Be-
wusstseinsbildung�, �Erprobung� und des �Übergangs� leisten konnten, hing 
abgesehen von der organisatorischen Verschränkung (vgl. II.2.4.1) nicht zuletzt 
von der Qualität der Zusammenarbeit zwischen Modellprojekten und Jugend-
gemeinschaftswerken ab. Je nach (sozial-)räumlichen und trägerspezifischen 
Kontextfaktoren, in welche die Kooperationen eingebettet waren, wurden die-
se eher befördert oder eingeschränkt. Die Kooperationen waren auch vor dem 
Hintergrund der gewachsenen Strukturen der Jugendgemeinschaftswerke (vgl. 
II.2.3) zu sehen, die eine relevante Größe in diesem Zusammenhang darstell-
ten.  
 

2.5.1 Ungünstige Kontextfaktoren 
 
An einigen Standorten stießen die Projektmitarbeiter/innen auf ungünstige 
Kontextbedingungen, welche die Kooperation zwischen Modellprojekt und 
Jugendgemeinschaftswerk erschwerten oder zu Verzögerungen bei der Umset-
zung des Projektauftrages führten. 
 
a) Unklarer Auftrag bzw. Programmrahmen  
Im ersten Programmjahr bestanden vielerorts Unklarheiten bzw. Irritationen 
darüber, dass die Jugendgemeinschaftswerke selbst als integraler Bestandteil 
des Modellprogramms und die Änderung ihres Einrichtungsprofils als zentra-
les Programmziel zu verstehen war. Es wurde schnell deutlich, dass durch den 
Aspekt der Öffnung der Jugendgemeinschaftswerke den Abteilungsleitungen 
vor Ort eine wichtige Rolle zukommt, da die Öffnung des Jugendgemein-
schaftswerkes in Kooperation mit den Modellprojekten klar definierte Verant-
wortlichkeiten bzw. organisatorische Zuständigkeiten erforderten. Die rechtli-
chen Grundlagen für die JGW-Öffnung allgemein wurden erst nach Beginn 
des Modellprogrammes mit der Richtlinienänderung im Rahmen des Kinder- 
und Jugendplanes zum Januar 2001 vollzogen. Deshalb musste zu Beginn der 
Programmlaufzeit zunächst an vielen Standorten unter Einbezug des Ministe-
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riums, der Bundestutor/innen sowie der Träger vor Ort bzw. der JGW-Mitar-
beiter/innen durch die wissenschaftliche Begleitung ein konzeptioneller In-
terpretationskonsens unter den Beteiligten erarbeitet werden, um damit über-
haupt erst die Grundlage zu schaffen, auf der die Modellprojekte mit ihrer Ar-
beit zur JGW-Entwicklung beitragen konnten. 
 
b) Unterschiedlicher Sozialraumbezug  
An einigen Standorten, an denen die Jugendgemeinschaftswerke nur punktuell 
mit Angeboten im Projektgebiet vertreten waren, fehlten zum Teil Berüh-
rungspunkte in der praktischen Arbeit bzw. gemeinsame Bezüge hinsichtlich 
sozialräumlicher Netzwerkarbeit (z.B. gemeinsame Kooperationspartner/in-
nen). Im Hinblick auf den zweiten Programmschwerpunkt �Etablierung und 
Förderung interkultureller Netzwerke/Netzwerkmanagement� hatte die räum-
liche und inhaltliche Orientierung an Gebieten der �Sozialen Stadt� für die 
Modellprojekte zum Teil eine höhere Priorität. 
  
c) Organisatorische Anbindung bzw. Zuständigkeiten 
Einigen Modellprojekten mangelte es in ihrer Rolle dem Jugendgemein-
schaftswerk gegenüber an der organisatorisch abgesicherten Legitimation, über 
bewusstseinsbildende Informationen hinaus strukturelle Veränderungen zu 
initiieren. An einem Standort, an dem das Jugendgemeinschaftswerk und das 
Modellprojekt zu Projektbeginn noch nicht beim gleichen Träger angesiedelt 
waren, konnten von Trägerseite erst während der Laufzeit die organisatori-
schen Bedingungen für eine Kooperation geschaffen werden. Ein anderes 
Projekt beschrieb als Folge einer organisatorischen �Ausgangsschräglage�, dass 
ihm als ausgegliedertes �Kind� des Jugendgemeinschaftswerkes (das Jugend-
gemeinschaftswerk hatte den Projektantrag gestellt) keine hierarchieadäquate 
�organisationsberatende� Funktion zur Veränderung des Jugendgemeinschafts-
werkes zugestanden wurde.   
 
2.5.2 Günstige Kontextfaktoren 
 
Dagegen waren insbesondere an zwei von vier Standorten, an denen sich die 
Jugendgemeinschaftswerke in der Übergangsphase befanden, wie schon weiter 
oben erwähnt, günstige Kooperationsbedingungen gegeben. Hier bildeten die 
beteiligten Modellprojekte und Jugendgemeinschaftswerke von Anfang an eine 
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organisatorische Einheit, bezogen ihre Aktivitäten auf den gleichen Sozialraum 
und kooperierten mit den gleichen Akteuren. Diese organisatorische Einheit 
schien unter einer gezielten Nutzung der zusätzlichen Ressourcen, die durch 
die Modellprojekte gegeben waren, weitgehende Einflussmöglichkeiten der 
Projektmitarbeiter/innen und eine JGW-Entwicklung �von Innen heraus� zu 
ermöglichen.  

Erleichtert wurde die Kooperation zwischen Modellprojekt und Jugendge-
meinschaftswerk zudem an den Standorten, an denen Träger vor Ort von An-
fang an klare Positionen bezogen und den Projektmitarbeiter/innen ein ein-
deutiges Mandat bzw. klare Kompetenzen hinsichtlich der Förderung der 
JGW-Entwicklung zuschrieben. Besonders deutlich wurde dies dort, wo die 
Einrichtungs- oder Abteilungsleiter/innen bereits in der Antragsphase die Ab-
sicht verfolgten, mit dem Modellprojekt das Profil der eigenen Einrichtung 
(JGW) zu verändern.  

Inwieweit die Jugendgemeinschaftswerke, die sich nicht bereits im Über-
gang befinden, die von den Projekten aufgebauten Strukturen und Initiativen 
nach Projektende zur Weiterentwicklung nutzen und übernehmen werden, ist 
in seiner Langfristigkeit zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht endgültig abzuse-
hen.  
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2.6 Zusammenfassung und Integration 
 
Der zweite Programmschwerpunkt �Öffnung und Weiterentwicklung der Ju-
gendgemeinschaftswerke� des Bundesmodellprogrammes �Interkulturelles 
Netzwerk der Jugendsozialarbeit im Sozialraum� intendierte - wie im linken 
Strang des Logischen Modells in Abbildung II.2.1 veranschaulicht � die Öff-
nung der Jugendgemeinschaftswerke auf die erweiterte Zielgruppe aller Ju-
gendlichen mit Migrationshintergrund. Außerdem sollten die Jugendgemein-
schaftswerke als �Fachstelle für junge Migrant/innen� künftig eine zentrale 
Management- und Koordinierungsfunktion im Sozialraum zur besseren Ver-
sorgung der erweiterten Zielgruppe übernehmen. Dieser Prozess der Öffnung 
und Weiterentwicklung sollte von den Jugendgemeinschaftswerken eingebettet 
in die Netzwerkarbeit der Modellprojekte (erster Programmschwerpunkt �Eta-
blierung und Förderung interkultureller Netzwerke�) � entsprechend den 
Handlungszielen im Logischen Modell � in enger Kooperation mit den Mo-
dellprojekten durch eine adäquate Entwicklung und Einleitung von Konzepten 
und Maßnahmen vollzogen werden. Die Jugendgemeinschaftswerke waren 
daher neben den Modellprojekten als integraler Bestandteil des Modellpro-
gramms zu verstehen. Der Evaluationsauftrag an die wissenschaftliche Beglei-
tung lag dabei darin, den Fokus vor allem auf die spezifischen Beiträge der Mo-
dellprojekte zur JGW-Entwicklung zu legen.  

Die Beiträge der Modellprojekte zur Weiterentwicklung der Jugendgemein-
schaftswerke wurden an Hand einer Matrix, die in II.2.2 beschrieben ist, unter-
schiedlichen theoretischen Veränderungsphasen zugeordnet. Diese Verände-
rungsphasen beschreiben idealtypisch Stufen der Öffnung und Weiterentwick-
lung von der Phase der �Aufrechterhaltung des alten Systems� bis hin zur 
�Etablierung neuer Strukturen� (Tabelle II.2.1) auf dem Weg zu einer Fachstel-
le für alle jugendlichen Migrant/innen.  

Rahmenbedingungen wie Trägerentwicklungen, lokale Strukturen u.a. sind 
bedeutsam für eine Einrichtungsentwicklung und wurden deshalb � neben der 
Einrichtungsebene � als weitere Veränderungsebenen in das Schema einbe-
zogen. Im Konkreten beinhaltet die Matrix die Ebene der Einrichtung Jugend-
gemeinschaftswerk, des Modellprojektes und des Trägers sowie die Ebene der 
lokalen Einbettungsstrukturen, der Zielgruppe jugendliche Migrant/innen und 
die (fach-)politischen Ebene (Tabelle II.2.2). Es ist davon auszugehen, dass 
sich diese sechs Ebenen wechselseitig beeinflussen und bedingen. 
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Auf allen sechs Ebenen wurden Indikatoren und Kriterien definiert (Tabelle 
II.2.3 bzw. Anhang), mit Hilfe derer der jeweilige Entwicklungsstand der Ju-
gendgemeinschaftswerke und die Beiträge der Modellprojekte dazu in die fünf 
Phasen der Veränderung eingeordnet werden konnten. 

Insgesamt handelt es sich hierbei um idealtypische Entwicklungsschemata. 
Der Übergang der Jugendgemeinschaftswerke zu einer neuen Organisations-
form kann immer auch gleichzeitig Aspekte unterschiedlichen Veränderungs-
phasen aufweisen, obwohl wissenschaftlich eine schwerpunktmäßige Zuord-
nung getroffen wurde. In der Realität sind trotz voranschreitender Entwicklun-
gen ebenso Vorwärts- und Rückwärtsbewegungen zu registrieren. 

Entlang dieser Matrix der Veränderungsprozesse konnten zum Ende der 
Programmlaufzeit im Herbst/Winter 2002 zehn Jugendgemeinschaftswerke an 
neun Modellstandorten schwerpunktmäßig den verschiedenen Entwicklungs-
phasen zugeordnet werden. 

Alle zehn Jugendgemeinschaftswerke setzten sich vor dem Hintergrund 
rückgängiger Spätaussiedler/innenzahlen und einer fachöffentlichen Debatte 
um die Öffnung sozialer Dienste schon zu Beginn der Programmlaufzeit damit 
auseinander, die eigenen Angebote für alle zugewanderten Jugendlichen zu 
erweitern. Alle hatten damit begonnen, ihr traditionelles Selbstverständnis so-
wie ihre traditionellen Arbeitsweisen und Zielgruppen in Frage zu stellen und 
die Phase der �Aufrechterhaltung des alten Systems� hinter sich zu lassen. So 
waren an allen Standorten von Anfang an maßgebliche Kriterien für eine Ein-
ordnung der Jugendgemeinschaftswerke in die Phase der �Bewusstseinsbil-
dung� zu finden. 

Drei der zehn Jugendgemeinschaftswerke befanden sich Ende des Jahres 
2002 nach wie vor in der Phase der �Bewusstseinsbildung�, wenngleich in ei-
nem fortgeschrittenem Stadium. Gründe für die verzögerte Implementierung 
neuer Ansätze scheinen hier vornehmlich in einer knappen Ausstattung mit 
personellen, finanziellen und zeitlichen Ressourcen bei gleichbleibend hohen 
Bedarfen der klassischen Zielgruppe Aussiedlerjugendlicher zu liegen. So wur-
den andere jugendliche Migrant/innen nicht aktiv angesprochen, die nach dem 
Selbstverständnis dieser Jugendgemeinschaftswerke zwar bisher schon nicht 
zurückgewiesen wurden, aber de facto trotzdem so gut wie nicht vertreten 
sind. 

Weitere drei Jugendgemeinschaftswerke weisen mittlerweile zentrale As-
pekte der Phase der �Erprobung� auf. Sie erprobten gemeinsam mit den Mo-
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dellprojekten neue Arbeitsweisen und Konzeptionen. Obwohl die Arbeit an 
diesen Standorten nach wie vor auch an den klassischen auf Aussiedlerjugendli-
che bezogenen Angeboten ausgerichtet ist, wurden gleichzeitig geöffnete An-
gebote für alle jugendlichen Migrant/innen erprobt. Diese neue Ausrichtung, 
Integrationshilfen für alle anzubieten, wurde auch in einer veränderten Außen-
darstellung sichtbar gemacht. Teilweise begannen die Jugendgemeinschafts-
werke in dieser Phase ein neues Rahmenkonzept für die Einrichtung zu erar-
beiten. 

In die Phase des �Übergangs� konnten vier Jugendgemeinschaftswerke ein-
geordnet werden, die bereits grundlegende und verbindliche Veränderungen 
vorgenommen und eine neue Konzeption intern umgesetzt haben. Ebenso 
haben sich an diesen Standorten die Kooperationskontakte zu relevanten Ak-
teuren im Sozialraum in Richtung einer Ausweitung und Intensivierung verän-
dert. Die Jugendgemeinschaftswerke an zwei Standorten waren wesentlich an 
der Gründung von Migrationsarbeit vernetzenden Arbeitskreisen beteiligt, so 
dass ihr Einrichtungsprofil bereits Aspekte von Vermittlungs- und Manage-
mentaufgaben aufweist. 

Wie sehr die Jugendgemeinschaftswerke für die unterschiedlichen Phasen 
ihrer Öffnung und Weiterentwicklung von den Beiträgen der Modellprojekte 
profitieren konnten, hing von unterschiedlich günstigen Kontextfaktoren und 
daraus resultierend entsprechend mehr oder minder intensiven Kooperations-
formen der beiden Partner/innen ab. Wenig günstig wirkten sich Formen nur 
punktueller Zusammenarbeit aus, in der die Mitarbeiter/innen der Modellpro-
jekte und Jugendgemeinschaftswerke organisatorisch wie inhaltlich wenig ar-
beitsteilig vorgingen und die Zusammenarbeit durch geringfügige arbeits- und 
sozialräumliche Überschneidungen zusätzlich erschwert wurden. Besonders 
förderlich war hingegen eine starke räumliche, inhaltliche und arbeitsstruktu-
relle Verzahnung, die das Selbstverständnis der Kooperationspartner/innen 
unterstrich, ein einheitliches Team mit gemeinsamer Zielsetzung zu sein. 

Die meisten Modellprojekte trugen auf der Basis ihrer Fachkenntnisse und 
ihrer Arbeit im Modellprogramm durch den Transfer von Informationen und 
Erfahrungen beispielsweise im Rahmen gemeinsamer Dienstbesprechungen 
oder der inhaltlichen Gestaltung von Tagungen zur Bewusstseinsbildung der 
Mitarbeiter/innen der Jugendgemeinschaftswerke sowie deren lokaler Träger 
bei. 
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Durch die modellhafte Erprobung von Netzwerk- und Lobbystrategien 
(siehe Kap. II.1) lieferten alle Modellprojekte Beiträge, die es allen Jugendge-
meinschaftswerken theoretisch ermöglicht hätten, Kontakte zu neuen Koope-
rationspartner/innen der Migrations- und Jugendsozialarbeit herzustellen. 
Durch die erweiterte Einbindung in lokale und überregionale Strukturen der 
Migrationssozialarbeit konnten einige Jugendgemeinschaftswerke gleichzeitig 
ihre Arbeitsweisen zum Beispiel durch Angebotsabstimmungen verändern. Die 
Mitarbeiter/innen der Modellprojekte und der Jugendgemeinschaftswerke be-
gannen gemeinsam Einrichtungs- und Angebotskonzepte aber auch Abteilun-
gen umzustrukturieren und dies durch Öffentlichkeitsarbeit nach außen deut-
lich zu vermitteln. 

Die Beiträge der Modellprojekte förderten in vier Fällen bei den entspre-
chenden Jugendgemeinschaftswerken den Öffnungs- und Vernetzungsprozess 
in der Phase des �Übergangs�. Dies gelang in besonderer Weise an den zwei 
Standorten, an denen die Modellprojekte integraler Bestandteil des Jugend-
gemeinschaftswerkes waren. Durch eine starke organisatorische Verzahnung 
konnten die Modellprojekte die Jugendgemeinschaftswerke direkt und unmit-
telbar bei der Umsetzung einer veränderten Konzeption und Arbeitsweise un-
terstützen. So wurde an diesen Standorten eine Veränderung der Jugendge-
meinschaftswerke gleichsam �von Innen heraus� möglich, da die zusätzlichen 
Ressourcen durch das Modellprojekt gezielt genutzt werden konnten. Weiter-
hin wirkte sich günstig für die Zusammenarbeit mit dem Jugendgemeinschafts-
werk eine klare Positionierung des Trägers hinsichtlich der Programmumset-
zung und eine daraus resultierende klare Zuweisung von Mandaten und Kom-
petenzen an das Modellprojekt bezüglich der JGW-Entwicklung aus.  

Besonders in vier Fällen konnten schließlich durch die Beiträge der Modell-
projekte zur Weiterentwicklung der Jugendgemeinschaftswerke nachhaltige 
Veränderungen herbeigeführt werden. Nach Projektende werden an diesen vier 
und wenigen anderen Standorten Maßnahmen wie geöffnete Förderkurse, PC-
Angebote und Fortbildungsangebote für Akteure der Migrationssozialarbeit, 
die vom oder gemeinsam mit dem Modellprojekt erprobt wurden in das 
Regelangebot des Jugendgemeinschaftswerkes übernommen. 

Durch starke organisatorische Verflechtungen nicht nur des Modellprojek-
tes mit dem Jugendgemeinschaftswerk sondern auch dieser beiden mit dem 
jeweiligen Träger, konnten in einem Fall die Verantwortlichkeiten für die Öff-
nung und Vernetzung für alle zugewanderten Jugendlichen als Querschnitts-
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thema auf zusätzlichen Träger- bzw. Einrichtungsebenen verankert werden. An 
einem Standort fand eine strukturelle Übernahme in der Art statt, dass die 
Räume des Modellprojektes zur neuen Außenstelle des Jugendgemeinschafts-
werkes wurden, die damit eine teilweise Fortführung der Arbeit des Modell-
projektes und einen verbesserten wechselseitigen Kontakt mit der erweiterten 
Zielgruppe im Stadtteil ermöglichen werden.  

In zwei Jugendgemeinschaftswerken übernahmen schließlich zum Ende der 
Projektlaufzeit Mitarbeiter/innen des Modellprojektes Leitungsfunktionen, für 
die sie sich nicht zu letzt durch die Projektarbeit im Rahmen des Bundesmo-
dellprogrammes �Interkulturelles Netzwerk der Jugendsozialarbeit im Sozial-
raum� qualifiziert hatten. 
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III ZUSAMMENFASSUNG UND  
 IMPLIKATIONEN 
 

1 Zusammenfassung der Ergebnisse zur 
Programmumsetzung  

 
Die folgende Zusammenfassung gibt einen Überblick über die zentralen Er-
gebnisse und Erkenntnisse bei der Umsetzung des Bundesmodellprogrammes 
�Interkulturelles Netzwerk der Jugendsozialarbeit im Sozialraum�. Dazu wer-
den sieben Auswertungsfragen aufgeworfen und auf der Basis der Ergebnisse 
zu den beiden Programmschwerpunkten, die in den Kapiteln II.1 und II.2 aus-
führlich dargestellt wurden, zusammenfassend beantwortet. An dieser Stelle 
kann zudem auf die vertiefenden und weiterführenden Zusammenfassungen 
am Ende dieser beiden Ergebniskapitel (II.1.9 und II.2.6) verwiesen werden.     
 
 
1. Auswertungsfrage:  Welche grundsätzlichen Strategien wurden 

angesichts heterogener Rahmenbedingun-
gen entwickelt, um über eine sozialräumli-
che Netzwerkarbeit zur Verbesserung der 
Angebotsstruktur beizutragen?  

 

 
Die Evaluationsergebnisse deuten darauf hin, dass es im Programmverlauf 

allen Modellprojekten gelang, sich in ihren jeweiligen Sozialräumen zu etablie-
ren und interkulturelle Netzwerk- und Lobbyarbeit zu betreiben. Es wurde 
jedoch auch deutlich, dass die Projekte ihr jeweiliges Vorgehen auf die regiona-
len Rahmenbedingungen und Voraussetzungen im eigenen Träger abstimmen 
mussten und dadurch in ihrer sozialräumlichen Netzwerkarbeit grundsätzlich 
unterschiedliche Wege beschritten.  

An Standorten, an denen zu Programmbeginn noch keine Vernetzungs-
strukturen zur Integrationsförderung existierten (insbesondere in ostdeutschen 
Bundesländern), konnten die Modellprojekte als treibende Kraft neue übergrei-
fende Netzwerke bzw. Arbeitskreise aufbauen und steuern (Projekttyp 2: 
�Neue Netzwerke zur Förderung der Integrationsarbeit�). Die Voraussetzung 
dafür war, dass der jeweilige Projektträger in der Migrationsozialarbeit allge-
mein akzeptiert und geschätzt wurde und in seiner lokalen Position nicht mit 
anderen Akteuren konkurrierte. Da diese �offensive� Netzwerkarbeit zudem 



 162 

von den zuständigen kommunalen Stellen unterstützt bzw. legitimiert wurde, 
konnten alle integrationsrelevanten Akteure (Ämter/Behörden, freie Träger, 
Firmen, Schulen, Migrant/innenvereine) in die Netzwerke integriert werden. 
Durch das Zusammenspiel der maßgeblichen Personen bzw. Institutionen in 
einem zentralen Netzwerk  konnten vielfältige Maßnahmen und Initiativen 
entwickelt werden, die zur Verbesserung der Angebotsstrukturen für (jugendli-
che) Migrant/innen beitragen.  

Im Gegensatz dazu sahen sich die Modellprojekte in großstädtischen west-
deutschen Sozialräumen vor dem Hintergrund der dort bereits etablierten 
Strukturen und Gremien anfangs mit Legitimationsproblemen im Hinblick auf 
den Programmauftrag konfrontiert. In Reaktion hierauf wurden von den be-
troffenen Projekten zwei unterschiedliche Strategien erprobt.  

An einigen Standorten führten die Projektmitarbeiter/innen gewissermaßen 
als Grundlage für ihr weiteres Vorgehen zunächst umfassende Analysen der 
vorhandenen Angebote und der Bedarfe der Zielgruppe durch und veröffent-
lichten die Ergebnisse in Form eines �Sozialatlas� (Projekttyp 1: �Bestands- 
und Bedarfsanalysen als Basis für Netzwerk und Lobbyarbeit�). Zu den dabei 
ermittelten Versorgungslücken konnten im weiteren Projektverlauf � unter 
Nutzung der durch die Erhebung entstandenen Kooperationskontakte � be-
darfsgerechte Konzepte und Maßnahmen entwickelt werden. Die Sozialatlan-
ten trugen zudem dazu bei, die Projekte mit ihrem spezifischen Profil (Verbes-
serung der Netzwerk- und Angebotsstrukturen/Netzwerkmanagement) zu eta-
blieren und den interkulturellen Expert/innenstatus der Projektmitarbeiter/in-
nen zu begründen.       

Andere Projekte verfolgten gewissermaßen eine �Doppelstrategie�, um sich 
im jeweiligen Sozialraum zu etablieren bzw. Akzeptanz zu verschaffen und 
netzwerkfördernd wirksam zu werden: Den Akteure vor Ort konnte zunächst 
der �Gebrauchswert� des Projekts vermittelt werden, indem die Projektmitar-
beiter/innen im Sinne einer �Dienstleitungsorientierung� vordringliche Them-
en- und Aufgabenstellungen aufgegriffen und trägerübergreifende Aktivitäten 
übernahmen. Auf dieser Basis konnten die Projekte dann � zum Teil auch 
räumlich als interkulturelles Stadtteilbüro � eine akzeptierte Rolle in der Trä-
ger- und Einrichtungslandschaft einnehmen und die regionalen Netzwerk-
strukturen unter interkulturellen Gesichtspunkten fördern (Projekttyp 3: �In-
terkulturelle Fachstellen zur Förderung der Netzwerkarbeit�). 
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Die in großstädtischen Quartieren verfolgten Strategien der sozialräumli-
chen Netzwerkarbeit lassen sich schließlich nicht ohne weiteres auf die spezifi-
schen Bedingungen in kleinstädtischen bzw. ländlichen Sozialräumen übertra-
gen. So vermieden es die hier angesiedelten Projekte im Hinblick auf das regi-
onale Trägergleichgewicht und die überschaubare Angebotsstruktur, sich of-
fensiv als �Netzwerkmanager/innen� zu profilieren und damit möglicherweise 
Irritationen und Widerstände bei ihren Kooperationspartner/innen auszulösen. 
Sie waren vielmehr bestrebt, die guten Kontakte ihres in den jeweiligen Land-
kreisen etablierten Projektträgers zu nutzen und als gleichberechtigte/r Part-
ner/in gemeinsam mit anderen Akteure auf eine Angebotsverbesserung hinzu-
arbeiten. Die zusätzlichen Projektressourcen konnten auf dieser Grundlage 
dafür eingesetzt werden, interkulturelle Aspekte und Anforderungen als Quer-
schnittaufgabe in bestehende Strukturen einzubringen (Projekttyp 4: �Förde-
rung bestehender Strukturen als gleichberechtigte Partner/innen�). 

 
 
2. Auswertungsfrage:  Welche Zielgruppen wurden in die Projekt-

arbeit einbezogen? Inwieweit konnte die 
Partizipation jugendlicher Migrant/innen 
bei der Bedarfsermittlung und Angebotsver-
besserung erreicht werden?  

 

 
Die Arbeit der Modellprojekte war direkt oder indirekt auf zwei Zielgrup-

pen gerichtet: In der Netzwerkarbeit bezogen sich ihre Aktivitäten (z.B. Fort-
bildungsveranstaltungen zu interkulturellen Kompetenzen) und Produkte (z.B. 
Sozialatlas mit Versorgungslückenanalyse) zum einen auf alle Kooperations-
partner/innen und professionelle Akteure, die in ihrer Arbeit mit Migrant/in-
nen in Kontakt kommen. Die über Netzwerkarbeit oder eigene Ressourcen 
entwickelten Maßnahmen und Angebote wurden zum anderen für die Ziel-
gruppe der zugewanderten Menschen vorgehalten. Obwohl sich die Projektar-
beit schwerpunktmäßig auf die Verbesserung der Angebotsstruktur für zuge-
wanderte Jugendliche bezog, war zu beobachten, dass die meisten Projekte im 
Vergleich zur Programmvorgabe (zugewanderte Jugendliche zwischen 12 und 
27 Jahre) weiter gefasste Zielgruppendefinitionen wählten und sowohl ältere als 
auch jüngere Migrant/innen in ihre Arbeit einbezogen. 

Damit verbunden war bei vielen Projekten ein Selbstverständnis (nach in-
nen) und ein damit verbundenes Projektprofil (nach außen), als interkulturelle 
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Fachstelle Netzwerk- und Lobbyarbeit für alle zugewanderten Migrant/innen 
zu betreiben. 

Diese �Entgrenzung� der vom Programmkonzept definierten Zielgruppen-
vorgabe wurde von den betreffenden Projekten vor allem damit begründet, 
dass sich ein umfassendes interkulturelles Netzwerkmanagement vor Ort bes-
ser vermitteln und durchführen ließe, wenn alle integrationsrelevanten Akteure 
einbezogen sind und die zu entwickelnden Maßnahmen sich nicht nur auf eine 
Altersgruppe richten. Die entsprechenden Projekterfahrungen werfen die 
Frage auf, wie sinnvoll angesichts der gewachsenen Angebots- und Kommuni-
kationsstrukturen vor Ort ein Programmkonzept zur Förderung und Etablie-
rung interkultureller Netzwerke ist, dass nur auf einen Angebots- und Altersbe-
reich (Jugendsozialarbeit nach §13 KJHG) ausgerichtet ist. 

Zur Partizipation jugendlicher Migrant/innen bei der Ermittlung ihrer spe-
zifischen Bedarfe und Belange erprobten die Projekte unterschiedliche Strate-
gien. Dazu zählen methodisch anspruchsvolle (Gruppen)Interviews, gemein-
sam mit den Jugendlichen gestaltete Videofilme zur Lebenssituation im Quar-
tier, Fragebogenerhebungen und eigene Angebote für Jugendliche, die auch zur 
Bedarfsermittlung dienten. Insbesondere die Ergebnisse der systematischen 
Befragungen wurden umfassend dokumentiert und konnten darüber zur Sensi-
bilisierung der Akteure oder zu bedarfsorientierten Angebotsgestaltung  in die 
lokalen Netzwerkstrukturen einfließen.    

Direkte Beteiligungsformen � wie �Runde Tische� oder Beiräte für jugend-
liche Migrant/innen � konnten dagegen oft nicht wie ursprünglich geplant 
umgesetzt werden. Als Hindernisse wurden hier die Schwierigkeiten, Jugend-
liche zur Beteiligung und Artikulation ihrer Bedürfnisse zu motivieren, und der 
besondere Aufwand, der dafür notwendig gewesen wäre, genannt. Nach den 
Erfahrungen eines Projekts, das ein Beteiligungsprojekte erfolgreich durchführ-
te und damit eine nachhaltige Angebotsverbesserung erreichen konnte (Ein-
richtung eines Jugendcafes), sollten die Jugendlichen nicht nur bei der Bedarfs-
ermittlung partizipieren oder beratend einbezogen werden, sondern auch mit 
Entscheidungsbefugnissen an den Maßnahmenentwicklungen beteiligt werden. 

Weiterführende Ideen und praktische Hinweise zur Initiierung und nach-
haltigen Gestaltung von Jugendlichenbeteiligung finden sich in der Handrei-
chung �Partizipation ein Kinderspiel? Beteiligungsmodelle in Kindertagesstät-
ten, Schulen, Kommunen und Verbänden� (Bruner/Winkelhofer/Zinser 
2001). 
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Vertreter/innen von Migrant/innenvereinen konnten an einigen Standorten 
in die neu etablierten oder bereits bestehenden Netzwerkstrukturen eingebun-
den werden. Als hilfreich haben sich dabei Sprach- und Kulturkenntnisse der 
Projektmitarbeiter/innen, ein direktes Zugehen (persönlicher Besuch bei den 
Vereinen) auf und attraktive Kooperationsangebote für die Migrant/innenve-
reine erwiesen. 

 
 
3. Auswertungsfrage:  Welche Erfahrungen wurden von den Pro-

jekten in der interkulturellen Netzwerkarbeit 
bzw. beim Netzwerkmanagement gesam-
melt?  

 

 
Die Erfahrungen der Modellprojekte in der interkulturellen Netzwerkarbeit 

bzw. beim Netzwerkmanagement lassen sich dahingehend unterscheiden, ob 
neue Netzwerkstrukturen aufgebaut und moderiert wurden oder migrati-
onsspezifische Aspekte in bereits bestehende Netzwerke eingebracht wurden. 

Im ersten Fall erlebten es vor allem die Projekte des Projekttyps 2 (�Neue 
Netzwerke zur Förderung der Integrationsarbeit�) als notwendig und hilfreich, 
ihre Aktivitäten zur Initiierung und Steuerung eng mit der Kommune abzu-
stimmen und sich � als freier Träger � von dieser Seite die Aufgabe des �Netz-
werkmanagements� übertragen zu lassen. Auf diesem Weg konnte der �offi-
zielle Charakter� der Netzwerkgremien betont und alle relevanten Akteure 
(z.B. auch Wirtschaftsvertreter/innen) zur Teilnahme gewonnen werden. Zu-
dem konnte darüber die zentrale Stellung der Projekte innerhalb der Netzwerk 
gewissermaßen legitimiert und abgesichert werden. 

Gleichzeitig war es nach der Erfahrung dieser Projekte wichtig, sich in der 
Netzwerksteuerung trägerneutral zu verhalten und von den Interessen des ei-
genen Trägers, der jeweils selbst Teilnehmer/in an den Netzwerkgremien war, 
abzugrenzen. Durch die neutrale Rolle der �Netzwerkmanager/innen� ließen 
sich Konkurrenzsituationen vermeiden. Die Motivation der Akteure zur Netz-
werkarbeit konnte zudem dadurch gefördert werden, dass die von ihnen ge-
äußerten thematischen Bedürfnisse und Interessen in den Sitzungen aufgegrif-
fen und bearbeitet wurden (vgl. Becker 2000).   

Einen wichtigen Faktor für die Effizienz der Gremienarbeit stellte die orga-
nisatorische Struktur der Netzwerke dar. Als diesbezüglich hilfreich wurde der 
themenbezogene Austausch in Unterarbeitsgruppen, selbstverpflichtende 
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Netzwerksatzungen, regelmäßige Sitzungen und Arbeitsweisen, die Verbind-
lichkeiten herstellen (z.B. Protokoll mit schriftlicher Aufgabenverteilung, pro-
fessionelle Moderation), eingestuft.       

Im Vergleich zur Netzwerkarbeit in selbstinitiierten Strukturen boten sich 
den Projekten über die Mitarbeit in bereits bestehenden Gremien weniger 
Möglichkeiten, interkulturelle Aspekte einzubringen und Verbesserungen in 
der Angebotsstrukturen zu erreichen. Mehrheitlich handelte es sich dabei nicht 
um Arbeitskreise, die sich thematisch auf interkulturelle Aspekte beschränkten, 
sondern um Gremien der sozialen oder Stadtteilarbeit allgemein. Die Projekt-
mitarbeiter/innen sahen den Hauptnutzen ihrer Teilnahme an diesen Gremien 
darin, das Projekt und seine Zielsetzung bekannt zu machen und mit anderen 
Akteuren Informationen auszutauschen. Zum Teil konnten sie dazu beitragen, 
die Gremienarbeit effektiver zu gestalten. Durch die Einnahme einer führen-
den Rolle (z.B. Moderation des Arbeitskreises) wurde es zudem leichter mög-
lich, projektrelevante Akzente zu setzen.   

Abseits der Gremienarbeit gelang es vielen Projekten, über die Strategie ei-
ner lokalen, themenspezifischen Vernetzung, bei der die Projekte mit nur we-
nigen ausgewählte Kooperationspartner/innen intensiv kooperierten, passge-
naue Konzepte und Maßnahmen zu entwickeln und umzusetzen.  

Generell ist nach den Erfahrungen der Projektmitarbeiter/innen für die 
Ausübung einer Managementfunktion innerhalb des interkulturellen Netzwer-
kes zweierlei erforderlich: Für die �Pflege� und Steuerung der aufgebauten 
Vernetzungsstrukturen müssen zusätzliche Ressourcen (Zeit, Verwaltungsauf-
wand, Finanzen) bereitgehalten werden (vgl. Klawe 2000; Seckinger 2001). Die 
Netzwerkmanager/innen müssen darüber hinaus eine neutrale Position inner-
halb der Netzwerkstrukturen einnehmen, um bei Kooperationspartner/innen 
Misstrauen abzubauen und Akzeptanz für ein interkulturelles Netzwerk zu 
schaffen. Dabei kann es passieren, das die/der interkulturelle Netzwerkmana-
ger/in und die dahinterstehende Fachstelle für Migration Initiativen anstößt 
und zur Realisierung führt, von denen sie oder ihr Träger letztlich nicht selbst 
profitieren, da die Kommune die Gelder für die erkämpfte Maßnahme zum 
Teil an andere Träger oder Einrichtungen vergibt.  

Vor diesem Hintergrund muss kritisch hinterfragt werden, ob Jugendge-
meinschaftswerke oder anderen Einrichtungen der Jugendsozialarbeit zukünf-
tig in der Lage sind, eine solche �neutrale�, uneigennützige Rolle auch ohne 
zusätzlich Modellprojektressourcen (die zudem die Rollentrennung zwischen 
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dem Modellprojekt als Moderator/in und dem Jugendgemeinschaftswerk als 
Teilnehmer/in der Netzwerke ermöglichten) zu übernehmen. Alternativ oder 
ergänzend hierzu wäre zu prüfen, interkulturelle Netzwerkmanager/innen � 
auch im Hinblick auf die Steuerungsverantwortung der kommunalen Verwal-
tung � bei kommunalen Stellen anzusiedeln.  

 

 
4. Auswertungsfrage:  Wie gelang es, interkulturelle Gesichts-

punkte in die kommunalen Planungs- und 
Stadtentwicklungsprozesse einzubringen ?  

 
 

Das hochgesteckte Programmziel, über die Projektarbeit interkulturelle As-
pekte in kommunale Planungsprozesse � insbesondere in die Jugendhilfepla-
nung � einzubringen, war im Rahmen der knapp dreijährigen Programmlauf-
zeit kaum zu realisieren. An zwei Standorten hatten Projektmitarbeiter/innen 
zwar einen festen Sitz im Jugendhilfeausschuss. Dieser wurde allerdings für 
den Projektträger wahrgenommen und kann daher nicht unmittelbar auf die 
Projektarbeit zurückgeführt werden.  

Die Schwierigkeiten dabei, das Programmziel der Einflussnahme auf kom-
munale Planungsprozesse vor Ort umzusetzen, sind auch auf die ungünstigen 
kommunalen Ausgangsbedingungen zurückzuführen, mit denen sich die 
Mehrheit der Projekte konfrontiert sah: Kommunale Stellen waren hier nur 
unzureichend über Programminhalte und Projektziele informiert und standen 
den Modellprojekten daher anfangs skeptisch bis abweisend gegenüber. Nur an 
vier Standorten zeigte sich die Kommune von Anfang an aufgeschlossen und 
interessiert den Projektzielen gegenüber. 

Aufgrund ungünstiger Ausgangsbedingungen waren an vielen Standorten 
zunächst profilklärende Aktivitäten erforderlich, um eine positivere Einstellung 
bei kommunalen Stellen bzw. eine Unterstützung der Projektarbeit durch die 
Kommune zu erreichen. Abhängig von den regionalen Kontextbedingungen 
setzten die Projekte unterschiedliche Strategien ein, um mit kommunalen Stel-
len zu kooperieren und migrationsspezifische Aspekte auf dieser Ebene gel-
tend zu machen. Neben den �offiziellen� Einflusswegen � der Teilnahme an 
Gremien mit Beteiligung kommunaler Vertreter/innen (z.B. AG nach §78 
KJHG) oder Gesprächen mit den zuständigen Vertreter/innen des regionalen 
Jugendamtes � wurden dazu auch informelle Kontakte zu �Schlüsselpersonen� 
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oder Kooperationen mit kommunalen Bündnispartner/innen zu spezifischen 
Themenstellungen genutzt.  

Die Projektanliegen wurden dann systematisch entlang der formalen kom-
munalen Hierachieebenen bzw. in offizielle Gremien eingebracht, wenn sich 
die Projektmitarbeiter/innen dazu legitimiert fühlten. Das entsprechende 
Mandat hierzu konnte über die Kommune selbst (z.B. als Auftrag, ein kom-
munales Integrationskonzept zu erarbeiten), über eine �demokratische� Absi-
cherung (z.B. Vertretung einer gemeinsamen Trägerinitiative) oder über (durch 
einen Sozialatlas erworbenes) Expert/innenwissen gewonnen werden.   

Nachhaltige Wirkungen auf der kommunalen Ebene � z.B. die Erarbeitung 
eines kommunalen Integrationskonzepts als systematische Grundlage für eine 
Berücksichtigung der Belange von Migrant/innen in kommunalen Planungs-
prozessen � konnten nur dort erzielt werden, wo die Kommune selbst einen 
Handlungsbedarf sah und die Projektarbeit von Beginn an als Partner/in un-
terstützte. Dieses Ergebnismuster verweist auf die Notwendigkeit, kommunale 
Strukturen und lokale Akteure bereits im Vorfeld von Projektimplementierun-
gen zu informieren bzw. in die Planungen mit einzubeziehen, um so die Ak-
zeptanz für die Projektarbeit zu verbessern, eine nachhaltige Umsetzung der 
Projektziele von vorneherein zu ermöglichen und �  als langfristige Zielsetzung 
� die Entwicklung von interkulturellen Leitbildern bei den Kommunen (vgl. 
Handschuck/Schröer 2000; 2001) anzuregen.  

Die im Programmkonzept vorgesehene enge Kooperation zwischen den 
Projekten und dem Quartiersmanagement im Rahmen des Programms �Stadt-
teile mit besonderem Erneuerungsbedarf � die Soziale Stadt� konnte nur an 
wenigen Standorte realisiert werden. Ausschlaggebend für die gelungene Zu-
sammenarbeit zwischen Projekt und Quartiersmanagement war ihre räumliche 
Nähe und hinlängliche Berührungspunkte zwischen beiden Partner hinsichtlich 
Projektgebiet und inhaltlicher Ausrichtung der Aktivitäten. Wenn diese Bedin-
gungen erfüllt waren, wurden die Projekten als Ansprechpartner/in für die 
Belange (jugendlicher) Migrant/innen wahrgenommen und ins Stadtteilmana-
gement involviert. 
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5. Auswertungsfrage:  Welche nachhaltigen Angebotsverbesserun-

gen unter interkulturellen Gesichtspunkten 
konnten erzielt werden ?  

 

 
Nachhaltige strukturelle Verbesserungen der Angebotsstrukturen über die 

Projektlaufzeit hinaus konnten insbesondere an den Standorten verzeichnet 
werden, an denen die Modellprojekte durch die Unterstützung der Kommune 
und die Stellung eines etablierten Projektträgers über die implizite Legitimation 
verfügten, bisher fehlende Netzwerkstrukturen für die Integration von Zuwan-
derern und Zuwanderinnen aufzubauen. Diese neu geschaffenen interkulturel-
len Netzwerke werden mit Unterstützung der Kommune bzw. von Kooperati-
onspartner/innen der Projekte auch nach Programmende fortgeführt und 
können als Informations- und Planungsgremium bzw. als kommunale Begut-
achtungsinstanz für neue Projekte der Integrationsarbeit genutzt werden. Die 
während der Programmlaufzeit an zwei Standorten erarbeiteten Entwürfe für 
kommunale Integrationskonzepte werden von den Kommunen übernommen 
bzw. verantwortlich weiterverfolgt. Um die weitere Bearbeitung der Pro-
grammthematik zu gewährleisten, übernahm die Kommune an zwei Standorten 
die Finanzierung von Stellen, die bisher in den Modellprojekten angesiedelt 
waren.  

Dagegen konnten an Standorten mit ungünstigen Rahmenbedingungen 
(Desinformation der Kommune, anfänglich Akzeptanzprobleme) nur dann 
strukturelle Angebotsverbesserungen erzielt werden, wenn die von den Pro-
jekten entwickelten Angebote und Initiativen von Kooperationspartner/innen 
oder von den Jugendgemeinschaftswerken des Projektträgers übernommen 
und weitergeführt werden. Durch den Wechsel von insgesamt vier Projektmit-
arbeiter/innen auf Stellen in den kooperierenden Jugendgemeinschaftswerken 
wird zudem an drei Standorten ein direkter Erfahrungstransfer ermöglicht, der 
im Sinne einer nachhaltigen Weiterentwicklung der Einrichtungen zur regio-
nale Verbesserung der Angebotsstrukturen beitragen könnte. 

Die Veröffentlichungen der Projekte zu Bestands- und Bedarfserhebungen 
(Sozialatlas) und die von ihnen herausgegebenen Broschüren und Angebots-
übersichten mit Servicefunktion können in den jeweiligen Sozialräumen weiter 
genutzt werden. Inwieweit die vielfältigen Effekte zur Sensibilisierung und 
Wissensvermittlung hinsichtlich interkultureller Themen und Fragestellungen 
bei den Akteuren langfristig wirksam bleiben, muss abgewartet werden.    
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6. Auswertungsfrage:  Wie konnte eine Öffnung und Weiterent-

wicklung der Jugendgemeinschaftswerke 
gefördert werden?  

 

 
Die Entwicklung der Jugendgemeinschaftswerke, die über die Modellpro-

jekte in das Bundesmodellprogramm �Interkulturelles Netzwerk der Jugendso-
zialarbeit im Sozialraum� einbezogen waren, verlief von Standort zu Standort 
sehr unterschiedlich. Zwar hatten sich zu Programmbeginn bereits alle Jugend-
gemeinschaftswerke mit der Aufgabenstellung, ihre Angebote zukünftig für alle 
zugewanderten Jugendlichen zu öffnen, auseinandergesetzt und waren diesbe-
züglich sensibilisiert. Dennoch kamen im Projektverlauf nicht alle Einrichtun-
gen über diese Phase der �Bewusstseinsbildung� hinaus. 

Die Gründe für diese verzögerte Weiterentwicklung und Erprobung neuer 
Ansätze sahen die betroffenen Jugendgemeinschaftswerke vornehmlich in 
mangelnden Zeit- und Personalressourcen bei anhaltend hoher Arbeitsauslas-
tung mit den Angeboten für die klassische Zielgruppe jugendlicher Aussied-
ler/innen.  

An anderen Standorten hatten die Jugendgemeinschaftswerke � zum Teil 
schon vor Programmbeginn � bereits grundlegende und verbindliche Änderun-
gen hinsichtlich Zielgruppenöffnung und Arbeitsweisen vorgenommen und 
sich auch konzeptionell als Fachstelle für alle Migrant/innen neu ausgerichtet. 

Wie sehr die Jugendgemeinschaftswerke in ihrem unterschiedlichen Ent-
wicklungsstand von den Beiträgen der Modellprojekte zur Öffnung und Wei-
terentwicklung profitieren konnten, hing von unterschiedlich günstigen Kon-
textfaktoren und daraus resultierend entsprechend mehr oder minder intensi-
ven Kooperationsformen der beiden Partner/innen ab.  

Besonders förderlich für ihre Kooperation war eine starke räumliche, in-
haltliche und arbeitsstrukturelle Verzahnung, die das Selbstverständnis der Ko-
operationspartner/innen unterstrich, ein einheitliches Team mit gemeinsamer 
Zielsetzung zu sein. Erleichtert wurde die Kooperation zwischen Modellpro-
jekt und Jugendgemeinschaftswerk zudem an den Standorten, an denen die 
Träger vor Ort von Anfang an klare Positionen bezogen und den Projektmit-
arbeiter/innen ein eindeutiges Mandat bzw. klare Kompetenzen hinsichtlich 
der Förderung der JGW-Entwicklung zuschrieben. Besonders deutlich wurde 
dies dort, wo die Einrichtung- oder Abteilungsleiter/innen bereits in der An-
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tragsphase die Absicht verfolgten, mit dem Modellprojekt das Profil der eige-
nen Einrichtung (des Jugendgemeinschaftswerkes) zu verändern. 

Theoretisch machte es die modellhafte Erprobung von Strategien zur 
Netzwerk- und Lobbyarbeit durch die Modellprojekte allen Jugendgemein-
schaftswerken möglich, Kontakte zu neuen Kooperationspartner/innen der 
Migrations- und Jugendsozialarbeit herzustellen. Eine nachhaltige Förderung 
des Öffnungs- und Vernetzungsprozesses war aber insbesondere dort zu beo-
bachten, wo die Modellprojekte integrale Bestandteile der Jugendgemein-
schaftswerke waren und die Veränderungen mit den zusätzlichen Projektres-
sourcen gleichsam �von Innen heraus� betrieben werden konnten.    

 
 
7. Auswertungsfrage:  Wie wurden die spezifischen Belange von 

weiblichen und männlichen jugendlichen 
Migranten bei der Programmumsetzung be-
rücksichtigt (Gender-Mainstreaming)? 

 

 
An den meisten Standorten ließen sich Ansätze zum Einbezug geschlechts-

spezifischer Aspekt und Bedarfe beobachten. So wurden zum Teil gezielt Maß-
nahmen und Zugänge entwickelt, die auf die spezifischen Bedürfnisse der zu-
gewanderten weiblichen Jugendlichen zugeschnitten waren (z.B. Selbstbe-
hauptungs- und Computerkurse für Mädchen). Ein Modellprojekt zeichnet 
sich durch einen besonderen geschlechtsspezifischen Schwerpunkt in der Pro-
jektkonzeption aus. Mit den diesbezüglichen Erfahrungen aus dem Modell-
projekt sollen an diesem Standort die bisherigen Arbeitsweisen und Ansätze 
des Jugendgemeinschaftswerkes in der Integrationsarbeit mit jungen Migran-
tinnen gefördert und weiterentwickelt werden.       

Die durch die Erhebungen der Modellprojekt ermittelten Unterschiede zwi-
schen Jungen und Mädchen bezüglich Bedarfen und Angebotsnutzung weisen 
insgesamt darauf hin, dass für Jugendliche beiderlei Geschlechts adäquate An-
gebote geschaffen werden müssen � nötigenfalls in getrennten Maßnahmen. 
Die Partizipation von weiblichen Jugendlichen an offenen, gemischtge-
schlechtlichen Angeboten könnte möglicherweise durch den verstärkten Ein-
satz von weiblichen Betreuerinnen gefördert werden. Für junge Mütter könnte 
der Zugang zu Maßnahmen (z.B. Sprachkurse) durch das zusätzliche Angebot 
einer begleitenden Kinderbetreuung erleichtert werden. 
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2 Implikationen für die Weiterentwicklung 
der Jugendgemeinschaftswerke zu Ju-
gendmigrationsdiensten – ein Leitfaden 

 
Unabhängig vom Inkrafttreten des neuen Zuwanderungsgesetzes will das 
BMFSFJ im Jahr 2003 für junge Migrant/innen �die sozialpädagogische Be-
gleitung (...) durch die Umstrukturierung und den Ausbau der Jugendgemein-
schaftswerke zu modernen Migrationsdiensten gewährleisten und verbessern� 
(Pressemitteilung des BMFSFJ vom 9.1.2003). Mit der Richtlinienänderung im 
Kinder- und Jugendplan des Bundes zum 01.01.2001 wurde schon vor zwei 
Jahren eine neue rechtliche Grundlage geschaffen, die die Zielgruppenöffnung 
der Jugendgemeinschaftswerke von der bisherigen Zielgruppe der jugendlichen 
Aussiedler/innen auf alle Jugendlichen mit Migrationshintergrund legitimiert. 
Um die neue Aufgabe der �sozialpädagogischen Begleitung� von jugendlichen 
Migrant/innen im Sinne ihrer Integration in weiterführende Schulen, Ausbil-
dungs- und Arbeitsplätze bewerkstelligen zu können, werden die künftigen 
Jugendmigrationsdienste sozialräumliche Managementaufgaben für die Vernet-
zung integrationsrelevanter Dienste übernehmen müssen.  

Durch die Arbeit der Modellprojekte, die im Rahmen des Bundesmo-
dellprogrammes �Interkulturelles Netzwerk der Jugendsozialarbeit im Sozial-
raum� sowohl die �Etablierung und Förderung interkultureller Netzwerke� als 
auch die �Öffnung und Weiterentwicklung der Jugendgemeinschaftswerke� 
modellhaft erprobten, liegen zum Ende der Laufzeit Ergebnisse und Erkennt-
nisse vor, die für die Weiterentwicklung der Jugendgemeinschaftswerke zu 
Jugendmigrationsdiensten genutzt werden können.  

Im folgenden Leitfaden zur JGW-Entwicklung sind die Programmergebnisse 
zu den Aspekten �Zielgruppenöffnung� und �Übernahme von sozialräumli-
chen Managementaufgaben� stichpunktartig integriert. Damit kann der Leitfa-
den auf der Basis der verdichteten Modellerfahrungen einen hilfreichen Beitrag 
zur Organisationsentwicklung der bisherigen Jugendgemeinschaftswerke leis-
ten. 

Da die Programmergebnisse nur in komprimierter Form in den Leitfaden 
eingearbeitet wurden, kann es zum Verständnis mitunter hilfreich sein, immer 
wieder die ausführlichere Darstellung der Ergebnisse bzw. zumindest die Zu-
sammenfassung der Ergebnisse in Kapitel III.1 heranzuziehen. Vor dem Hin-



 173 

tergrund der dort beschrieben Zusammenhänge gewinnen die stichpunktar-
tigen Zusammenfassungen des Leitfadens an Anschaulichkeit.  

Die vier Abschnitte des Leitfadens � �Zielformulierung�, �Analyse der 
Ausgangssituation�, �Entwicklungsbedarf der Einrichtung und Rolle der/des 
Entwicklungsbeauftragten� und �Strategien zur Weiterentwicklung� � bauen 
aufeinander auf und skizzieren vier Schritte im Prozess der Einrichtungsent-
wicklung. Die einzelnen Abschnitte sind jeweils mit mehreren zentralen Analy-
sefragen versehen, die das Arbeiten mit den Stichpunkten leiten und erleich-
tern sollen. 
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2.1 Zielformulierung 
 
Um in den Prozess der Weiterentwicklung der Jugendgemeinschaftswerke zu 
Jugendmigrationsdiensten einsteigen zu können, empfiehlt es sich, in einem 
ersten Schritt die generelle Zielrichtung der Weiterentwicklung (Leitziel) festzu-
stellen und die Ausdifferenzierung entsprechender  Teilziele (Mittler- und 
Handlungsziele) vorzunehmen, welche die Einrichtungsveränderung beschrei-
ben.  

Gemäß den öffentlichen Vorgaben liegen die Leitziele zum einen bei der 
Öffnung der Angebote für alle Jugendlichen mit Migrationshintergrund und 
zum anderen bei der Übernahme einer Mittlerfunktion zu den Regeldiensten 
bzw. einer Übernahme von Managementfunktionen im Sozialraum durch die 
Jugendgemeinschaftswerke (vgl. von Heinz 2003). Für die Ausdifferenzierung 
der Teilziele (Mittler- und Handlungsziele) aus den Leitzielen bietet es sich an, 
die entsprechenden Schemata aus den Ergebniskapiteln einzubeziehen. An 
Hand des Schemas �Indikatoren für die Veränderungsphasen� (vgl. Tabelle 
II.2.3 und Anhang) kann eine Zuordnung der eigenen Einrichtung (Jugendge-
meinschaftswerk) in Bezug auf den angestrebten Stand der �Zielgruppenöf-
fnung� vorgenommen werden. Die Schemata zu den Outcomeebenen (vgl. 
Tabellen II.1.1-II.1.3), die Veränderungsindikatoren für den Programmschwer-
punkt �Netzwerkarbeit� beinhalten, können für die Zielbestimmung eines Ju-
gendgemeinschaftswerkes hinsichtlich der �Übernahme von sozialräumlichen 
Managementaufgaben� herangezogen werden. Die Schemata sollten allerdings 
einrichtungs- und sozialraumspezifisch angepasst werden, um den jeweiligen 
Kontextbedingungen gerecht zu werden. 

Während die Leitziele, die grundsätzliche Ausrichtung eines Vorhabens an-
geben, erlauben die Mittler- und Handlungsziele eine konkretisierte praktische 
Orientierung auf dem Weg zur Realisierung des Leitzieles. Dabei sollten die 
Ziele einen angestrebten zukünftigen Zustand positiv beschreiben. Aus der 
Zielbeschreibung soll hervorgehen, was mit diesem Ziel bezweckt wird und 
welche Veränderung beispielsweise bei der Zielgruppe im Ergebnis ausgelöst 
werden soll. Eine Handreichung zur Methodik der �Zielfindung und Zielklä-
rung� liegt beim BMFSFJ in der Reihe Materialien zur Qualitätssicherung in 
der Kinder- und Jugendhilfe vor (BMFSFJ 1999c: Zielfindung und Zielklärung 
� ein Leitfaden. Download: www.bmfsfj.de/Anlage2982/QS_21.pdf). 
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2.1.1 Leitziel: Weiterentwicklung der Jugendgemeinschaftswerke zu 
Jugendmigrationsdiensten 

 
Zentrale Analysefrage: Welches Leitziel gibt die Richtung der Weiterentwicklung 
des Jugendgemeinschaftswerkes vor? 
 
a) Fokus auf die Einrichtung: Öffnung der Angebote für alle Jugendlichen 

mit Migrationshintergrund; Ausbau der �Sozialpädagogischen Begleitung� 
b) Fokus auf den Sozialraum: Mittlerfunktion zu den Regeldiensten; Netz-

werkarbeit und Managementfunktion im Sozialraum 
 

2.1.2 Differenzierung in Handlungsziele 
 
Zentrale Analysefrage: In welche Handlungsziele kann das Leitziel ausdifferen-
ziert werden? 
 
a) Fokus auf die Einrichtung: Zieldifferenzierung auf der Grundlage des 

Schemas �Indikatoren für die Veränderungsphasen�  (vgl. Tabelle II.2.3 
und Anhang), das einrichtungsspezifisch angepasst werden kann 

b) Fokus auf den Sozialraum: Zieldifferenzierung auf der Grundlage der 
Schemata zu den Outcomeebenen (vgl. Tabellen II.1.1-II.1.3), die einrich-
tungs- und sozialraumspezifisch angepasst werden können 
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2.2 Analyse der Ausgangsituation 
 
Um später entsprechend den Kontextbedingungen der jeweiligen Einrichtung 
angemessene Strategien zur Weiterentwicklung erarbeiten zu können, emp-
fiehlt es sich, nach der Formulierung von langfristigen Leitzielen und der Aus-
differenzierung von Handlungszielen im zweiten Schritt, eine möglichst genaue 
und realistische Analyse des Ist-Zustandes im Hinblick auf das Jugendgemein-
schaftswerk und den für die Einrichtung relevanten Sozialraum durchzuführen.  

Hierzu können wiederum die schon erwähnten Schemata (Indikatoren für 
die drei Outcomeebenen und für die JGW-Veränderungsphasen) hilfreich sein. 
Um der (sozial-)strukturellen Einbettung der Jugendgemeinschaftswerke, die 
die Weiterentwicklung zum Jugendmigrationsdienst entscheidend mitprägt, 
gerecht zu werden, enthält der Leitfaden stichpunktartig Anregungen zur Ana-
lyse des Ist-Zustandes auf der Einrichtungsebene, der lokalen Trägerebene, der 
Ebene der Zielgruppe, der Ebene der lokalen Strukturen und der (fach-) politi-
schen Ebene bzw. der öffentlichen Einflüsse (vgl. dazu Tabelle II.2.2). Ein-
flüsse auf diesen Ebenen, die sich auch wechselseitig bedingen, prägen die 
Rahmenbedingungen eines Jugendgemeinschaftswerkes und können eine 
Weiterentwicklung unterschiedlich intensiv befördern oder auch hemmen. 

 

2.2.1 Einrichtungsebene Jugendgemeinschaftswerk  
 
Zentrale Analysefrage: Auf welche Art und Weise prägen das bisherige Selbstver-
ständnis, die Angebotsstruktur und die vorhandenen Ressourcen das derzeitige 
Profil der Einrichtung? 
 
a) Selbstverständnis der Einrichtung (konzeptionelle Ausrichtung, Zielgrup-

pen, Arbeitsweisen,  Haltung gegenüber den neuen Zielen) 

b) Angebotsstruktur der Einrichtung (Beratung, Case-Management, Sprach-
kurse, Integrationskurse, Sozialraum-Management) 

c) Standort der Einrichtung (Übergangswohnheim, Stadtteilbüro, Zugang zur 
Zielgruppe)  

d) Professionelles Selbstverständnis und Qualifikation der Mitarbeiter/innen 
(am bisherigen Profil der Einrichtung orientiert, Interkulturelle Kompe-
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tenz, Sprachkenntnisse, eigener Migrationshintergrund, Managementkom-
petenzen) 

e) Vorhandene finanzielle, personelle, räumliche, zeitliche, politische, logisti-
sche Ressourcen (Büro- und Sachmittelausstattung, sonstige Räume, Ho-
norarkräfte, ehrenamtliche Mitarbeiter/innen, Supervision usw.) 

 

2.2.2 Lokale Trägerebene 
 
Zentrale Analysefragen: Welche Rolle spielt der lokale Träger für das derzeitige 
Selbstverständnis und die Handlungsmöglichkeiten des Jugendgemeinschafts-
werkes und seine Einbettung in die sozialräumlichen Strukturen vor Ort? 
 
a) Selbstverständnis des Trägers (konzeptionelle Ausrichtung, Zielgruppen, 

Arbeitsweisen, Haltung gegenüber den neuen Zielen) 

b) Angebotsstruktur des Trägers (bisherige Verankerung in der Jugendsozial-
arbeit, in der Migrationssozialarbeit) 

c) Vorhandene finanzielle, personelle, räumliche, zeitliche Ressourcen 

d) Unterstützung durch den Träger auf Bundes- und Landesebene 

e) Politische Bedeutung des Trägers auf lokaler Ebene 
 

2.2.3 Ebene der Zielgruppe 
 
Zentrale Analysefragen: Welche Zielgruppen können in der Arbeit der Einrich-
tung unterschieden werden? Wie gestaltet sich die Arbeit mit der bisherigen 
jugendlichen Zielgruppe? 
 
a) Definition der Zielgruppen (verschiedene Gruppen von Jugendlichen; aber 

auch: integrationsrelevante Akteure der Jugend- und Migrationssozialarbeit, 
der Migrant/innenvereine, der (kommunalen) Ämter und Behörden, der 
privaten und freien Träger, Firmen usw.) 

b) Sprachliche, kulturelle, rechtliche, religiöse Kenntnisse über die jugendliche 
Zielgruppe 

c) Kenntnisse über Bedarfe und Interessen der jugendlichen Zielgruppe (Ori-
entierung und Beratung, Lebens- und Berufsplanung, Ausbildung, Freizeit) 
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d) Angebote für die Zielgruppe (sozialpädagogische Betreuung, Beratung, 
Sprachkurse, Integrationskurse, weitere Qualifizierungskurse)  

e) Zugang zur bisherigen/nicht erreichten jugendlichen Zielgruppe 

f) Beteiligung der jugendlichen Zielgruppe 
 

2.2.4 Ebene der lokalen Strukturen/Einbettung des Jugendgemein-
schaftswerkes 

 
Zentrale Analysefrage: Wie kann die derzeitige Einbettung des Jugendgemein-
schaftswerkes im Sozialraum im Verhältnis zu anderen Anbieter/innen der 
Jugend- und Migrationssozialarbeit und zu relevanten Kooperationspart-
ner/innen charakterisiert werden?  
 
a) Verankerung der Einrichtung im Sozialraum, in der Kommune, in der Trä-

gerlandschaft (vorhandenes Wissen über die Einrichtung und deren Ange-
bote, Akzeptanz, Konkurrenz, Grad der Etablierung, Kooperationen) und 
Rolle der Einrichtung (Vertretungsfunktionen)   

b) Art des Sozialraumes: Bevölkerungsstruktur (Anteil von Migrant/innen), 
Fremdenfeindlichkeit, ökonomische Situation, städtische oder ländliche 
Struktur (Überschaubarkeit der Angebote der Migrationssozialarbeit), alte 
vs. neue Bundesländer (unterschiedlicher Etablierungsgrad von Vernet-
zungsstrukturen, Trägerzuständigkeiten) 

c) Anbieter/innen und Angebote der Migrations- und Jugendsozialarbeit 
(Anzahl, Relevanz)  

d) Relevante Kooperationspartner/innen aus der Jugend- und Migrationssozi-
alarbeit, aus Migrant/innenvereinen sowie (kommunalen) Ämtern und Be-
hörden, der privaten und freien Träger, Firmen usw. 

e) Zusammenarbeit in (bisher schon funktionierenden) Netzwerkstrukturen 
(Arbeitskreise, Gremien, Ausschüsse, bilaterale Kooperationen), Vernet-
zungsgrad der Netzwerke, Rolle der Einrichtung in diesen Netzwerken 
(gleichberechtigt, leitend) 
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2.2.5 (Fach-) Politische Ebene/Öffentliche Einflüsse 
 
Zentrale Analysefrage: Wie beeinflussen Gesetze, Richtlinien, Programme und 
aktuelle Diskussionen die bisherige Arbeit der Einrichtung? 
 
a) Gesetzliche Lage und Konzepte (AuslG/AufenthG, SGB VIII/KJHG, 

KJP, BVFG) 

b) Neue Richtlinien 

c) Programme auf Bundes- oder Landesebene 

d) Konzepte der bundeszentralen Trägerverbände, Fachpolitische und fachli-
che Diskurse 
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2.3 Enwicklungsbedarf der Einrichtung und Rolle 
der/des Entwicklungsbeauftragten 

 
Im Abgleich des Ist-Zustandes mit dem erwünschten Zustand, der durch die 
Ausdifferenzierung der Leitziele in Handlungsziele beschrieben wurde, kann 
im dritten Schritt der Entwicklungsbedarf der eigenen Einrichtung festgestellt 
werden. Daraus kann schließlich auch die Rolle und das Aufgabenspektrum 
einer/eines Entwicklungsbeauftragten abgeleitet werden. In Anlehnung an die 
Position, Rolle und Aufgaben einer/eines Qualitätsbeauftragten erscheint es 
hilfreich, wenn jede Einrichtung entsprechend der eigenen Erfordernisse 
eine/n Entwicklungsbeauftragte/n beruft. Es empfiehlt sich dafür in größeren 
Einrichtungen eine Person der mittleren Leitungsebene, die sowohl Vertrauen 
und Akzeptanz hierarchisch sowohl nach oben (Träger und Leitung) als auch 
nach unten (Mitarbeiter/innen) genießt. Außerdem sollte die/der Entwick-
lungsbeauftragte über gute Kenntnisse der Arbeitsinhalte und der Eigen- und 
Besonderheiten der Einrichtung verfügen. Mit den notwendigen Entschei-
dungskompetenzen ausgestattet gestaltet ein/e Entwicklungsbeauftragte zu-
sammen mit den Mitarbeiter/innen den gemeinsamen Prozess der Organisati-
onsentwicklung, bestimmt aber nicht über die Ziele und Inhalte der Entwick-
lung. Zusätzlich dazu könnte eine externe Beratung die Arbeit der/des Ent-
wicklungsbeauftragten unterstützen. (vgl. BMFSFJ (2001b): Leitfaden für Qua-
litätsbeauftragte. Download: www.bmfsfj.de/Anlage2988/QS_28.pdf). 

Entsprechend der fünf Veränderungsphasen zum Entwicklungsprozess von 
Jugendgemeinschaftswerken (vgl. Tabelle II.2.3 und Anhang) und orientierend 
an den beispielhaften Outputs der Modellprojekte (vgl. Tabelle II.1.4) können 
mögliche Aktivitäten eines Jugendgemeinschaftswerkes unter der Moderation 
durch die/den Entwicklungsbeauftragte/n bestimmt werden. 

 
a) Transfer von Infos und Erfahrungen (Inhaltliche Gestaltung von Fortbil-

dungen und Tagungen, gemeinsame Dienstbesprechungen u.a.)  

b) Erprobung von Angeboten (Initiierung und Umsetzung neuer Angebote 
u.a.) 

c) Vernetzungs- und Lobbystrategien (Vermittlung von neuen Kooperations-
partner/innen durch Vernetzungsstrategien)  
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d) Öffentlichkeitsarbeit für ein neues Image (Flyer, Infomaterial, Presse, In-
ternetpräsentation) 

e) Erarbeitung eines neuen Konzeptes 
 
Entsprechend den Erfahrungen aus den Modellprojekten ist durch ein ho-

hes Maß an regelmäßiger Zusammenarbeit eine effiziente Entwicklung von 
�Innen heraus� möglich. Entscheidend für die Legitimierung des Vorgehens 
und der Befugnisse der/des Entwicklungsbeauftragten gegenüber allen von der 
Entwicklung Betroffenen ist jedoch eine klare Position des Trägers vor Ort 
sowohl bezüglich des Auftrages zur Weiterentwicklung als auch bezüglich eines 
eindeutigen Mandates bzw. klarer Kompetenzzuweisungen an die/den Ent-
wicklungsbeauftragte/n (vgl. II.2.5.2). 

Außerdem wird ein Jugendgemeinschaftswerk auf dem Weg zum Jugend-
migrationsdienst ergänzende finanzielle, personelle, räumliche, zeitliche und 
logistische Ressourcen benötigen, um eine nachhaltige Organisationsentwick-
lung leisten zu können. Auch diese benötigten Ressourcen gilt es detailliert 
festzustellen, um die Machbarkeit der Weiterentwicklung realistisch einschät-
zen zu können. Bei Bedarf müssen zusätzliche Ressourcen bereitgestellt wer-
den. 
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2.4 Strategien zur Weiterentwicklung 
 

Gemäß den festgestellten Kontextbedingungen und dem erhobenen Ent-
wicklungsbedarf der eigenen Einrichtung können im vierten Schritt unterschied-
liche Strategien zur Weiterentwicklung des Jugendgemeinschaftswerkes zum 
Jugendmigrationsdienst verfolgt werden. Die Mitarbeiter/innen der Modell-
projekte aus dem Bundesmodellprogramm �Interkulturelles Netzwerk der Ju-
gendsozialarbeit im Sozialraum� entwickelten auf der Basis der jeweilig vorge-
fundenen Sozialraumbezüge beispielhaft entsprechende Strategien (vgl. II.1.3).  

Die daraus gewonnen Erfahrungen zu den Bereichen  �Bestands- und Be-
darfsanalysen�, �Beteiligung der Zielgruppe�, �Netzwerkarbeit � sozialräumli-
ches Management� und �Gewinnung der Kommune als zentrale/r Kooperati-
onspartner/in� können nun für Jugendgemeinschaftswerke  Anhaltspunkte für 
die Entwicklung eigener, kontextangepasster Strategien liefern.  

 

2.4.1 Bestands- und Bedarfsanalysen  
 

Zentrale Analysefragen: Liegen bereits Bestands- und Bedarfsanalysen für den 
Sozialraum vor? Wozu sollen die Analysen genutzt werden? Ist der Bedarf an 
Analysen aus Sicht der relevanten Akteure gegeben? Sind sie bereit sich an den 
Analysen zu beteiligen?  
 
a) Aspekte zur Erhebung bestehender Angebote sowie zur Analyse von Be-

darfen (vgl. II.1.4.1 und 1.4.2) 

• Umfang und Schwerpunkt der Analysen (alle sozialen Einrichtungen, 
besonders relevante Einrichtungen, besondere Angebotsarten) 

• Systematik (informell, offensiv, systematisch, umfassend, ergänzend)  

• Methode (Gruppeninterviews, Expert/inneninterviews, Fragebögen, 
direkter Kontakt, Vernetzungslandkarten) 

• Inhalt/Gegenstand, Personen (Bestand, Bedarf, Expert/innen, jugend-
liche Zielgruppe, Zweitanalyse bereits vorliegender Materialien) 

 
b) Nutzungsmöglichkeiten der Ergebnisse (vgl. II.1.4.4 und 1.4.5) 

• Steuerung der Einrichtung (Schwerpunktsetzungen, Strategieänderun-
gen),  
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• Angebotsverbesserung im Sozialraum durch zusätzliche Informationen 
(Nachschlagewerke und Orientierungshilfen; bessere Vermittlung von 
Klient/innen durch Angebotsübersicht) 

• Servicefunktion für Kooperationspartner/innen: dadurch Erhöhung 
des Bekanntheitsgrades und Erweiterung der Kooperationskontakte  

• Einbringen der Ergebnisse in kommunale Strukturen (Einfluss auf Pla-
nungsebene, Integrationskonzept): dadurch Etablierung und Stärkung 
der eigenen Fachstellenposition aber auch demokratische und experto-
kratische Legitimierung in der Lobby- und Netzwerkarbeit 

 

2.4.2 Beteiligung der Zielgruppe 
 
Zentrale Analysefragen: Welche Form der Beteiligung entspricht den Möglichkei-
ten und Wünschen bzw. eigenen Bedarfen der Zielgruppe? Welche Kooperati-
onen fördern den Zugang zur Zielgruppe? 
 
a) Strategien und hilfreiche Bedingungen zur Beteiligung von jugendlichen 

Migrant/innen 

• Befragung von Jugendlichen zu Freizeitverhalten, zur Nutzung vorhan-
dener Angebote, zu Wünschen und Bedarfen (durch Gruppeninter-
views, Videofilm-Dokumentationen, Fragebogenerhebungen und 
durch direkten Kontakt zu den Jugendlichen in der Sozialarbeit � bei 
einer Bedarfserhebung über eigene Angebote wird jedoch die Zielgrup-
pe außerhalb der Einrichtung nicht erreicht; vgl. II.1.8.1) 

• Beteiligungsformen wie �Runde Tische�, Beiräte, Jugendforen, Zu-
kunftswerkstätten, themenbezogene Arbeitsgruppen, Jugendausgaben 
einer Stadtteilzeitung (vgl. II.1.8.2) 

• Hilfreiche Kooperationspartner/innen zur Beteiligung von Jugendli-
chen: Schule (Erreichbarkeit der Jugendlichen), unmittelbare Bezugs-
personen (Streetworker/innen) bzw. �Schlüsselpersonen� mit eigenem 
Migrationshintergrund 

• Förderliche Bedingungen: Einbezug der Jugendlichen in wesentliche 
Schritte der Projektentwicklung mit relevanten Entscheidungsbefugnis-
sen, bei Bedarf Begleitung der Jugendlichen bei der nachhaltigen Ein-
bindung ihrer Partizipation in die kommunalpolitischen Strukturen;  
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Die Zielrichtung des Engagements der Jugendlichen sollte offengehalten 

und nicht durch pädagogisch oder politisch gutgemeinte Empfehlungen vorge-
geben werden, um die Motivation zur tatsächlichen partizipativen Gestaltung 
nicht einzuschränken. 

Weiterführende Ideen und praktische Hinweise zur Initiierung und nach-
haltigen Gestaltung von Jugendlichenbeteiligung finden sich in der Handrei-
chung �Partizipation ein Kinderspiel? Beteiligungsmodelle in Kindertagesstät-
ten, Schulen, Kommunen und Verbänden� (Bruner/Winkelhofer/Zinser 2001) 
und in �Beteiligungsmöglichkeiten für Kinder und Jugendliche und freiwilliges 
Engagement� (BMFSFJ 2001a).   

 
b) Strategien zur Beteiligung von Vertreter/innen aus Migrant/innenvereinen 

bzw. -organisationen (vgl. II.1.8.3) 

• Explizite Einladung  

• Direkte, persönliche Kontaktaufnahme (persönlicher Besuch) 

• Bewusste Steuerung der Moderation 

• Termin- und Ortsverlegung eines Gremiums, um Teilnahme von Eh-
renamtlichen zu ermöglichen (z.B. von Vormittags- auf Abendtermin 
in Quartiernähe) 

• Zur Verfügung stellen von bereits bestehenden Strukturen (Räume, 
Lobbystrukturen etc.) zur eigenen Gestaltung der Strukturen durch die 
Migrant/innenorganisationen  

• Anbieten von Kooperationen und Inhalten, die für die Vereine nützlich 
sind (Stadtteilfest u.ä.) 

• Kontakt/Einbezug von professionellen Akteure der Migrationssozia-
larbeit mit eigenem Migrationshintergrund und etabliertem Stand im 
Sozialraum 

 

2.4.3 Netzwerkarbeit – sozialräumliches Management 
 
Zentrale Analysefragen: Wie können die im Sozialraum vorhandenen Netzwerk-
strukturen charakterisiert werden? Fehlen funktionierende Netzwerkstrukturen 
gänzlich oder liegen bereits gute Netzwerkstrukturen vor, die beispielsweise 
durch ein sensibles regionales Trägergleichgewicht geprägt sind (vgl. II.1.3.1)? 
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Welche Strategien sind deshalb für die eigene Einrichtung empfehlenswert, um 
die Leitziele �Zielgruppenöffnung� und �Übernahme von sozialräumlichen 
Managementaufgaben� zu erreichen? 

 
a) Förderliche Rahmenbedingungen für Kooperationen mit Partner/innen im 

Netzwerk (vgl. II.1.6.2; II.2.5) 

• Ausrichtung der Arbeit auf ähnliche Sozialraumbezüge (Zielgruppe) 

• Inhaltliche Schwerpunktsetzungen der Arbeit liegen nahe beieinander 
(ähnliche Aufträge/Zielsetzungen, Berührungs- und Kooperations-
punkte in den Schwerpunktsetzungen, ähnliche kommunale Veranke-
rung der kooperierenden Einrichtungen) 

 
b) Strategien zur Initiierung und Steuerung neuer Netzwerke  

Mit der Initiierung und Steuerung neuer Netzwerke (kommunal bzw. Land-
kreis übergreifend oder themenspezifisch bzw. zeitlich begrenzt) können ent-
sprechend der Erfahrungen der Modellprojekte Veränderungen der Angebots-
struktur sowie im Verhalten und Handeln der Akteure bewirkt werden (vgl. 
II.1.5.1). Diese neuen Netzwerke können als Informations- und Kooperations-
gremium, Planungsgremium, Lobby- und Kompetenzgremium genutzt werden. 

• Einbezug aller integrationsrelevanten Akteure der Jugend- und Migrati-
onssozialarbeit, der Migrant/innenvereine, der (kommunalen) Ämter 
und Behörden, der privaten und freien Träger, Firmen usw. 

• Einbezug der Kommune: dadurch �offizieller und verbindlicher Cha-
rakter� der Netzwerke und �verkürzte Wege� zu kommunalen Stellen 

• Orientierung der Netzwerkarbeit an den Bedürfnissen der Kooperati-
onspartner/innen; dadurch Motivation und Interesse der Beteiligten 
sowie nachhaltige und effiziente Netzwerkarbeit 

• Herstellen von Rollenklarheit in der Netzwerkmoderation, Rollentren-
nung der Moderation und der Vertretung der Trägerinteressen (zwei 
Personen), Moderationsteam aus Personen verschiedener Träger; da-
durch eher Unabhängigkeit der Moderation von Trägerinteressen ge-
währleistet 

• Schaffung effizienter Arbeitsstrukturen (selbstverpflichtende Netz-
werksatzung, Unterarbeitsgruppen, Freiräume für bilaterale Abspra-
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chen, Regelmäßigkeit der Treffen, professionelle Moderation/Leitung 
incl. Einladung und Protokollierung) 

 
c) Strategien zur Nutzung bereits bestehender Netzwerke  

Die Nutzung bereits bestehender Netzwerke bringt entsprechend der Erfah-
rung der Modellprojekte hauptsächlich Veränderungen im Bereich von Wissen, 
Einstellungen und Fertigkeiten hervor (vgl. II.1.5.2). 

• Engagement für migrationsspezifische Aspekte und Verbessern der 
Angebotsstruktur als Querschnittsthema 

• Lobbyarbeit als gleichberechtigte Partner/innen der Netzwerkarbeit 

• Übernahme von leitenden, moderierenden Rollen in ausgewählten Gre-
mien 

• Bilaterale Bündnisse/themenspezifische Kooperationen mit ausgewähl-
ten Partner/innen 

• Zur Verfügung stellen eigener Ressourcen in Form eines Services, der 
für die Kooperationspartner/innen von Interesse ist (Bestands- und 
Bedarfsanalysen, Stadtteilzeitung, Rundbriefe mit aktuellen politischen 
Informationen, Räume, Lobbyarbeit, Organisation von Arbeitskreisen, 
Fachtagungen, Workshops und Fortbildungen, Konzept- und Finanzie-
rungsberatung usw.) 

 

2.4.4 Gewinnung der Kommune als zentrale/r Kooperationspart-
ner/in 

 
Zentrale Analysefrage: Welche Strategien zur Gewinnung der Kommune als zent-
rale/r Kooperationspartner/in eignen sich angesichts der vorgefundenen kom-
munalen Strukturen und der Einbettung des Jugendgemeinschaftswerkes in 
den Sozialraum? 
 
a) Mögliche Ausgangssituationen (vgl. II.1.7.1) 

• Interesse der Kommune vorhanden (Förderung eines friedlichen multi-
kulturellen Zusammenlebens, Ausbau von Strukturen zur Migrations-
sozialarbeit und Bündelung von Aktivitäten und Angeboten) 
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• Desinformation, Zurückhaltung, Konkurrenz kommunaler Stellen (De-
fizitärer Wissensstand über das Vorhaben, mangelnde kommunikative 
Transparenz über Mittelvergabe etc.)  

 
b) Strategien zur Gewinnung der Kommune als zentrale/r Kooperationspart-

ner/in (vgl. II.1.7.2) 

Strategien zur Gewinnung der Kommune als zentrale/r Kooperationspart-
ner/in sind auch von der eigenen Einschätzung abhängig, ob kürzere Ent-
scheidungswege über die Kommune oder die Signalwirkung von Vorgesetzten 
das eigene Vorhaben erleichtern, oder ob kommunale Planungsprozesse in 
ihrer vermuteten/erfahrenen Schwerfälligkeit dem Vorhaben eher abträglich 
sind. Als grundlegende Strategie hat sich in der Modellerfahrung regelmäßige 
Präsenz und Information, Abfrage und der Einbezug der Expertise kommuna-
ler Stellen bewährt. 
 
Gewinnung der Kommune als Partner/in 

• Abfrage von Fachwissen, Einfordern der kommunalen Steuerungsver-
antwortung, Vorabsprachen, enge Abstimmung des Vorgehens 

• dadurch Gewinnung der Kommune als offizielle/r Träger/in, Fürspre-
cher/in, Ansprechpartner/in, Mitherausgeber/in von Bestandserhe-
bungen, Ämter- und Einrichtungswegweisern 

 
Einflussnahme über offizielle Gremien bzw. kommunale Strukturen 

• Informative Sensibilisierung über bestehende kommunale Einbindun-
gen des Trägers/einzelner Mitarbeiter/innen 

• Top-Down-Eingabe von Erkenntnissen und Ergebnissen der Be-
stands- und Bedarfsanalysen in kommunale Strukturen 

• Vertreten einer Gremieninitiative eines Trägerverbundes, dadurch 
keine Abwehr als �Einzelmeinung� möglich, Trägerkonkurrenz wird 
vermieden 

• Wirksamerer Einfluss durch Erwerb eines kommunalen Mandates (ex-
pliziter/impliziter Auftrag der Kommune), eines demokratischen Man-
dates (Vertretung eines Trägerkonsens/Meinung eines AKs) oder eines 
expertokratischen Mandates (Trägertradition bzw. einzelne/r Mitarbeit-
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er/in, systematische Bestands- und Bedarfsanalysen; vgl. II.1.7.3). Ein-
flussnahme freier Träger auf die Jugendhilfeplanung kann als schwierig 
eingeschätzt werden 

 
Informeller Einfluss über Schlüsselpersonen 

• Kooperation mit einer Schlüsselperson ermöglicht einen indirekten 
Einfluss auf die kommunale Jugendhilfeplanung (Einbringen eines Ta-
gesordnungspunktes) 

• Die Fürsprache einer Schlüsselperson kann eine �Türöffnerfunktion� 
haben, die den Weg zur Teilnahme an kommunalen Gremien ebnet. 

• Von einer Kooperation profitiert nicht nur die Einrichtung, sondern 
ebenso die jeweilige Schlüsselperson, da sie die Einrichtung als Fach-
stelle für interkulturelle Themen, als Kontaktstelle zu verschiedenen 
Gruppierungen und als Mittler/in zwischen Jugendhilfe und Schule an-
fragen kann. Das kann für potentielle Schlüsselpersonen einen Koope-
rationsanreiz darstellen. 

 
Themenbezogene Aktivitäten mit kommunalen Bündnispartner/innen 

• Anstoß von Veränderungen �im Kleinen� durch gezielte themenbezo-
gene Aktivitäten mit kommunalen Bündnispartner/innen (z.B. gemein-
same Gestaltung einer Fachtagung) 
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4 „Chain of events“ für den Programmschwerpunkt „Netzwerk-

arbeit“  
 

Inputebene Inputs der Projektarbeit 

Input I: 
Personal 

• 1 � 2 Mitarbeiter/innen: Expertenwissen, perso-
nelle Kompetenzen 

• Praktikant/innen für einzelne Teilprojekte 
• FH-Student/innen 
• Ehrenamtliche MitarbeiterInnen 
• Wissenschaftliche Begleitung / Supervisor/in 

Input II: 
Sonstige Ressourcen 
 
 

• Büro und -ausstattung 
• Finanzen 
• Räume für Sitzungen u. ä. 
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Outputebene Outputs der Projektarbeit 
 
Output I: 
Auf der Basis der 
Projektarbeit 
bzw. bilateraler 
Kooperationen 
 
 
 
 

1. Außendarstellung der Projektarbeit und -ziele/Öffentlichkeitsarbeit 
• Projektvorstellung in Gesprächen mit Akteuren 
• Veröffentlichungen in diversen Medien, Flyern, Internetpräsentationen 
• Informationsmaterial zu interkultureller Thematik, Wanderausstellung 
• Lobbyarbeit gegenüber kommunalen Stellen 
 
2. Bestands- und Bedarfsanalysen (vgl. II.1.4)  
• Sozialatlas (mit Angebotsübersicht und Analyseteil)  
• Angebotsübersichten für Migrant/innen: Infoblätter( z.B. zu Sprachkursangeboten, 

�Behördenwegweiser�, Stadtteilposter, Veranstaltungskalender, Stadtteilzeitungen 
• Mitwirkung an Bestandserhebungen von Kooperationspartner/innen 
• Befragung von Jugendlichen zur Bedarfslage (Interviews, Fragebögen, Videofilme) 

und diesbezügliche Veröffentlichungen 
 
3. Angebote für Migrant/innen  
• Maßnahmen zur Sprachförderung und Qualifizierung (z.T. in Kooperation mit 

Kindertagesstätten, Schulen) 
• Treff- und Austauschmöglichkeiten 
• Interkulturelle Stadtteilfeste 
• Beteiligungsprojekte für Jugendliche (z.B. Zukunftswerkstatt) 
 
4. Angebote für Akteure bzw. Multiplikator/innen  
• Fortbildungsveranstaltungen zu interkulturellen Kompetenzen; Situation von 

Migrant/innen; Informationsvermittlung 
• Vermittlung von Klient/innen 

 
Output II: 
Auf der Basis 
von Gremienar-
beit 
 
 
 
 

1. Neu eingerichtete Arbeitskreise/Netzwerke (vgl. II.1.5.1) 
• Einrichtung, Moderation und Steuerung neuer Netzwerke  
• Schaffung von effektiven Arbeitsstrukturen (Satzung, Unter-AK) 
• Bestands- und Bedarfserhebung über den AK 
• Information- und Kooperation im AK, Angebotsabstimmung 
• Planung und Realisierung neuer Angebote/Produkte: Infomaterialien und -veran-

staltungen,  
• Lobby- und Begutachtungsarbeit des AK für interkulturelle Themen 
 
2. Mitarbeit in bestehenden Arbeitskreisen (vgl. II.1.5.2) 
• Informationsvermittlung und -austausch im AK  
• Moderation und Protokollierung der Sitzungen, Anregungen zur Verbesserung der 

Gremienarbeit 
• Initiierung und Vertretung gemeinsamer Trägerinitiativen 
• Thematisierung migrationsspezifsicher Aspekte/Lobbyarbeit 
• Angebotsabstimmung; Entwicklung neuer Angebote/Veranstaltungen 
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Outcomeebene I 
(Wissen/Einstellungen/Fertigkeiten) 

Outcomes bei Akteuren Indikatoren für die Outcomes I 

• Wissen über das Modellprojekt und seine Ziele, 
Kenntnis anderer Einrichtungen und ihrer Ange-
bote, Erkennen der positiven Effekte von Vernet-
zung  

• Kenntnisse über das JGW und seine Angebote 

• Wahrnehmung von eigenen Wissensdefiziten be-
züglich Migrant/innen 

• Interesse an interkulturellen Themen/Sensibilisie-
rung 

• Wahrnehmung der Zielgruppe Migrant/innen, 
veränderte Einstellungen gegenüber dieser Ziel-
gruppe 

• Wissen um Probleme und Bedarfe der Zielgruppe, 
Wahrnehmung von Versorgungslücken 

• Kenntnis der sozialen und rechtlichen Situation 
junger Migrant/innen 

► Kommunikation und Kommunikationsbe-
reitschaft bezüglich migrationsspezifischer 
Themen (Interesse und Neugier) 

► Anfragen an JGW als Kooperationspart-
ner/innen für die Einrichtungen vor Ort; An-
gaben im „Fragebogen zum JGW“ (vgl. I.3.3.3) 

► Anfragen der Akteure vor Ort bei den Mo-
dellprojekten (z.B. nach Fortbildungen, ge-
meinsamer Veranstaltung) 

► Indikatoren, die sich in den Ergebnissen der 
Befragung der Kooperationspartner/innen der 
Projekte zu Wissenserwerb und Angebotsab-
stimmung zeigen 

► Vermittlung von Klient/innen (z.B. an das 
JGW) 

Outcomes bei Migrant/innen Indikatoren für die Outcomes I 

• Wissen über das Modellprojekt und seine Ziele  

• Kenntnis anderer Einrichtungen und ihrer Ange-
bote 

• Wissen über Partizipationsmöglichkeiten  

• Interesse an Nutzung der Angebote 

► Verstärkte Beteiligung und Angebotsnachfrage 
von Seiten der Migrant/innen 
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Outcomeebene II 
(Verhalten/Handeln) 

Outcomes im Bereich Ämter/Kommunen Indikatoren für die Outcomes II 

• Interkulturelle Öffnung 

• Kontakt zum Modellprojekt oder zu Migrant/innenver-
treter/innen bei interkulturellen Fragestellungen 

• Finanzierung neuer Maßnahmen und Angebote 

• (Gemeinsame) Veranstaltungen/Schirmherrschaft in 
Bezug auf die Thematik 

• Teilnahme kommunaler Mitarbeiter/innen an interkultu-
rellen Fortbildungen/Bildung interner AGs zum Thema 

• Beteiligung an Gremien zur interkulturellen Thematik 

► Stellen Informationen zur Verfügung 
bzw. verbreiten sie, kooperieren mit 
Migrant/innenorganisationen bzw. -bei-
räten, bieten mehrsprachige Broschüren 
für ihre Angebote an; Öffentlichkeitsar-
beit richtet sich gezielt an Mig-
rant/innen 

► Kommunal finanzierte Angebote bzw. 
interkulturelle Kontaktbüros/Netzwerke 

 

Outcomes im Bereich freie Träger/Einrichtungen Indikatoren für die Outcomes II 

• Interkulturelle Öffnung 

• Teilnahme der Mitarbeiter/innen an interkulturellen 
Fortbildungen 

• Gemeinsame Veranstaltungen, gemeinsame Initiativen 
und Anträge 

• Abstimmung der Angebote, Informationsaustausch unter 
den Einrichtungen 

• Vorhalten eigener, neuer Angebote für die Zielgruppe 

• Ehrenamtliche Aktivitäten von Bürger/innen 

► Verändertes Klientel, mehrsprachige 
Broschüren, interkulturelles Personal, 
veränderte Öffentlichkeitsarbeit, Struk-
turveränderungen (s.o.) 

► Trägerübergreifende Angebotsübersich-
ten, zeitliche bzw. räumliche Verlegung 
von Angeboten, Vernetzungslandkarten, 
Fragebogenergebnisse 

 

Outcomes bei Gremienteilnehmer/innen Indikatoren für die Outcomes II 

• Thematisierung migrationsspezifischer Themen 

• Verbindlichkeit der Arbeitsstruktur 

► Protokolle, Tagungsordnung, Selbst-
verpflichtungsvereinbarungen, Fragebo-
genergebnisse (vgl. I.3.3.3) 
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Outcomeebene III 
(nachhaltige Einstellungs- und Verhaltensänderungen, die zu Strukturveränderungen führen) 

Outcomes Indikatoren für die Outcomes III 

• Strukturelle Implementierung interkultureller 
Themen in der Jugendhilfeplanung 

• Implementierung eines neuen Gremi-
ums/Arbeitskreises mit verbindlichem Charakter

• Abbau von �Doppelstrukturen�, strukturell 
festgelegte Nutzung gemeinsamer Ressourcen 

• Etablierung einer Fachstelle/Beratungsstelle für 
jugendliche Migrant/innen 

• Einführung von Integrationskonzepten (Kom-
mune, Einrichtungen, Träger) 

• Strukturelle Beteiligung von Migrant/innen an 
kommunalen und politischen Entscheidungen 

• Strukturveränderungen von Einrichtungen zur 
interkulturellen Ausrichtung bzw. Öffnung (als 
Querschnittsaufgabe) 

► Sitz interkultureller Vertreter/innen im Jugend-
hilfeausschuss, festes Budget, schriftlich fixierte 
kommunale Leitlinien 

► Offizieller Auftrag für Integrationskonzept, 
Grad der Selbstverpflichtung/Protokoll, Begut-
achterfunktion für Neuanträge 

► Eigens/neu gewählter Standort, Namensände-
rung, Organisationsstrukturanpassung 

► Einrichtung eines Ausländerbeirates, ständige 
Vertretung von jugendlichen Migrant/innen im 
Jugendparlament  

► Neues Konzept, Personal mit Migrationshinter-
grund, sprachliche Vielfalt an den Stellen, regel-
mäßige Schulungen zu interkulturellen Themen, 
veränderte Zuständigkeiten 

► Repräsentativer Migrant/innenanteil unter den 
Einrichtungsnutzer/innen 
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5 Veränderungsschema zur Weiterentwicklung der Jugendge-

meinschaftswerke 
 

1. Einrichtungsebene: Jugendgemeinschaftswerk 

1. Aufrechterhal-
tung des alten 

Systems 

2. Bewusstseins-
bildung 

3. Erprobung 4. Übergang 5. Etablierung 
neuer Strukturen

1. Traditionelles 
Selbstverständnis 
2. Traditionelle Ziel-
gruppenzusammen-
setzung und Ange-
botspalette 
3. Traditionelle Ar-
beitsweise 

1. Sensibilisierung für 
und Einsicht in not-
wendige Verände-
rungsprozesse (Ver-
netzung und Öff-
nung) 
2. Interesse an Fort-
bildung zu interkultu-
reller Thematik 
3. Reflektion verän-
derter Arbeitsanfor-
derungen  
4. Besuche anderer 
Projekte bzw. von 
Tagun-
gen/Fortbildungen  
5. JGW informiert 
sich über Strukturen 
vor Ort 

1. Angebotserpro-
bung für alle Migrant-
/innen eingebettet in 
Konzeptentwicklung 
bezüglich klassischer 
JGW-Arbeit 
2. Veränderte Ar-
beitsweisen (z.B. Ab-
stimmung von Ange-
boten) 
3. Konzeptionserar-
beitung 

1. Verpflichtende 
Teilnahme an Fortbil-
dung zu interkulturel-
ler Thematik 
2. Veränderte Außen-
darstellung: z.B. Na-
men, Flyer, Standort 
3. Veränderte JGW-
Konzeption wird um-
gesetzt 
4. Veränderte Anfor-
derungsprofile bei 
Einstellungen 
5. Veränderte Teil-
nehmer/innenstruk-
tur  

1. JGW ist Fachstelle 
für alle jugendlichen 
Migrant/innen  
(veränderte Aufga-
benschwerpunkte, 
stärkere Konzentra-
tion auf Integrations-
fragen, Koordinati-
ons- und Manage-
mentaufgaben) 
 

 

2. Modellprojektebene: Beitrag der Modellprojekte zum Veränderungsprozess des JGW 

2. Bewusstseinsbildung 3. Erprobung 4. Übergang 

Transfer von Informationen und 
Erfahrungen 

1. Eingabe von Informationen (Öff-
nungskonzepte, Bedarfslagen, Fach-
wissen) 
2. Inhaltliche Gestaltung von Fort-
bildungen und Tagungen 
3. Anregung von Diskussionspro-
zessen (Gemeinsame Dienstbespre-
chungen, Klausurtagungen) 
 

Erprobung von Angeboten, Ver-
netzungs- und Lobbystrategien 

1. Angebotserprobung für erweiterte 
Zielgruppe und neue Aufgaben-
schwerpunkte 
2.Vermittlung von neuen Kooperati-
onspartner/innen durch Netzwerk-
strategien (auch auf der Basis der 
Sozialatlanten): Einrichtung von 
neuen und Mitarbeit in bestehenden 
Arbeitskreisen 
3. Einflussnahme auf kommunale 
Planung als Lobby für Migrant/innen 
4. Bestands- und Bedarfsanalysen 
(Einrichtungen, Jugendliche) 
5. Konzept- und Finanzberatung 
6. Mitarbeit an neuem Konzept und 
Öffentlichkeitsarbeit 
7. Befragung der JGW-Mitarbei-
ter/innen zur Öffnung 

Gemeinsames Vorgehen 

1. Modellprojekt und Jugendgemein-
schaftswerk treten �als Einheit� auf 
Unterstützung bei der Umsetzung der 
veränderten Konzeption und Ar-
beitsweisen 
2. Unterstützung bei der Umsetzung 
der veränderten Öffentlichkeitsarbeit 
für ein neues Image  
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3. Trägerebene: Träger auf Bundes-, Landes- und lokaler Ebene 

1. Aufrechterhal-
tung des alten 

Systems 

2. Bewusstseins-
bildung 

3. Erprobung 4. Übergang 5. Etablierung 
neuer Strukturen

Lokale Träger-
ebene 
 
1. Organisations-
strukturen:  
- separate Zuständig-
keiten 
- wenig trägerinterner 
Wissens- und Infor-
mationstransfer (zw. 
JGW, Ausländer-, 
Flüchtlingsberatung) 
2. Selbstverständnis: 
JGW  als eigenstän-
dige Einrichtung  
 
Landesebene  
 
Bundesebene 

1. Trägerinterne 
Diskussionsprozesse 
auf verschiedenen 
Ebenen: (Bundes- 
und Landesverbände, 
vor Ort z.B. Klau-
surtag) 
2. Antragsstellung für 
Modellprojekt ver-
knüpft mit Intention, 
JGW weiterzuentwi-
ckeln  
3. Veranstaltung von 
Tagungen 
4. Informationspoli-
tik 
5. Fortbildung (zur 
Bewusstseinsbildung) 

Lokale Träger-
ebene 

1. Konzeptionser-
arbeitung 
2. Trägerinterne 
Kooperation für 
punktuelle, zielgrup-
penübergreifende  
Angebote  
3. Gezielte Akquisi-
tion von Projekten, 
die die Entwicklung 
unterstützen  
 
Landesebene  
 
Bundesebene 

1. Modellinitiativen 
2. Konzeptionsent-
wicklung (z.B. für 
veränderte Migra-
tionssozialarbeit, 
Interkulturelle Öff-
nung) 
 

Lokale Träger-
struktur 

1. Neue Konzeption 
wird umgesetzt 
2. Veränderte Orga-
nisationsstrukturen: 
JGW trägerintern für 
Migrationssozialarbeit 
mit Jugendlichen 
zuständig 
3. Trägerinterne 
Weitervermittlung 
4. Öffentlichkeitsar-
beit mit verändertem 
Selbstverständnis 
 
Landesebene 
 
Bundesebene 

1. Bundeszentrale 
Träger fördern über 
die Mittelvergabe 
neue Entwicklungen 
2. Veränderte Fortbil-
dungsprogramme 

Trägerinterne Rah-
menbedingungen 
sind auf die neuen 
Aufgaben des JGW 
abgestimmt: 
 
- Organisations-
struktur (bspw. Zu-
sammenfassung zu 
einem Bereich Ju-
gend)  
- Arbeitsabläufe sind 
abgestimmt 
- Selbstverständnis 
(Migrationssozialar-
beit tritt als Einheit 
auf) 
- Widerspruchsfreie 
Konzeption für die 
Migrations- und 
Jugendsozialarbeit 
(z.B. Integration ist 
Querschnittsaufgabe)

 

4. Ebene der Zielgruppe/jugendliche Migrant/innen 

1. Aufrechterhal-
tung des alten 

Systems 

2. Bewusstseins-
bildung 

3. Erprobung 4. Übergang 5. Etablierung 
neuer Strukturen

Jugendliche ausländi-
scher Herkunft ken-
nen JGW und Ange-
bote nicht und nut-
zen sie nicht 

Nicht-deutsche Ju-
gendliche und ihre 
Familien nehmen die 
Angebote auch als für 
sie relevant wahr 

Sie besuchen unver-
bindlich einzelne 
Angebote 

Immer mehr nicht-
deutsch Jugendlichen 
nutzen die Angebote 
und werben über 
Mundpropaganda in 
ihrer �community� 

Alle jugendliche 
Migrant/innen ken-
nen und nutzen 
JGW-Angebote 
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5. Ebene der lokalen Strukturen/Einbettung des Jugendgemeinschaftswerkes 

1. Aufrechterhal-
tung des alten 

Systems 

2. Bewusstseins-
bildung 

3. Erprobung 4. Übergang 5. Etablierung 
neuer Strukturen

1. JGW nicht in Trä-
gerstrukturen der 
Migrationssozialarbeit 
vor Ort integriert 
(Sonderstellung) 

2. Lobbyarbeit nur 
für Aussiedler 

3. Kooperation nur 
mit Trägern der Aus-
siedlerarbeit 

4. JGW wird nur bei 
Aussiedlerproblemen 
von Kooperations-
partnern angefragt 

5. JGW hat in kom-
munalen Strukturen 
(Ämter, Ausschüsse) 
eine Sonderstellung 
aufgrund der Bun-
desfinanzierung 

 

1. Andere Einrich-
tungen/Institutionen
/Organisatio-
nen/kommunale 
Ämter informieren 
sich über und disku-
tieren neue Rolle des 
JGW als Angebot für 
alle MigrantInnen 

1. JGW nimmt an 
Gremien zur Migrati-
onssozialarbeit vor 
Ort teil  

2. JGW kooperiert 
punktuell mit Akteu-
ren außerhalb der 
Aussiedlerarbeit  

3. Probeweise räumli-
che Verlagerung der 
Angebote 

1. Die meisten Ak-
teure im Sozialraum 
schätzen das JGW als 
Fachstelle für Migra-
tion 

2. JGW werden häu-
fig angefragt bei 
migrationsspezifi-
schen Themen 

3. Zugewanderte 
Jugendliche werden 
an das JGW weiter-
vermittelt 

4. JGW ist in die 
meisten migrations- 
und jugendbezogenen 
Kooperationsstruktu-
ren eingebunden 

5. JGW und �Inter-
kulturelles Netzwerk� 
nehmen Einfluss auf 
kommunale und 
stadtteilbezogene 
Planungsprozesse  

1. JGW ist in beste-
hende kommunale 
Strukturen als An-
sprechpartner für alle 
jugendliche Migran-
tInnen integriert 

2. JGW ist als Migra-
tionsfachstelle in den 
Trägerstrukturen vor 
Ort etabliert und in 
den relevanten Ko-
operationsbeziehun-
gen fest verankert 
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6. (Fach-) Politische Ebene/öffentliche Einflüsse 

1. Aufrechterhal-
tung des alten 

Systems 

2. Bewusstseins-
bildung 

3. Erprobung 4. Übergang 5. Etablierung 
neuer Strukturen

1. KJP-Richtlinien 
und sonstige rele-
vante Regelungen 
begründen die JGW-
Zuständigkeit für die 
Zielgruppe Aussied-
lerjugendliche 

2. In der fachpoliti-
schen Diskussion 
werden getrennte 
Zuständigkeiten für 
Beratung /Betreuung 
je nach Migrations-
hintergrund befür-
wortet 

1. Diskussionspro-
zesse (BAG JAW, 
Trägerverbände, 
BMFSFJ, ministe-
rienübergreifend, zw. 
Bund-Land-Kom-
mune): Separate 
Zuständigkeiten der 
Beratungs-/Betreu-
ungsarbeit werden in 
Frage gestellt 

2. Informationspoli-
tik 

1. Erprobung von 
Migrationsfachstellen 
für alle MigrantInnen 
(Initiierung des Mo-
dellprogramms) 

2. Entwicklung von 
Konzepten für ziel-
gruppenübergrei-
fende Angebote 

 

1. KJP-Richtlinien 
und die meisten 
sonstigen relevanten 
Regelungen sind auf 
Integrationshilfen un-
abhängig vom Status 
ausgelegt; die verblei-
benden werden dar-
aufhin überprüft 

2. Initiativen werden 
geschaffen, die die 
Weiterentwicklung zu 
Migrationsfachstellen 
auf breiter Basis 
schaffen 

3. Politische Richtli-
nien, gesetzliche 
Regelungen, Quali-
tätsstandards für 
andere soziale 
Dienstleistungen 
werden diskutiert und 
wenn notwendig ver-
ändert 

1. Alle gesetzlichen 
Grundlagen und 
Zuständigkeiten sind 
so aufeinander abge-
stimmt, dass die JGW 
� �als Bestandteil des 
interkulturellen Netz-
werkes� � geöffnete 
Angebote vorhalten 
können 

2. Neue Fachdiskus-
sionen und Modell-
programminitiativen 
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